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Bemeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 26. Jänner 

1894 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Albert Richter. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Ich habe die Ehre, mitzutheilen, daſs der Herr Bürger— 
meiſter ſein Ausbleiben entſchuldigt; er hat einer Sitzung im 
Landtage anzuwohnen. 

2. Dem Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Urlaub von acht Tagen ertheilt worden. 

3. Die Herren Gem.⸗Räthe Schmidt, Siegert, Meißl 
und Seiler entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen 
Sitzung. 

4. Ich habe die Ehre, eine Juterpellation des Herrn Gem. 
Rathes Röhrl zu beantworten. In derſelben wird unter Hinweis 
auf verſchiedene Übelſtände in dem Hauſe Brückengaſſe Nr. 3, in 
welchem eine Schule untergebracht iſt, gefragt, ob der Bürger— 
meiſter geneigt iſt, eheſtens eine Commiſſion abhalten zu laſſen, 
welche die geſammten Übelftände genau prüfen und, wenn erwieſen, 
ob das Gebäude adaptiert oder für Schulzwecke geſchloſſen 
werden wird. 

Ich habe darauf zu erwidern, dafs dieſe erwähnte Schule 
allerdings zu jenen älteren Schulgebäuden zählt, welche den Vor— 
ſchriften für Schulbauten in vielen Beziehungen nicht entſprechen 


Grübl iſt ein 


der Vorſchläge bezüglich der im Jahre 1894 vorzunehmenden 
Schulbauten einen Erſatzbau für die aufzulaſſende Volksſchule in 


und es hat auch der Wiener Bezirksſchulrath dieſerwegen gelegentlich 


der Brückengaſſe, und zwar in der Mittelgaſſe, in Antrag gebracht. 
Mit Rückſicht jedoch darauf, daſs das Schulbudget durch viele 
unaufſchiebbare Schulbauten, insbeſondere für die neu angegliederten 
Bezirke und für die daſelbſt neu zu errichtenden Schulen ohnehin 
auf eine außergewöhnlich große Höhe geſtiegen iſt, muſsten 
mehrere, höchſt wünſchenswerte Erſatzbauten für ältere, nicht mehr 
ganz entiprechende Schulgebäude, darunter auch das in Rede 
ſtehende, zurückgeſtellt werden und ſpäteren Jahren vorbehalten 
werden. Übrigens wurden ſolche Verbeſſerungen am erwähnten 
Gebäude vorgenommen, dafs es immerhin angeht, die Schule 
daſelbſt zwei bis drei Jahre zu belaſſen, bis für einen Erſatzbau 
wird Sorge getragen ſein. 

5. In der letzten Sitzung hat Herr Gem.-Rath Dr. Klotz— 
berg unter Hinweis auf eine Kundmachung die Anfrage geſtellt, 
ob dem Bürgermeiſter die vom Herrn Interpellanten vorgelegte 
Kundmachung bekannt iſt. Dieſe Frage wird mit Ja beantwortet. 

Ferner: „Ob § 498 des St.⸗G. nicht mehr giltig ſei und 
ob Verordnungen, welche eine Verletzung des § 498 allgemein 
einführen, mit den im Geſetze genannten Anfragen der Behörde 
identiſch ſeien?“ 

Ich muſßs zunächſt bemerken, daſs der § 498 die Vorſchrift 
enthält, dafs ein Arzt verpflichtet iſt, der Behörde Geheimniſſe 
der in feiner Pflege ſtehenden Kranken zu entdecken und dass nur 
in dem Falle, wenn er über dieſe Pflicht hinausgehende Mit: 
theilungen macht, eine Strafſauction geſetzt iſt. (Gem.-Rath Dr. 
Klotzberg: Hört! Hört!) Da iſt ja keine Verwunderung am 
Platze, denn der § 498 ſagt ausdrücklich: „Ein Arzt u. ſ. w 
welcher die Geheimniſſe der ihrer Pflege anvertrauten Perſonen 
jemand anderem als der ämtlich nachfragenden Behörde entdeckt..“ 
Damit iſt ja wohl die Bedeutung des Paragraphes ziemlich klar— 
geſtellt. 

tum wird gefragt, ob die Verordnungen mit den im Geſetze 
genannten Anfragen der Behörde identiſch ſeien. Das mufs bejaht 
werden. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: O nein! — Gem.-Rath 
Dr. Lerch: Juriſtiſche Auslegung!) 
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Es wird auch weiters hingewieſen, dajs nach § 72 des Reichs— 
geſetzes vom 30. März 1888, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 33, die Arbeiter: 
Krankencaſſen verpflichtet ſind, über die Krankheitsfälle, über die 
Sterbefälle, ferner über die Zahl der Krankheitstage ꝛc. ihrer 
Mitglieder Nachweiſungen zu führen und ſind die Caſſenärzte 
gezwungen, Namen und Krankheit des Mitgliedes der Caſſe be— 
kanntzugeben. 

Weiters wird gefragt: „Kann der Arzt verpflichtet werden, 
außer auf Befragen des Gerichtes oder einer Behörde im 
übertragenen Wirkungskreiſe, den Schleier des Berufsgeheim— 
niſſes zu lüften?“ 

Darauf iſt zu erwidern, dass für die Erfüllung einer be— 
hördlicherſeits auferlegten Verpflichtung es gleichgiltig iſt, ob die— 
ſelbe im übertragenen oder ſelbſtändigen Wirkungskreiſe auf— 
getragen wird. 

Endlich wird gefragt: „Iſt der Herr Bürgermeiſter überhaupt 
geneigt, zu veranlaſſen, dajs dieſe den ärztlichen Stand tief ver— 
letzende Kundmachung zurückgenommen wird, eventuell bekannt— 
zugeben, wie es die Arzte anſtellen ſollen, um mit dem 8 498 des 
öſterreichiſchen Strafgeſetzes nicht in Colliſion zu gerathen?“ 

Der Magiſtrat berichtet, daßs nicht einzuſehen iſt, warum die 
Form der Kundmachung den ärztlichen Stand verletzen ſoll. (Gem. 
Rath Dr. Lerch: Ich kann nicht glauben, dass das der Magiſtrat 
berichtet — Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Vierzehn Tage Arreſt! 
— Gem. Rath Dr. Lerch: Das geht in unſer Fleiſch und Blut!) 
Ich bitte, mich nicht zu unterbrechen. (Gem.-Rath Steiner ruft 
dazwiſchen.) Herr Gem.-Rath Steiner, Ihre Bemerkung iſt ganz 
unpaſſend. Ich bitte nun, Ruhe zu halten. (Gem.⸗Rath Strobach: 
Der frisst alle!) 

Es werden Aufträge der Behörde an andere Berufsſtände in 
der nämlichen Form hinausgegeben, ohne dafs von den Mitgliedern 
je eine Beſchwerde über die Form einer Kundmachnng erhoben 
worden iſt. Dafs bei Außerachtlaſſung der in der Kundmachung 
enthaltenen behördlichen Aufträge Geld-, beziehungsweiſe Arreſt— 
ſtrafen angedroht werden, kann die praktiſchen Arzte auch nicht 
verletzen, indem dieſe Strafſanction im § 93 des neuen Gemeinde— 
ſtatutes der Stadt Wien ausdrücklich vorgeſehen iſt. 

Es liegt demnach kein begründeter Anlass vor, die in Rede 
ſtehende Kundmachung zurückzuziehen. 

Übrigens wird infolge der Vorſtellung mehrerer ärztlicher 
Vereine gegen die erwähnte Kundmachung das geſammte Acten— 
materiale dem löblichen Stadtrathe (als Recurs-Inſtanz) vorgelegt 
werden.“ | 

6. In der letzten Sitzung wurde vom Gem.-Rathe Schuh 
eine Interpellation, welche ſich auf die Affaire Dj örup bezieht, 
geſtellt und in derſelben gefragt: „Was gedenkt der Bürgermeiſter 
zu thun, dafs der Beſitz der Gemeinde Wien wieder in den früheren 
Zuſtand verſetzt werde, und weiters: Was hat der Herr Bürger— 
meiſter veranlasst, daßs der Gefahr einer Überſchwemmung Grinzings 
durch eine ſeitens des Gem.⸗Rathes Djörup erfolgte Anſchüttung 
des Baches vorgebeugt und die zum genannten Steinriegel führende 
Straße wieder in den ordentlichen Stand geſetzt werde?“ 

Es liegen diesfalls zwei Berichte vor, zunächſt der des Bezirks- 
amtes im XIX. Bezirke. In demſelben wird gejagt, daſs es richtig 
iſt, daßs eine theilweiſe Inangriffnahme des ſtädtiſchen Steinriegels 
Cat.⸗Parc. Nr. 894 ſtattgefunden hat, daßs eine Wiederherſtellung 
des früheren Standes nicht möglich iſt. Das mit der Adminiſtration 
der ſtädtiſchen Gründe betraute magiſtratiſche Bezirksamt unter⸗ 
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breitet zur Wahrung der ſtädtiſchen Intereſſen unter einem dem 
Stadtrathe ein Referat über die infolge des dargeſtellten That— 
beſtandes erforderlichen Schritte. Vom Standpunkte des magiſtrati— 
ſchen Bezirksamtes als Gewerbebehörde war nichts zu verfügen, 
da Herr Djörup die Conceſſionsbedingungen eingehalten hat. 
Ein gefahrdrohender Zuſtand am Steinriegel wurde nicht bemerkt. 
(Hört! links.) Endlich mufs bemerkt werden, dass die entfernte 
Lage der Steinriegel eine permanente Überwachung, ja ſogar eine 
öftere Nachſchau erſchwert. 

Weiters liegt vor ein Bericht über die waſſerrechtliche Seite 
der Angelegenheit. Darin wird gejagt (liest): „Herr Djörup 
hat in der Nähe des erwähnten Hauſes im vorigen Jahre ohne 
Einholung eines waſſerrechtlichen Conſenſes über den ſogenannten 
Neſſelbach in Grinzing eine hölzerne Brücke und anſchließend an 
dieſelbe aus Holz eine Verſicherung der Bachufer mittels Piloten 
hergeſtellt. 

Über die anher gelangte Anzeige fand im September vorigen 
Jahres eine commiſſionelle Erhebung ſtatt, bei welcher Herr 
Djörup das Erſuchen ſtellte, die vorerwähnte Uferverſicherung 
ſolange *..affen zu dürfen, bis ſein Geſuch um Beſtimmung der 
Baulinie für die Berggaſſe erledigt ſei; er werde dann ſofort um 
den waſſerrechtlichen Conſens für die Herſtellung eines aus Mauer: 
werk beſtehenden Uferſchutzes einſchreiten. 

Mit dem Decrete vom 13. September 1893, Z. 16413], 
wurde Herrn Djörup die Caſſierung der Brücke aufgetragen und 
iſt ſolche von ihm auch veranlasst worden. 

Eine Bewilligung zur Fortbelaſſung des aus Holzpiloten 
hergeſtellten Uferſchutzes bis zum Zeitpunkte der Baulinien⸗ 
beſtimmung wurde ihm vom Magiſtrate nicht ertheilt, aber auch 
die ſofortige Demolierung nicht aufgetragen, weil das Heraus— 
reißen der Piloten aus den Bachufern ſofort ein Nachrutſchen des 
Erdreiches der Bachuferwände und möglicherweiſe eine locale Ver— 
ſchüttung des Bachbettes (Hört! Hört! links), und infolge des 
Waſſerrückſtaues ein Überfluten der anliegenden Grundſtücke, nament- 
lich der Straße, hätte zur Folge haben können, und weil die Bau— 
linienbeſtimmung ohnedies in nicht gar langer Zeit zu erwarten war. 

An das magiſtratiſche Bezirksamt für den XIX. Bezirk ergieng 
aber die Weiſung im Sinne des § 93 des Waſſerrechtsgeſetzes, 
im dringenden Falle ohne Verzug das im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit Nothwendige vorzukehren und über die getroffenen Vor— 
kehrungen zu berichten. 

Ein ſocher beſonderer Fall der Dringlichkeit, in welchem ein 
unmittelbares Einſchreiten der Localbehörde ohne Verzug im Suter 
eſſe der öffentlichen Sicherheit nothwendig geweſen wäre, hat ſich 
bisher nicht ereignet. 

Über das im ordentlichen Verfahren weiter Anzuordnende 
wird der Magiſtrat als politiſche Behörde I. Inſtanz auf Grund 
des Waſſerrechtsgeſetzes erkennen und den Eigenthümer des Grundes, 
insbeſondere ſofort nach erfolgter Baulinienbeſtimmung, beauftragen, 
wegen Herſtellung eines gemauerten Uferſchutzes ein dem § 74 des 
Waſſerrechtsgeſetzes entſprechendes Geſuch hieramts zu überreichen.“ 

Endlich wurde in der Interpellation noch die Frage 
geſtellt, ob der Herr Bürgermeiſter das Vorgehen des Herrn 
Djörup als Mitglied des Gemeinderathes der Stadt Wien für 
würdig hält und ob derſelbe geneigt iſt, ihm feine Mifsbilligung 
zum Ausdrucke zu bringen. Nun glaube ich, dass der Bürger— 
meiſter nicht verpflichtet iſt, ſeine Privatanſchauung in dieſem 
Falle bekanntzugeben. Überdies fteht ihm gegenüber %inem ſolchen 
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Vorgehen eines Mitgliedes des Gemeinderathes irgendwelche 
Autorität oder Diſciplinargewalt nicht zu und iſt derſelbe auch 
nicht in der Lage, deshalb feine Mijsbilligung auszusprechen. (Gem. 
Rath Jedliéka: Das iſt ein Liberaler!) Nicht deshalb, ſondern 
weil es nicht im Gemeinderathsſaale geſchehen iſt. 

7. In der letzten Sitzung hat der Herr Gem. Rath Strobach 
eine Anfrage geſtellt, welche ſich auf die Angelegenheit der Feuer— 
verſicherung bezog. Ich habe darauf zu erwidern, dafs der Ge— 
meinderath in feiner Sitzung vom 17. März 1893 den Beſchluſs 
gefaſst hat, es ſei an die hohe Regierung eine Petition zu richten, 
in welcher ſie gebeten wird, die Zuſtimmung zur Errichtung einer 
Brandſchaden⸗Verſicherungsanſtalt durch die Gemeinde Wien mit 
dem Rechte der Zwangsverſicherung zu ertheilen. Dieſe Petition 
iſt der Regierung überreicht worden. Eine Erledigung iſt bisher 
nicht eingelangt. 

S. In der Sitzung vom 28. November 1893 hat Herr Gem. 
Rath Sauerborn aus Anlass der Berathung über eine Sub— 
vention die Bemerkung gemacht, daſs das Comité zur Veranſtal— 


tung einer Chriſtbaumfeier im X. Bezirke im Jahre 1890 zu 


Weihnachten nichts vertheilt hat, trotzdem Geld in der Caſſa 
geweſen ſei. Es wurde von dem damaligen Vorſitzenden die Be— 
merkung gemacht, es werden über den Fall Erhebungen gepflogen 
und das Reſultat derſelben bekanntgegeben werden. Die Erhebungen 
liegen nun vor und gehen dahin: Es iſt conſtatiert worden, dass 
vom Chriſtbaum⸗Comité des X. Bezirkes im Jahre 1890 eine 
Chriſtbaumfeier nicht veranſtaltet worden iſt, weil dasſelbe ſeine 
Thätigkeit im Jahre 1890 gänzlich eingeſtellt hatte, und dafs vom 
Gemeinderathe dem genannten Comité für das Jahr 1890 keine 
Subvention gegeben wurde, nachdem ein diesbezügliches Anſuchen 
vom Comité nicht eingebracht worden iſt. 

Ich bitte, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem. -Nath Mayer (liest): 

9. Interpellation des Gem.⸗Nathes Steiner: 


Ein Theil der von der Commune übernommenen Beamten und Schul— 
diener der ehemaligen Vorortegemeinden entbehrt noch immer der Regelung 
der Quartiergelder und des Monturpauſchales, Bezüge, welche ihnen von den 
ehemaligen Gemeinden vertragsmäßig zugeſichert wurden. 

Wie es ſcheint, iſt die Überbürdung des Stadtrathes mit Arbeiten an 
der bisherigen Verzögerung ſchuld, da die Acten ſchon längere Zeit im Präſidial⸗ 
bureau liegen. 

Angeſichts der Dringlichkeit der Sache für die Betreffenden erlaube ich 
mir die Anfrage: 

Wann gedenkt der Herr Bürgermeiſter die obberichtete Au— 
gelegenheit zur Erledigung zu bringen? 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Ich werde die Ehre 
haben, dieſe Interpellation in der nächſten Sitzung zu beantworten. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Mayer (liest): 

10. Antrag des Gem.-Nathes Pollak: 

Die den ſtädtiſchen Waiſenhäuſern gegenwärtig zugewieſenen Lehrkräfte, 
welche den Wiederholungsunterricht an die Zöglinge zu ertheilen haben, werden 
von den Waiſenhausvätern aufgenommen und von denſelben wieder ohne 
Kündigungsfriſt ſowie ohne Angabe des Grundes entlaſſen. 

Die Diener dagegen, die auch von den Waiſenhausvätern aufgenommen 
und entlaſſen werden, haben zumindeſt eine dreitägige Kündigungsfriſt. Es 
ſtehen ſohin die Lehrer noch unter den Dienern. 

Der Lehrer im Waiſenhauſe ſoll unter allen Umſtänden die Forderungen 
der Schule mit dem größten Nachdrucke vertreten. Durch die alleinige Ab⸗ 
hängigkeit vom Waiſenhausvater wird dieſe Aufgabe zumeiſt illuſoriſch gemacht; 
denn um möglichen Conflicten auszuweichen, die eventuell die ſofortige Ent⸗ 
laſſung des Lehrers zur Folge haben könnten, wird ſo manche gerechtfertigte 
Forderung der Schule nur theilweiſe oder nicht erfüllt und ſomit der Fort⸗ 
gang der Waiſenhauszöglinge geſchädigt, jedenfalls aber das einträchtige Zu⸗ 
ſammenwirken der Schule und Waiſenhausleitung empfindlich beeinträchtigt. 

Die häufigen Klagen über Uneinigkeit zwiſchen dieſen beiden haben nicht 
zum geringſten ihre Urſache in dem eingangs geſchilderten „ſeltſamen“ Dienſt⸗ 
verhältniſſe. 
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Der Gefertigte erlaubt ſich daher den Antrag zu ſtellen: 

Die Beſtellung der ſogenannten Correpetitoren in den Waiſen⸗ 
häuſern habe — mit gegenſeitiger, einmonatlicher Kündigung — 
mittels Decret durch den Magiſtrat zu erfolgen. 

11. Antrag des Gem.⸗Nathes Steiner: 


In mehreren Curorten und Heilbädern Oſterreichs beſtehen derzeit ſchon 
Anſtalten, welche unbemittelten, nach Wien zuſtändigen Kranken die Benützung, 
bewährter Heilquellen ermöglichen und ſegensreich wirken. 

Nur die berühmten Thermen Karlsbads find den ärmeren Bevölkerungs⸗ 
elaſſen Wiens verſchloſſen. 

Bei dem eminenten Heilerfolge, den die Karlsbader Cur bei vielen Er— 
krankungen innerer Organe aufzuweiſen hat und in Erwägung der Thatſache, 
daſs dieſe Erkrankungen in der ganzen Bevölkerung Wiens leider von Jahr zu 
Jahr zunehmen, in weiterer Erwägung aber, dafs bei den heutigen Wohnungs⸗ 
verhältniſſen und Lebeusmittelpreiſen in Karlsbad dieſer Curort faetiſch nur 
reichen Leuten offen ſteht, ſtelle ich den Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath beſchließe: 

Der Magiſtrat werde beauftragt, mit der Stadtgemeinde 
Karlsbad Verhandlungen einzuleiten, um feſtzuſtellen, ob und in 
welcher Weiſe es möglich wäre, jährlich einer Anzahl von armen 
nach Wien zuſtändigen Perſonen den Curgebrauch in Karlsbad zu 
ermöglichen und hierüber unter Mittheilung von Koſtenüberſchlägen 
ehethunlichſt dem Gemeinderathe zu berichten. 

12. Antrag des Gem.-Nathes Noſenſtingl und Ge⸗ 
noſſen: 

In Anbetracht, daſs die Demolierung mehrerer Kaſernen und militäriſcher 
Übicationen nicht nur auf die bauliche Entwicklung Wiens fördernd wirken und 
vielen Juduſtriellen, Gewerbetreibenden und Lohnarbeitern Arbeit und Verdienſt 
ſchaffen würde, ſondern auch in verkehrstechniſcher, hygieniſcher und äſthetiſcher 
Hinſicht höchſt wünſchenswert iſt; 

in Erwägung, dass an die Commune Wien gegenwärtig fo große An— 
forderungen geſtellt werden, dass ihre finanziellen Mittel nicht hinreichen, 
um ſelbſt dieſe Action durchzuführen; 

in weiterer Erwägung, dafs ſowohl das hohe Militärärar als auch 
die Stadtvertretung das gleiche ernſte Intereſſe haben, für eine zweckent⸗ 
ſprechende, hygieniſch befriedigende Unterkunft der im Gemeindegebiete dislocierten 
Truppenkörper baldigſt zu ſorgen; 

in endlicher Erwägung, dafs der Verkauf der fraglichen Objecte an 
private Unternehmungen — abgeſehen von mehreren anderen Bedenken — 
befürchten laſſen, dass ſich dieſe Action auf unabſehbare Zeit verſchleppe, b e— 
antragen die ergebenſt Gefertigten: 

Der Herr Bürgermeiſter werde erſucht, maßgebenden Ortes 
dahin zu wirken, daſs zwiſchen dem hohen Militärärar und der 
k. k. Stadterweiterungs⸗Commiſſion jene Vereinbarungen ſtattfinden 
mögen, welche geeignet find, dafs dieſe wichtige Angelegenheit in 
raſcher und alle Theile befriedigender Weiſe zur Löſung gelange. 

Die Gefertigten erlauben ſich bei dieſem Anlaſſe die Überzeugung auszu⸗ 
ſprechen, dass die allmähliche Verwirklichung der in dem künftigen General⸗ 
Regulierungsplane zum Ausdrucke gelangenden Abſichten nur dann möglich 
iſt, wenn die k. k. Stadterweiterungs⸗Commiſſion ihre Thätigkeit nicht mehr 
bloß auf den erſten Bezirk beſchränkt, ſondern auf das ganze Stadtgebiet aus⸗ 
dehnt, wobei es auch der Commune Wien möglich ſein wird, ihrerſeits nach 
beſten Kräften an dieſer epochalen Arbeit mitzuwirken. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die Anträge werden der 
geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unterzogen werden. 

Gem.⸗Rath Dr. Nader (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich habe mir ſchon in der vorigen Sitzung das Wort 
erbeten, bin aber leider durch ein kleines Verſehen des Herrn 
Vorſitzenden nicht zum Worte gekommen. Ich hole das alſo jetzt 
nach. Bevor ich jedoch auf das zurückkomme, was ich in der 
vorigen Sitzung ſagen wollte, conſtatiere ich Folgendes. Es wurde 
heute eine Interpellation beantwortet, welche die famoſe Kund— 
machung des Magiſtrates an die Arzte betrifft. Selbſtverſtändlich 
werde ich mich in das Meritoriſche dieſer Interpellationsbeant— 
wortung nicht einlaſſen, weil mir darüber nach der Gejchäfts- 
ordnung das Wort nicht zuſteht. 

Aber etwas anderes möchte ich conſtatieren; dieſe Interpellation 
wurde in der Freitags⸗Sitzung, mithin vor acht Tagen, eingebracht 
und hätte alſo nach § 23 der Geſchäftsordnung in der damaligen. 
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Sitzung beantwortet werden können, muſste jedoch in der darauf— 
folgenden Sitzung am Dienstag beantwortet werden. Dies iſt 
jedoch nicht geſchehen. Ich will da nicht boshaft werden und 
irgend jemanden in Verlegenheit bringen, am allerwenigſten den 
Herrn Vorſitzenden, und darum nicht fragen, warum dieſe Inter— 
pellation erſt heute beantwortet wurde; ich würde jedoch für den 
Fall, als der ſehr geehrte Herr Vorſitzende trotzdem in dieſen 
meinen Außerungen eine Anfrage erblicken und ſich darüber äußern 
würde, und für den Fall, als die Außerung des Herrn Vor— 
ſitzenden zu meiner vollſtändigen Befriedigung ausfallen würde, 
neuerdings das Wort zur Geſchäftsordnung, reſpective Richtig— 
ſtellung mir erbitten und die Urſachen darlegen, warum dieſe 
Interpellation nicht in der vorigen Sitzung beantwortet wurde. 

Was ich aber in der vorigen Sitzung habe ſagen wollen, 
betrifft Folgendes: Es hat nämlich in der Sitzung, nicht vom 
Freitag, ſondern Dienstag vor acht Tagen Herr College 
Frauenberger unter der Rubrik „Zur Geſchäftsordnung“ 
folgende Erklärung abgegeben; er hat geſagt, dafßs er ſich gegebenen 
Falles gezwungen ſehen müſste, gegen die Mitglieder der Oppo— 
ſition mit Duell-Forderungen, eventuell mit körperlicher Züchtigung 
vorzugehen. Meine Herren! Ich weiß, worauf das hinausſpielt. 
Es handelt ſich nicht darum, den Herrn Collegen Jedliôka, 
der, wie ich gewiss ſagen darf, nicht in den Vorurtheilen der 
Duellmanie aufgewachſen iſt, zu einem Duell aufzufordern, und 
ich kann ſagen, ich würde den Führer der Oppoſition, vor deſſen 
Weisheit ich mich immer gebeugt und deſſen Geiſtesſchärfe ich 
anzuerkennen und oft zu bewundern Gelegenheit habe, für einen 
Narren halten, wenn er ſo dumm wäre, eine derartige Forderung 
anzunehmen. (Sehr richtig! links.) 

Aber, meine Herren, dieſe Erklärung und fürchterliche Drohung 
erſcheint geeignet, Männer mit einem ſchwachen Kräftezuſtande, 
zartbeſaitetem Gemüth, wie zum Beiſpiel mich, in einen Zuſtand 
heilloſen Schreckens und geradezu paniſcher Angſt zu verſetzen. 

Ich möchte den Herrn Vorſitzenden erſuchen, den Herrn Gem. 
Rath Frauenberger gütigſt veranlaſſen zu wollen, dieſe 
Drohung auch aus dem ihm zugute kommenden Grunde zurück— 
nehmen zu wollen, weil für den Fall, als eine Duellaffaire für 
ihn ſchlimm ausgehen würde, eine liebende Gattin am Sarge des 
zärtlichen Gatten trauern würde. (Lebhafter Beifall und Heiterkeit 
links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich habe auf die erſte 
Bemerkung des Herrn Gemeinderathes zu erwidern, dass der Vor— 
ſitzende in der letzten Sitzung ausdrücklich erklärt hat, es ſei ihm 
nicht möglich, die Interpellation zu beantworten, weil die Er— 
hebungen noch nicht abgeſchloſſen waren und die Original-Inter⸗ 
pellation ihm noch nicht in die Hand gekommen war. Das war 
die Urſache. 

Gem.⸗Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Der 
Herr Vorredner möge ſich nur beruhigen; er gehört ja nicht zu 
jenen Heißſpornen, die man jeden Augenblick fordern könnte. 
(Gelächter links.) Sollte ich aber einmal veranlaſst fein, Herrn 
Collegen Dr. Lueger zu fordern, fo geſtatte ich dem Herrn Gem. 
Rathe Rader, daS er als Duellarzt mitkommt, er kann ihn 
dann verbinden. (Gelächter links.) 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! § 498 des öſterreichiſchen Strafgeſetzbuches . . .. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter (unterbrechend): Nach 
9 22 der Geſchäftsordnung iſt eine Debatte über die Beantwortung 
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einer Interpellation nicht zuläſſig. Ich bitte daher, eine Polemik 
gegen die Beantwortung der Interpellation zu unterlaſſen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Nach § 20 der Geſchäftsordnung 
ſteht jedem Mitgliede frei, die ihm nöthig erſcheinenden Berichti— 
gungen und Aufklärungen zu geben. Ich will mich nicht in das 
Meritum der Interpellation einlaſſen ..... „der Herr Vorſitzende 
weiß übrigens noch gar nicht, was ich ſagen will, mir alſo das 
Wort abzuſchneiden, iſt abſolut unzuläſſig. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, die Stellung 
der 88 20 und 22 in Rückſicht zu nehmen. Von Interpellationen 
iſt im § 21 die Rede, und im § 22 heißt es, dass eine Debatte 
über die Beantwortung von Interpellationen nicht zuläſſig iſt. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich werde keine Debatte führen 
über die Interpellationsbeantwortung, die mir nicht genügt, ſondern 
ich will nur Folgendes anführen: § 498 des öſterreichiſchen Straf- 
geſetzbuches lautet . . . . . . 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (neuerlich unterbrechend): 
Ich mufs ſehr bitten. 

Sie wiſſen ja noch nicht, 
was ich ſagen will . . .. 

Dice-Hürgermeifter Dr. Nichter: Es gibt keine Discuſſion. 
Das iſt auch keine Bemerkung zur Geſchäftsordnung, ſondern Sie 
wollen gegen die Interpellationsbeantwortung polemiſieren. Ich 
bitte diesfalls, einen neuen Autrag oder eine neue Interpellation 
einzubringen, aber eine Discuſſion kann ich jetzt nicht zulaſſen. 

Gem.-Nath Dr. Klotzherg: Ich wuſste bis jetzt noch nicht, 
daſs der Herr Präſident auch Gedankenleſer iſt. Aber das iſt mir 
ganz gleich. Ich will mich nicht in eine Debatte einlafjen, aber 
wenn ich nichts anderes bemerke, dann erlaube ich mir, Folgendes 
zu bemerken — und das mußs der Herr Präſident mir geſtatten. 
Ich erkläre mich mit der Beantwortung dieſer Interpellation 
abſolut nicht einverſtanden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gemeinderath, 
ich entziehe Ihnen das Wort. 

Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Ich erkläre mich nicht einver- 
fanden und erbitte mir eine Abſchrift dieſer Interpellations— 
beantwortung. (Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter gibt das Glocken— 
zeichen.) Ich bitte, das Nöthige zu veranlaſſen. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Sie haben nicht mehr 
das Wort. 

Gem.⸗Nath Dr. Nader (zur Geſchäftsordnung): Ob die 
Sache fo oder fo ſteht . . .. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte, Herr Gemeinde— 
rath, nur eine Bemerkung! Wir haben eine Anzahl ſehr wichtiger 
Angelegenheiten auf der Tagesordnung. Ich bitte alſo, ſich möglichſt 
kurz zu faſſen. 

Gem.-Nath Dr. Nader: Die Interpellationen müſſen nach 
8 23 entweder in derſelben Sitzung oder zum mindeſten in der 
nächſten Sitzung beantwortet werden. Der ſehr geehrte Herr Vor— 
ſitzende hat erklärt, dajs die Erhebungen noch nicht gepflogen waren. 
Das iſt — meiner Anſicht nach — gar kein Entſchuldigungsgrund. 
Wie ich das erſtemal das Wort ergriffen habe, habe ich geſagt, 
dafs ich das richtigſtellen werde. Die Sache iſt folgende — und 
diesbezüglich appelliere ich an die Wahrheitsliebe meines ſehr ge— 
ehrten Herrn Collegen Dr. Klotzberg: 

Der Herr Vorſitzende in der letzten Sitzung, der zweite Herr 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, hat die Interpellationsbeantwortung 
in der Mappe gehabt, hat jedoch, wie ich aus einem Zwiegeſpräche 
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zwiſchen Dr. Klotzberg und Dr. Scholz entnommen habe, 
dieſelbe aus dem Grunde nicht vorgeleſen, weil er ſich geſchämt 
hat, dieſelbe vorzuleſen, da fie ſehr dumm verfaſst geweſen fein 
ſoll. (Hört! Hört! links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich kann nur jagen, 
was mir diesfalls mitgetheilt worden iſt.(Gem.-Rath Hawranek: 
Schöne Sachen gehen da oben vor!) 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Ich komme 
mit einigen Worten auf das zurück, was Herr Dr. Rader be— 
züglich der Außerung des Herrn Gem.-Rathes Frauenberger 
über die Züchtigung geſagt hat. 

Herr College Frauenberger, ich ſage Ihnen eines. Wenn 
Sie bemerkt haben, dafs Sie Dr. Lueger fordern werden und 
Herr Dr. Rader dann die Verbände vornehmen kann, ſo ſage 
ich Ihnen eines: Ich fordere Sie auch auf, aber à la Jag en- 
dorfer. Nehmen Sie jemand mit einem Körbel mit, der Ihre 
muskulöſe Geſtalt nach Hauſe trägt! (Lebhafte Heiterkeit links. — 
Widerſpruch rechts. — Beifall links. — Anhaltende Unruhe.) 

Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte um Ruhe. 
Herr Gem.⸗Rath Steiner, ich mußs Sie zur Ordnung rufen. 
(Lebhafte Unruhe und Rufe links: Den drüben auch! Gerechtigkeit!) 
Es geht nicht an, in einer ernſten Verſammlung in der Weiſe gegen 
einen Collegen vorzugehen. (Lebhafte Unruhe und Rufe links: Der 
auch!) Ich erſuche doch um Ruhe, und bitte, den Vorſitzenden nicht 
immer zu unterbrechen. Es iſt ja eine parlamentariſche Behandlung 
bei einem ſolchen Vorgehen unmöglich. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Der geehrte 
Gem.⸗Rath Frauenberger hat zum Duell gefordert, und das 
iſt nach meiner Anſicht eine geſetzwidrige Handlung. (Lebhaftes 
Gelächter rechts.) Deshalb bitte ich, dem Herrn die Sache klar zu 
machen. Es geht nicht an, daſs man einen zur Ordnung ruft und 
den anderen, der einen ſolchen Witz gemacht hat, frei laufen läſst. 
Ich bitte, Licht und Schatten gleichmäßig zu vertheilen und den 
Herrn, der von der liberalen Seite iſt, auch ein bisschen beim 
Schopfe zu nehmen. (Lebhafte Heiterkeit und Rufe links: Er hat 
ja keinen Schopf!) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter (das Glockenzeichen gebend): 
Ich bitte doch um Ruhe. Ich appelliere an die Verſammlung und 
Sie mögen ſelbſt, meine Herren, entſcheiden, ob das, was Herr 
Gem.⸗Rath Frauen berger geſagt hat, in dieſelbe Qualität ſich 
ſtellen läst mit dem, was Herr Gem.-Rath Steiner geſagt hat. 
(Rufe links: Gewiss!) Es war nicht beleidigend. (So iſt es! rechts.) 
Es war vielleicht nicht am Platze. Aber das, was Herr Gem.-Rath 
Steiner geſagt hat, compromittiert die Würde der Verſammlung. 
(Widerſpruch links. — Gem.-Rath Gregorig: Das Duell iſt 
keine Compromittierung?) 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich bitte Herrn Gem.⸗ 
Rath Boſchan zum Referate. 

13. Referent Gem. Rath Voſchan: Meine Herren! 
Ich habe zur Geſchäftszahl 24 über eine Angelegenheit Bericht 
zu erſtatten, welche die Verkehrs-Commiſſion betrifft. Der 
Gegenſtand des Referates, über welches ich zu berichten die 
Ehre habe, betrifft die Zuſtimmung der Gemeinde Wien zu einigen 
Anderungen des Programmes anläßslich der Verkehrsanlagen in 
Wien, welches ſeinerzeit von den drei Curien des hohen Reichs— 
rathes, des Landtages und der Gemeinde Wien feſtgeſtellt wurde, 
weiters einige finanzielle Transactionen, welche mit dieſen Anderungen 
im unmittelbaren Zuſammenhange ſtehen. Die Angelegenheit iſt 
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eine etwas complicierte und ich würde die geehrten Herren bitten, 
mir zu geſtatten, ausführlich zu berichten, weil es eben nur dadurch 
möglich iſt, ein genaues Verſtändnis davon zu erlangen. 

Die Herren werden ſich zu erinnern wiſſen, dass in dem 
urſprünglich genehmigten Programme bezüglich der Locallinien, 
das iſt die Wienthallinie, die Donaucanallinie und die innere 
Ringlinie, beſtimmt war, daßs dieſelben entweder im Wege der 
Conceſſionsertheilung von einem Unternehmer ſichergeſtellt werden 
oder von der Verkehrs⸗Commiſſion ſelbſt erbaut werden ſollen. Für 
dieſen letzteren Fall, welcher uns ja als der wahrſcheinlichere ge— 
ſchienen hat, wurde dazumal im Programme vorgeſorgt in der 
Weiſe, dass die Koſten dieſer Bahn in folgendem Percentſatze zu 
leiſten ſeien: 85 Percent von der Staatsverwaltung, 5 Percent 
vom Lande Niederöſterreich und 10 Percent von der Gemeinde 
Wien, das alles für den Fall, als ein Conceſſionär die Bahn 
nicht baut. 

Als nun das betreffende Geſetz im hohen Reichsrathe ein— 
gebracht wurde, war auf die Localbahnen bezüglich der Geld— 
beſchaffung keine Rückſicht genommen, ſondern es beſtand die 
Abſicht, dieſe Linien durch einen Conceſſionär ausführen zu laſſen. 
Die Verkehrs⸗Commiſſion hat ſich ſpäter damit beſchäftigt, die Con— 
ceſſionsbedingniſſe zu entwerfen und es wird den Herren auch noch 
erinnerlich fein, daſs zwiſchen dem vorausſichtlichen Conceſſionär 
— man hat ja gewuſst, dass die Firma Krauß & Comp. höchſt— 
wahrſcheinlich der Conceſſionär ſein wird — und der Gemeinde 
Wien ein Abkommen geſchloſſen wurde, welches zum Zwecke hat 
die Vertheilung derjenigen Geldkoſten, welche für die Wienregulierung 
aufgewendet werden und welche ſo beſchaffen ſind, daſs man ſagen 
kann, ſie ſind ſowohl für die Wienregulierung als auch für die 
Sammelcanäle an der Wien, als auch für die Wienthal-Eiſenbahn— 
linie nothwendig, damit eine Auftheilung dieſer Koſten ſtreitlos 
geſchehen könne. 

Der Hauptinhalt dieſer Verhandlung, welche im vorigen Jahre 
ſtattgefunden hat, wird ja den Herren noch erinnerlich ſein. Die 
Hauptſache war die, dals die Conceſſionsfirma, alſo eventuell 
Krauß & Comp. die Grund- und Häuſereinlöſungen über⸗ 
nimmt, wogegen die Gemeinde wieder die Herſtellung der Trace 
übernimmt, ohne gegenſeitige Aufzahlung. 

Nachdem die Conceſſionsbedingungen fertig waren, haben ſich 
Schwierigkeiten eingeſtellt, ſei es nun, daßs die Coneeſſions— 
bedingungen etwas zu ſcharf zugeſchnitten waren, ſei es, dafs die 
Geldverhältniſſe überhaupt es nicht ſo zugelaſſen haben: die Firma 
Krauß & Comp. konnte die nöthigen Capitalien nicht auf— 
bringen, es hat ſich weder im Auslande, noch im Inlande irgend— 
jemand gefunden, der die bedeutenden Geldmittel zu dieſem Zwecke 
beigeſtellt hätte. 

Das hat eine Zeitlang gedauert; es haben Verhandlungen ſtatt— 
gefunden zwiſchen dem Handelsminiſterium, der Firma Krauß 
& Comp. und einigen Geldinſtituten, welche eventuell dieſe 
Financierung hätten machen können; ſie ſcheinen aber zu einem 
Erfolge nicht geführt zu haben. Da hat nun in der letzten Zeit 
die Verkehrs⸗Commiſſion durch den Herrn Bürgermeiſter in ziemlich 
energiſcher Weiſe von der Regierung verlangt, dafs fie dafür Sorge 
tragen ſolle, daſs dieſe Linien ausgebaut werden, und wenn es im 
Wege der Conceſſionierung nicht geht, ſo ſollen ſie im Wege der 
Verkehrs⸗Commiſſion ſelbſt ausgeführt werden. 

Die hohe Regierung hat nun, wahrſcheinlich dieſem Drucke 
nachgebend, vielleicht auch von der Erwägung geleitet, dafs, wenn 
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man denjenigen Geldinſtituten, welche eventuell Geld dazu hergegeben | jo daſs dieſelbe in alle Rechte und Pflichten des früheren Con⸗ 
ſceſſionärs Krauß & Comp. eintritt, was bei dem Umſtande, 


hätten, in ſehr weitgehender Weiſe hätte entgegenkommen müſſen, 
es gewiss klüger iſt, wenn die Staatsverwaltung ſich entſchließt, 
die Bahn im Vereine mit der Verkehrs-Commiſſion ſelbſt zu 
bauen, die Angelegenheit in Erwägung gezogen. Se. Excellenz der 
Herr Handelsminiſter hat im Miniſterrathe verhandelt und der 
Miniſterrath hat — die Stadt Wien kann ihm dafür dankbar 
ſein — ſich entſchloſſen, einen diesbezüglichen Geſetzentwurf im 
hohen Reichsrathe und ebenſo auch im Landtage einzubringen, und 
hat auch die Gemeinde Wien aufgefordert, den Abänderungen, 
welche das Programm erleiden müfste, zuzuſtimmen. 

Das iſt die Vorgeſchichte der Angelegenheit. Ich gehe nun 
auf das Meritum derſelben ein. 

Die Herren haben die Beſchlüſſe der Verkehrs-Commiſſion 
in der Hand und die Anträge des Stadtrathes gehen dahin, dieſen 


Beſchlüſſen die Zuſtimmung zu geben. Aus dieſen Beſchlüſſen 


werden die Herren erſehen, dass Folgendes beabſichtigt iſt: 

Es ſoll die Wienthallinie und die Donaucanallinie für Rechnung 
der Verkehrs⸗Commiſſion erbaut werden, und zwar auf Grund des 
bereits von den drei Curien beſchloſſenen Percentſatzes, wie ich 
früher erwähnt habe von 85, 5 und 10 Percent. 

Weiters ſoll eine kleine Anderung bezüglich der Anſchlüſſe bei 
der Eliſabeth-Weſtbahn ſtattfinden, und zwar in der Weiſe, dais 
die Linie Schlachthaus —Hütteldorf, welche exit bei Eintritt des 
Bedürfniſſes zu bauen beabſichtigt war, ſofort gebaut werde, und 
zwar unter Einlöſung des Stückes Gaudenzdorf — Hietzing der 
Dampftramway Krauß & Comp. 

Eine weitere Anderung iſt, das die Strecke Gürtellinie — 
Eliſabethbahn mit einem Anſchluſſe bei Penzing, welche bei Eintritt 
der Nothwendigkeit zu bauen beabſichtigt war, gänzlich entfällt, 
dagegen eine Strecke Weſtbahnhof— Matzleinsdorf, welche in die 
zweite Bauperiode geſtellt war, nunmehr in Anſehung eines Theiles, 
nämlich vom Weſtbahnhof bis zur Gumpendorferlinie, in die erſte 
Bauperiode kommt und außerdem eine Verbindungscurve von der 
Gumpendorferlinie gegen die Stiegerbrücke hergeſtellt wird. 

Dagegen ſoll die innere Ringlinie vorläufig zurückgeſtellt 
werden, das iſt die Strecke von der Eliſabethbrücke bis zum Donau— 
canal, welche nach wie vor der Conceſſionierung vorbehalten bleibt. 
Das iſt, möchte ich jagen, die einzige bittere Pille in dieſer An- 
gelegenheit, daſs dieſes Stück Bahn, welches für uns doch wirklich 
ſehr wichtig wäre, zunächſt nicht gebaut wird. Dagegen iſt in 
Ausſicht geftellt worden, dafs dieſe innere Ringlinie in Verbindung 
mit einigen Radiallinien, welche ja bei dem ganzen Bahnnetz ſehr 
abgehen, doch in der Weiſe ſichergeſtellt werden ſoll, daſs dieſe 
Bahnen durch Elektricität betrieben werden, und man meint, dass 
ſich ein Conceſſionär finden wird, wenn man ihm die Ringlinie 
als die Baſis und den Ausgangspunkt, von welchem die Strahlen 
ihren Ausgang nehmen ſollen, gibt, und dafs dann die Vortheile 
für den Verkehr größere ſein werden, als wenn dieſe Bahn als 
Vollbahn mit Dampf betrieben wird und die Radiallinien fehlen 
oder ſie in anderer Weiſe erſetzt werden müſſen. Indeſſen iſt an 
dieſer Sache im Augenblicke nichts zu ändern; ich glaube, wir 
thun gut, das anzunehmen, wie es uns geboten wird. 

Eine weitere Beſtimmung der Beſchlüſſe der Verkehrs-Com⸗ 
miſſion iſt die, dafs das Abkommen, welches die Gemeinde Wien 
mit der Firma vormals Krauß & Comp. in Bezug auf die Ver- 
theilung der Koſten bei der Wienthallinie geſchloſſen hat, voll— 
inhaltlich von Seite der Verkehrs-Commiſſion übernommen wird, 


als das Abkommen, wie es ſcheint, ein der Gemeinde günſtiges 
iſt, uns nur angenehm ſein kann, da wir es mit einem Contra— 
henten zu thun haben, welcher jedenfalls vollkommen zahlungs⸗ 
fähig iſt. 

Nun kommt eine weitere Beſtimmung, das iſt jene, welche 
im Punkte 5 der Beſchlüſſe der Verkehrs⸗Commiſſion enthalten iſt, 
welche finanzieller Natur iſt und noch einer weiteren Auseinander- 
jegung bedarf. Es iſt das, ich möchte ſagen, der complicierteſte 
Theil der ganzen Angelegenheit. Den Herren iſt bekannt, dafs die 
Beiträge der drei Curien zu dem ganzen Werke nicht darin be— 
ſtehen, daſs eine jährliche beſtimmte Summe bezahlt wird, alſo 
eine Annuität, welche eine Anzahl von Jahren dauert, ſondern 
daſs ein gewiſſer Maximalbetrag beſtimmt und weiters feſtgeſetzt 
wurde, dajs dieſer Betrag im Wege eines höchſtens Apercentigen 
Anlehens auszunützen iſt. Als es zur erſten Financierung kam, iſt 
man gleich auf dieſen Mangel aufmerkſam worden, daßs man an 
die 4percentige Form der Obligationen gebunden iſt, weil von 
Seite der financierenden Inſtitute geſagt wurde, das verhältnis⸗ 
mäßig niedrig verzinsliche Obligationen beſſer an den Mann zu 
bringen find, zwar nicht abſolut, aber relativ beffer. Es wird nun 
von Seite der Verkehrs⸗Commiſſion an jede der drei Curien das 
Erſuchen geſtellt, zuzuſtimmen, dafs dieſe Beträge, welche für jede 
der einzelnen Verkehrsanlagen beſtimmt ſind, nicht mehr als 
Capitalszahlungen mit einer gewiſſen Verzinſung zu betrachten 


ſind, ſondern dafs auf Baſis einer Apercentigen Verzinſung und 


der entſprechenden Amortiſation, welche auf 90 Jahre hinausgeht 
und daher einen ganz geringen Bruchtheil ausmacht, dieſe Ver— 
zinſungsquote als fixe, un verzinsliche Annnitäten für 90 Jahre 
zu betrachten find, jo dafs, wenn entweder jetzt oder in Zukunft die 
Verkehrs-Commiſſion in die Lage kommt, niedriger verzinsliche 
Obligationen auszugeben, fie die ganze Annuität, welche die drei 
Curien bezahlen, ausnützen kann und ſich höhere Beträge, als im 
Programme enthalten find, ſich auf Grund dieſer Annuitäten ver— 
ſchaffen kann. 

Die Gemeinde Wien, ſowie auch die anderen Curien bringen 
dadurch ein gewiſſes Opfer, zwar nicht ein Opfer eines beſtimmten 
Betrages in der jetzigen Zeit, ſondern das Opfer, dass möglicher— 
weiſe die Herabminderung ihrer Curialbeiträge in Zukunft un⸗ 
möglich wird. Das iſt ſo zu verſtehen: Die Gemeinde Wien wird 
für die Verkehrsanlagen eine runde Summe, ſagen wir, von 
20 Millionen aufwenden und dafür zu 4 Percent jährlich 800.000 fl. 
zu bezahlen haben. Sollte der Fall eintreten — der gar nicht un— 
wahrſcheinlich iſt, denn 90 Jahre ſind eine außerordentlich lange Zeit — 
daßs zum Beiſpiel in 20 Jahren der allgemeine Zinsfuß fo weit 
ſinkt, daſs es möglich iſt, Zpercentige Obligationen nahezu zum 
Paricourſe anzubringen, ſo wäre die Verkehrs-Commiſſion in der 
Lage, die 4percentigen Titres zu verloſen, einzuziehen und die 
Zpercentigen an deren Stelle zu ſetzen. Die Verkehrsanlagen-Com⸗ 
miſſion hat in die Obligationen ausdrücklich die Clauſel eingefügt, 
dass fie berechtigt iſt, größere Beträge zur Verloſung zu bringen, 
als im Verloſungsplane enthalten find, und daſs es ihr freiſteht, 
jeden Augenblick das ganze im Umlauf befindliche Capital als 
verlost zu betrachten und einzuziehen. Wenn alſo ein ſolcher Fall 
eintreten würde, wäre die Verkehrs-Commiſſion in der Lage, ſich 
dieſe 20 Millionen für die Stadt Wien gegen eine Jahresrente 
von nur 600.000 fl. zu verſchaffen, was einer zpercentigen Ver⸗ 
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zinſung entſpricht. In dieſem Falle hätte, wenn es beim alten 
geblieben wäre, die Gemeinde Wien die Möglichkeit gehabt, durch 
weitere 70 Jahre anſtatt 800.000 fl. jährlich nur 200.000 fl. zu 
bezahlen. Auf dieſe Hoffnung ſoll die Gemeinde verzichten, aber 
nicht die Gemeinde allein, ſondern auch das Land und der Staat 
und diejenigen Beträge, welche dadurch erſpart werden, beziehungs— 
weiſe welche man auf Grund der 4percentigen Annuität in größerem 
Capitalsbetrage aufnehmen kann, ſollen der Verkehrs⸗Commiſſion 
zugute kommen, und neue Verkehrsanlagen, welche Wien gewiss 
braucht, dafür geſchaffen werden. 


Nachdem nun den größten Theil der Beiträge die Staats— 


curien leiſten — es iſt ja beinahe das doppelte der anderen — 


und der Staat ſelbſtverſtändlich auch darauf eingehen mußs, können 
wir eigentlich froh ſein, dafs das geſchieht, und unſere Zuſtimmung 
dazu geben. Es wird dies von Seite der Staatsverwaltung als 


große Conceſſion, als Fürſorge für Wien hingeſtellt, was es auch 
in der That iſt. Denn es iſt gar nicht unmöglich, daſs das Capital 
der Verkehrsanlagen ſich um 10 Millionen oder mehr vergrößern 


wird, welche Beträge nach dem Wortlaute des Programmes aus— 
ſchließlich der Stadt Wien zugute kommen müſſen. Wir können 
daher dieſen Punkt vollkommen gutheißen. 


Nun, meine Herren, komme ich zu einem weiteren Gegenſtande, 


der auch finanzieller Natur iſt. Die Herren werden ſich zu erinnern 


wiſſen, daßs bezüglich der Wienregulierung die Geldbeträge in der 


Weiſe aufgebracht werden, daſs der Staat, das Land und die Saat die Verzinſung und Amortiſation zu bezahlen. 


Gemeinde Wien je fünf Millionen Gulden beitragen. Das Land 
hat ſich bereit erklärt, dieſe fünf Millionen effectiv nach Maßgabe 


des Bedarfes zu leiſten. In Bezug auf den Beitrag des Staates 
hat aber, wie die Herren ſich noch erinnern, eine Controverſe 


beſtanden; der Staat war der Meinung, nur verpflichtet zu ſein, 
einen Betrag von fünf Millionen nominell in Obligationen mit 
der Verzinſung beginnend vom 1. Jänner 1898 zu leiſten, während 
die Gemeinde eine Zeitlang darauf beſtanden hat, dass auch dieſer 
Betrag entweder bar und rechtzeitig geleiftet werde, oder das die 
Geldbeſchaffungskoſten, nämlich der Coursverluſt und die Intercalar— 
zinſen, vom Staate getragen werden. Dieſe Differenz wurde aber 
beigelegt. Der Staat hat nicht nachgegeben und da hat die Gemeinde 
endlich das Klügere gethan und ſich den Anſprüchen des Staates 
gefügt. Es ſteht alſo der Fall jo, dass der Staat lediglich ver— 
pflichtet iſt, der Gemeinde Wien zur Wienfluſs-Regulierung fünf 
Millionen Nominalbetrag mit dem Verzinſungsbeginne vom 
1. Jänner 1898 zu leiſten. 


Über den Zinsfuß dieſer Obligationen iſt nichts ausgemacht 
worden, ſondern man hat ſich lediglich auf das Programm berufen 
und eine höchſtens 4percentige Verzinſung angenommen. Nach— 
dem nun jetzt die Verkehrs⸗Commiſſion darangeht, niedriger ver— 
zinsliche, d. h. mit 3½ Percent, ja 3 Percent verzinsliche Obli— 
gationen auszugeben, ſo wäre, wenn man nicht vorſichtig iſt, die 


Gemeinde möglicherweiſe der Gefahr ausgeſetzt, dass ihr dieſe 


fünf Millionen nicht in 4percentigen, ſondern in niedriger ver— 
zinslichen Titres gegeben werden, welche dann natürlich minder- 
wertig wären. Wir haben dieſe Bedenken an der betreffenden Stelle 
geäußert, und es iſt uns geſagt worden, die Sache wird am ein— 
fachften dadurch erledigt, dafs der Staat die fünf Millionen in 
Apercentigen Obligationen der Gemeinde ſofort zur Verfügung 
ſtellt; dann hat ſie das Geld und eine weitere Verfügung iſt nicht 
nothwendig. 


und der Verkehrs⸗Commiſſion zur Verfügung ſtellt. 
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Es hat nämlich ſchon vor längerer Zeit die Verkehrs-Commiſſion 
der Gemeinde Wien den Antrag geſtellt, die fünf Millionen in 
4percentigen Obligationen, welche der Staat zu leiſten hat, der 
Gemeinde ein- für allemal in natura zur Verfügung zu ſtellen, 
um jede weitere Abrechnung zwiſchen Staat und Gemeinde in dieſer 
Hinſicht überflüſſig zu machen. Dieſer Antrag wurde nicht ſofort 
acceptiert, weil gewiſſe Bedenken vorhanden waren, und weil man 
der Meinung war, dafs e3 vielleicht doch möglich ſei, einen größeren 
Betrag für die Wienfluſs⸗Regulierung zu bekommen. Nachdem aber 


jetzt dieſe Anderung ſtattfindet, erachteten wir es für vorſichtig, 


in dieſer Beziehung klaren Tiſch zu machen und es wird daher der 
Antrag geſtellt, der ebenfalls in dieſer Vorlage enthalten iſt, die 
Propoſition der Verkehrs⸗Commiſſion zur vollſtändigen Ausgleichung 


des Betrages von fünf Millionen an die Staatscurie zu leiſten, 


die Papiere in natura zu acceptieren, jedoch mit der Verpflichtung, 
bis 1. Jänner 1898 für die Verzinſung Sorge zu tragen. 

Die Sache iſt aber jo zu verſtehen, daſs, wenn die Gemeinde 
Wien dieſe Papiere nicht begibt, ſondern in ihren Caſſen liegen lässt, 
ſie zwar die Coupons eincaſſieren kann, aber auch für die Deckung 
derſelben zu ſorgen hat, beziehungsweiſe dafs fie bis zum 1. Jänner 
1898 am beſten thut, wenn ſie einfach die Coupons abſchneidet 
Für jenen 
Betrag aber, welcher begeben wird, muss die Gemeinde bis 
1. Jänner 1898 die Verzinſung tragen. Das iſt vollſtändig dem 
Programme entſprechend. Vom 1. Jänner 1898 an hat jedoch der 


Ich komme nun noch zu einem weiteren Bedenken, welches 
wir gehabt haben und welches ich kurz erläutern will. Es hat 
nämlich die Gemeinde den Beſchluſs gefaſst, für die Wienregulierung 
über jene 15 Millionen, welche im Programme vorgeſehen ſind, 
noch einen weiteren Betrag von fünf Millionen zu widmen. 

Das iſt der Beſchluſs des Gemeinderathes und die Verkehrs— 
Commiſſion war im Grunde des Programmes verpflichtet, die 
Geldͤbeſchaffung für dieſe fünf Millionen in der Weiſe zu beſorgen, 
dass die Verkehrs⸗Commiſſion die Obligationen ausgibt, den Erlös 
dafür bis zu dieſer Höhe der Gemeinde zur Verfügung ſtellt, dafs 
jedoch die Gemeinde für die Verzinſung und Amortiſation dieſes 
Theiles der Obligationen allein Sorge zu tragen hat. Wenn nun 
auf Grund des Punktes 7 der Beſchlüſſe der Verkehrs-Commiſſion 
die Annuitäten, welche die Gemeinde in Bezug auf dieſes Anlehen 
zu leiſten hat, in fixen Annuitäten verwendet werden ſollen, ſo wäre 
auch die Gefahr vorhanden, daj8 die Gemeinde für dieſe weiteren 
5 Millionen Gulden die 4 Percent Annuitäten bezahlen müfste, 
während die Verkehrs-Commiſſion vielleicht unter Umſtänden das 
Geld auf billigere Weiſe verſchaffen könnte. Das war nicht beab— 
ſichtigt. Die Verkehrs⸗Commiſſion wollte gewiſſermaßen den Banquier 
der Gemeinde ſpielen, nur ihre Dienſte der Gemeinde zur Ver— 
fügung ſtellen, hat aber nicht daran gedacht, aus der Transaction 
einen Nutzen zu ziehen. Diesbezüglich ſind auch von Seite der 
Verkehrs-Commiſſion bindende Erklärungen abgegeben worden, dass 
nämlich zu dieſen fünf Millionen, welche die 15 Millionen über— 


ſteigen, die Gemeinde keinesfalls einen höheren Beitrag an Capitals— 


laſten zu leiſten haben wird, als die Verkehrs-Commiſſion ſelbſt zahlt. 
Ich ſchreite nun zur Verleſung der Anträge; ſie lauten 
wie folgt: 
I. 
Die Gemeinde Wien erklärt, den Beſchlüſſen der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen in Wien, welche in der Sitzung dieſer Com— 
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miſſion vom 16. Jänner d. J. mit Stimmeneinhelligkeit der drei 
Curien gefalst worden find, und lauten: 


1. Die Ausführung der als Localbahnen in der erſten Bau— 
periode bis 1897 herzuſtellenden Wienthallinie und Donaucanal⸗ 
linie wird von der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien für 
Rechnung des von derſelben verwalteten Fondes auf Grund der 
für dieſen Fall geſetzlich feſtgeſtellten Beitragsleiſtung des Staates 
mit 85 Percent, des Landes mit 5 Percent und der Gemeinde 
Wien mit 10 Percent (Punkt IX, Z. 1 des Programmes, Artikel II 
lit. f des Geſetzes) übernommen. 

2. Die Ausführung der inneren Ringlinie, für welche die 
programmgemäßen Beiträge des Landes Niederöſterreich und der 
Gemeinde Wien in den vom Landtage und Gemeinderathe bewil— 
ligten Maximalbeträgen (Landesgeſetz vom 18. Juli 1892, L.⸗G.⸗ 
und V.⸗Bl. Nr. 42, und Gemeinderaths-Beſchluſs vom 27. Jänner 
1892 und 8. Juli 1892) inbegriffen ſind, bleibt vorläufig die 
Vorſorge im Wege der Conceſſionsertheilung an eine Privatunter— 
nehmung vorbehalten, wobei dieſe Linie nach Ermeſſen der Re— 
gierung mit elektriſchem Betriebe ausgeführt werden kann. 


3. Statt der im Programme (Punkt II, Abſchnitt A, Z. II, 
lit. d) an erſter Stelle vorgeſehenen, vom Weſtbahnhofe im Zuge 
der Gürtelſtraße und parallel mit der Gürtellinie bis zum Gumpen— 
dorfer Schlachthauſe führenden Strecke der Wienthallinie iſt die 
laut des Programmes erſt „bei eintretendem Bedürfniſſe“ in Aus— 
ſicht genommene Fortſetzung vom Schlachthauſe im Wienthale auf— 
wärts zum Anſchluſſe an die Kaiſerin Eliſabeth-Bahn bei Hüttel— 
dorf ſofort zur Ausführung zu bringen und in dieſelbe die abzu— 
löſende und entſprechend umzubauende Dampftramwayſtrecke Gaudenz— 
dorf — Hietzing einzubeziehen. 


„bei eintretender Nothwendigkeit“ vorgeſehene directe Verbindung 
der Gürtellinie mit der Kaiſerin Eliſabeth-Bahn etwa in der 
Station Penzing entfällt gänzlich. 

5. Der nach dem Programm (Punkt III, Z. 1) erſt der zweiten 
Bauperiode nach Ende 1897 vorbehaltene Bau der Strecke Weſt— 
bahnhof —Matzleinsdorf der Gürtellinie iſt bezüglich der Theil— 
ſtrecke Weſtbahnhof —Gumpendorferlinie in die erſte Bauperiode 
einzubeziehen und gleichzeitig eine Verbindungscurve von der 
Gumpendorferlinie zum Anſchluſſe an die Wienthallinie in der 
Richtung gegen die Stiegerbrücke zur Ausführung zu bringen. Die 
Beitragsleiſtung der drei Curien erfolgt bezüglich der anticipierten 
Theilſtrecke der Gürtellinie, ſowie bezüglich der Verbindungscurve 
mit dem bisher geſetzlich für die Hauptbahnen normierten Percentual: 
verhältniſſe. | 

6. Die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien tritt an 
Stelle der Dampftramwah-Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. 
in das von dieſer letzteren mit der Gemeinde Wien am 29. April 
1893 getroffene Übereinkommen hinſichtlich der Grundſätze für 
die Vertheilung der Koſten jener Anlagen ein, welche ſowohl die 
Localbahn, als die Wienfluſs-Regulierung und die Sammelcanäle 
treffen, und übernimmt demgemäß alle hieraus entſpringenden Rechte 
und Pflichten gegenüber der Gemeinde Wien. 

7. Der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien bleibt vor⸗ 
behalten, auf Grund der ihr nach Maßgabe des Erforderniſſes für 
die Verzinſung und Tilgung 4percentiger Anlehen von den drei 
Curien zuzuſichernden Annuitäten, Obligationen mit geringerer Ver— 
zinſung in entſprechend höherem Nominalbetrage auszugeben, inſo⸗ 
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weit hiedurch die vorerwähnte Geſammtannuität nicht überſchritten 
wird, zuzuſtimmen. 
II. 

Die Gemeinde Wien acceptiert den von der Verkehrs-Com⸗ 
miſſion mit Zuſchrift vom 2. November 1892, Z. 30, geſtellten 
Antrag: 

„Den dem pauſchalierten Staatsbeitrage per nominal fünf 
Millionen Gulden für die Wienfluſs-Regulierung ziffermäßig ent- 
ſprechenden Anlehens-Nominalbetrag per 10 Millionen Kronen in 
Apercentigen Obligationen, ein⸗ für allemal gegen dem über: 
laſſen zu wollen, dafs die laufenden Zinſen aus dieſen Obliga— 
tionen bis zum 1. Jänner 1898 der Commiſſion von der Ge— 
meinde erſetzt werden.“ 

Dieſe 5 Millionen Gulden dürfen nur für die Zwecke der 
Wienfluſs-Regulierung verwendet werden, und iſt eine anderweitige 
Verwendung ausgeſchloſſen. 

Meine Herren! Durch die Annahme dieſer Anträge wird in 
der großen Angelegenheit der Verkehrsanlagen, wie mir ſcheint, 
ein bedeutender Schritt vorwärts gemacht werden. Ich gebe mich 
daher der Hoffnung hin, dajs ſowohl der Gemeinderath als auch 
die beiden anderen Curien, der Staat und das Land, dieſen An— 
trägen zuſtimmen werden — zum Wohle und Heile unſerer Stadt. 
Ich bitte die geehrten Herren um Annahme dieſer Anträge. 

Gem.-⸗Nath Dr. Cueger: Wie Sie aus den Zeitungen 
wiſſen und wie Sie auch aus den Anträgen des Stadtrathes 
entnehmen, hat ſich endlich die Commiſſion für Verkehrsanlagen 
entſchloſſen, die beiden Localbahnlinien, nämlich die Wienthallinie, 
ſowie auch die Donaucanallinie ſelbſt zu bauen. Wenn jemand von 
dieſer Thatſache mit einem Gefühle der Befriedigung Act zu nehmen 


Fe berechtigt iſt, ſo bin wohl ich es, weil ich von Anfang an bis 
4. Die im Programme (Punkt II, Abſchnitt A, Z. 1, lit. a) 


zum heutigen Tage das Princip vertheidigt habe, dafs dieſe Linien 
nicht Privatgeſellſchaften zur Ausbeutung überlaſſen werden dürfen, 
ſondern entweder von der Commiſſion für Verkehrsanlagen oder 
vom Staate oder von der Gemeinde gebaut werden müſſen. 

Ich kann mich noch ſehr gut erinnern, wie ich, ſogar hier 
im Plenum des Gemeinderathes, bei einer der letzten Debatten 
behandelt worden bin, weil ich den gleichen Gedanken verfochten 
habe. Damals haben die Herren alle für den von Herrn Dr. 
Vogler im Stadtrathe geſtellten Antrag geſtimmt und den von 
mir geſtellten Antrag verworfen, und kurze Zeit darauf wird der 
von mir geſtellte Antrag von der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
durchgeführt, und jetzt ſind Sie alle ebenfalls dafür begeiſtert. 

In den Zeitungen iſt zwar geſtanden, daßs irgend jemand 
anderer ein bedeutendes Verdienſt an der Löſung dieſer Frage 
hätte, aber ich mufs ſchon geſtehen, daßss dieſes Verdienſt ich für 
mich in Anſpruch nehme, weil ich ebenſo wie ich hier im Wiener 
Gemeinderathe immer dafür eingetreten bin, dass dieſe beiden 
Linien von der Commiſſion hergeſtellt werden, dieſen Grundſatz 
auch in der Commiſſion ſelbſt in couſequenter Weiſe immer ver- 
treten habe. 

Meine Herren! Es freut mich aber auch, dass die Entwicklung 
der Dinge einen anderen Gang genommen hat, als es vielleicht 
einige Blätter gewünſcht hätten, und das freut mich am aller— 
meiſten. 

Als die Sache kritiſch wurde, als man einſah, daſs die Firma 
oder die nominellen Conceſſionäre Krauß K Comp. das Geld nur 
dann bekommen, wenn von Seite des Staates gewaltige Opfer 
gebracht werden, wurde auf einmal ein großer Drang in der 
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Wiener Preſſe inſceniert. Die Herren werden ja die verſchiedenen 
Artikel geleſen haben; ſpeciell ein Blatt, das „Wiener Tagblatt“ 
von Herrn Szeps, hat ſich in der Beziehung außerordentlich 
hervorgethan. Sie werden auch gewiss die Artikel über die 
Schonung des Privatcapitals bei dieſer Gelegenheit geleſen haben. 

Sehen Sie, meine Herren, es freut mich außerordentlich, daſs 
die Sache anders gekommen iſt, als die Herren gedacht haben. 
Die Regierung war in der Lage oder war in der Wahl, entweder 
der Länderbank eine koloſſale Pachtſumme jährlich zu bezahlen, in 
welcher Summe die Garantie für nicht unbeträchtliche Zinſen ent— 
halten war, oder die Sache ſelbſt zu bauen. Die Regierung hat 
nach meiner Überzeugung den richtigen Weg gewählt und be— 
ſchloſſen, das die Commiſſion für Verkehrsanlagen dieſe Bahn 
ſelbſt bauen ſolle. Und trotzdem ich nicht zur Coalition gehöre und 
hoffentlich nie zu derſelben gehören werde, nehme ich keinen An— 
ſtand, hier zu erklären, das Graf Wurmbrand um dieſe Frage 
ſich ein Verdienſt erworben hat; und wenn er in dieſer Weiſe 
fortfährt, ſo werde ich, trotzdem ich nicht der Coalition angehöre, 
ihn in dieſen ſeinen Beſtrebungen wärmſtens unterſtützen, insbe— 
ſondere dann, wenn er weiter fortfährt, einzuſehen, daßs die 
Unterſtützung des Privatcapitales in ſolchen Fragen eigentlich nichts 
anderes iſt, als die Ausbeutung des Volkes zu Gunſten einzelner 
weniger, und wenn er daher immer trachten wird, dass derlei 
Arbeiten von der Geſammtheit, das iſt von dem Staate, in dem 
vorliegenden Falle von der Commiſſion für Verkehrsanlagen noe. 
der drei Curien durchgeführt werden. 

Ich hoffe, dafs ich durch fortgeſetzte Arbeit noch manches 
andere erzielen werde und dass ich es insbeſondere dahin bringen 
werde, daj3 die Durchführung der Arbeiten ſelbſt in einer anderen 
Weiſe vor ſich geht, als es bisher der Fall iſt. Ich hoffe, daſs 
ich es dahin bringen werde. Es gehört nur Geduld dazu. Ich 
habe den Grundſatz: gutta cavat lapidem non vi sed saepe 
cadendo. (Rufe rechts: Deutſch!) Sie wiſſen's deutſch! (Heiterkeit.) 
Nun, ich werde es Ihnen ins „Tiſchleriſche“ überſetzen: „Der 
Tropfen höhlt den Stein aus, nicht durch Gewalt, ſondern durch 
oftes Niederfallen.“ Ich bin beſcheiden genug, mich mit einem 
Tropfen zu vergleichen, ich weiß auch, dass ich nicht die nöthige 
Gewalt beſitze, um etwas durchzuſetzen; ich falle aber ſo oft nieder, 
bis ein kleines „Luckerl“ wird und die Geſchichte mit der Zeit 
ſich durchſetzt. 

Ich lenke Ihre Aufmerkſamkeit nun auf die ſogenannte innere 
Ringlinie. Es wird vielleicht darüber geſprochen werden. Ich für 
meine Perſon erkläre, dafs ich froh bin, dafs dieſe innere Ring— 
linie etwas in den Hintergrund geſtellt worden iſt. 

Die innere Ringlinie hat überhaupt eine traurige Geſchichte. 
Im Programme ſteht ſie drinnen als eine Linie über die Laſten— 
ſtraße, hier im Wiener Gemeinderathe iſt ſie angenommen worden 
als eine Linie über die Laſtenſtraße. Die Vertreter der Gemeinde, 
die von Ihnen gewählten Vertreter der Gemeinde in der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen haben für die Ringſtraßenlinie geſtimmt. 
(Hört!) Und ſo fungiert ſie jetzt als Ringſtraßenlinie. 

Wer halbwegs einen Sinn für die Schönheit der Stadt Wien 
hat, muss es wirklich freudig begrüßen, dafs dieſe Linie nicht 
gebaut wird, und ich hoffe, dais fie nicht bloß ins Hinterſtübchen 
geſtellt wird, ſondern daſs fie in der Form, wie fie hier geplant 
wird, überhaupt nicht mehr ihre Auferſtehung feiert. Für eine 
ſolche Linie können nur Eiſenbahner ſchwärmen, aber Menſchen, 
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welche glauben, dass es auf der Welt noch etwas anderes gibt als 
Eiſenbahnen, können für dieſe Linie nimmer ſein. 

Im Punkte 5 finden Sie erwähnt die Linie Weſtbahnhof 
— Matzleinsdorf . . . . (Gem.-⸗Rath von Stummer: Ich habe für 
die Laſtenſtraße geſtimmt!) 

Die Mehrheit der von Ihnen gewählten Vertreter in der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen hat für die Ringſtraßenlinie 
geſtimmt, und nicht bloß geſtimmt, ſondern iſt mit aller Entſchieden— 
heit dafür eingetreten auch mit Worten, und ich war einer der 
wenigen, trotzdem ich Vertreter des niederöſterreichiſchen Landes bin, 
der für die Beſchlüſſe des Gemeinderathes mit aller Wärme ein— 
getreten iſt. (Gem.-Rath Jedliéka: So reſpectiert man Ge— 
meinderaths-⸗Beſchlüſſe!) Ich wollte das nur zeigen, weil Ihre 
Beſchlüſſe ſehr häufig von Jenen, welche ſie zu vertreten haben, 
nicht vertreten werden. 

Nun komme ich auf die Linie Weſtbahnhof —Matzleinsdorf. 
Bis jetzt war geplant, die Gürtellinie beim Weſtbahnhofe abzu— 
schließen. Es wäre die Linie ein kaum zu verwendender Torſo 
geblieben. Nach den jetzigen Vorſchlägen wird es ſchon beſſer werden. 
Es wird nämlich jetzt die Gürtellinie durchgeführt bis zur Wien— 
thallinie und dadurch in Verbindung mit dem eigentlichen Local— 
bahnnetze der Stadt Wien gebracht, eine Löſung, welche gewiſs nur 
mit Freude begrüßt werden kann. 

Ich erwähne aber hier, das es unbedingt nothwendig 
ſein wird, dieſe Linie bis nach Matzleinsdorf, bis an die Südbahn— 
linie auszubauen, und zwar aus zwei Gründen. Durch den Ausbau 
dieſer Linie bis Matzleinsdorf, das heißt zur Südbahnlinie, wird 
erſtens die letztere eigentlich erſt in das Localbahnnetz der Stadt 
Wien einbezogen. Zweitens aber beſitzt die Gemeinde Wien und 
ſpeciell der Bürgerſpitalfond vor der Hundsthurmerlinie und vor 
dem Liniendurchbruche, durch welchen die Linie der Neuen Tramway— 
Geſellſchaft geht, längs des Hundsthurmer Friedhofes ſehr be— 
deutende Liegenſchaften. Es iſt daher im Intereſſe der Gemeinde 
Wien, daſs dieſe Linie ausgebaut wird, damit fie ihre dortigen 
Liegenſchaften in entſprechender Weiſe zu verwerten in der Lage iſt. 
Nun, meine Herren, ich habe auf dieſe Linie auch gelegentlich der 
Debatte über dieſen Gegenſtand in der Commiſſion für Verkehrs— 
anlagen hingewieſen und erklärt, dass ich nur deswegen keinen 
Antrag ſtelle, weil ich weiß, daſs die Südbahn verſtaatlicht werden 
ſoll, und ich nicht einen Antrag ſtellen will, welcher dieſe Action, 
wenn auch nicht eventuell gefährden, ſo doch mindeſtens erſchweren 
wird. Ich ſtelle aus dieſem Grunde in dieſer Beziehung auch 
hier keinen Antrag; ich glaube damit im Intereſſe des Staates 
zu handeln. Se. Excellenz der Herr Handelsminiſter hat auch in 
der Commiſſion für Verkehrsanlagen bezüglich der Durchführung 
dieſer Linie befriedigende und beruhigende Aufklärungen gegeben 
und hat erklärt, dass er die Wichtigkeit dieſer Theillinie anerkeune, 
dafs die Durchführung derſelben unbedingt nothwendig iſt, und 
dafs er auch hoffe, dieſelbe realiſieren zu können. Ich erwähne 
das hier, damit es in einer öffentlichen Verſammlung geſagt 
worden iſt und damit alle Herren wiſſen, wie es mit der Sache 


ſteht. Die Linie hat nämlich auch noch eine große Bedeutung 
für den X. und eventuell für den XI. Bezirk, weil erſt dann, 


wenn dieſe Linie durchgeführt iſt, eine rationelle Einbindung dieſer 
beiden Bezirke in das Localbahnnetz möglich ſein wird. 

Nun, meine Herren, dieſe Erklärungen habe ich hier abzu— 
geben. Ich hätte nur einiges weniges zu bemängeln, aber ich 
will nicht ein großes Werk durch kleinliche Nörgeleien und Be— 
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mänglungen ſtören. Es wird ſich ja in der Zukunft manches 
verhindern laſſen, was vielleicht der Gemeinde Wien zum Schaden 
gereichen könnte. 

Ich ſchließe damit, daſs ich und meine Parteigenoſſen ein— 
hellig für die Anträge des Stadtrathes ſtimmen werden. Wir 
thun das deswegen, um einen einſtimmigen Beſchluſs des Ge— 
meinderathes zu ermöglichen und auf dieſem Wege vielleicht die 
Regierung in ihren weiteren Beſtrebungen zu unterſtützen. Die 
Frage kommt noch vor den n.-d. Landtag, fie kommt aber auch 
noch vor das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus, und ich glaube, es 
wird das nur den beſten Eindruck machen und es wird vielleicht 
am beſten für unſere Sache agitieren, wenn die betreffenden 
Factoren ſehen werden, dass in dieſer Frage ſämmtliche Mitglieder 
des Gemeinderathes ohne Unterſchied der Partei einig ſind und 
die Durchführung der Angelegenheit wünſchen. (Lebhafter Beifall 
links.) 

Gem.-Nath Dr. Stern: Es wäre für mich kein Anlass 
geweſen, über den uns heute beſchäftigenden Gegenſtand zu ſprechen, 
nachdem ich mich ebenfalls dem anſchließe, was von Seite des 
unmittelbaren Herrn Vorredners zum Schluſſe ſeiner Rede erwähnt 
wurde, und da ich ſowohl wie ja auch vorausſichtlich alle 
meine Geſinnungsgenoſſen ebenfalls für den Referenten-Autrag 
ſtimmen werden. Es wäre für mich kein Aulaſs geweſen zu 
ſprechen, wenn nicht doch von Seite des Herrn Vorredners 
manches bemerkt worden wäre, was nach meiner Anſicht unbedingt 
einer Richtigſtellung bedarf. Es iſt von dem Herrn Vorredner als 
ein beſonderes Verdienſt ſich zugeſchrieben worden, dass er es war, 
welcher vor einigen Monaten im Gemeinderathe den Antrag ſtellte, 
dafs gewiſſe Linien nicht der Privatunternehmung überlaſſen, 
ſondern von Seite der Verkehrs-Commiſſion oder vom Staate oder 
von der Gemeinde gebaut werden ſollen. Es iſt von Seite des 
Herrn Vorredners bemerkt worden, dass gerade auf dieſer (unſerer) 
Seite des Gemeinderathes dagegen ein Widerſtand beſtanden habe, 
und dafs er ſich daher das Verdienſt zuſchreibe, wenn heute die Sache 
anders geworden iſt. Da iſt aber vom Herrn Vorredner überſehen 
worden, welche wichtige Ereigniſſe in der Zwiſchenzeit eingetreten 
ſind, daſs mittlerweile ein Regierungswechſel ſtattgefunden hat, 
daſs mittlerweile eine andere Majorität im Reichsrathe beſteht, 
daßs wir mittlerweile eine Regierung bekommen haben, von welcher 
wir vorausſetzen können, daſs ſie dem Gemeinderathe größeres 
Wohlwollen entgegenbringen wird, als es bei der früheren Regie— 
rung der Fall war, und dass wir dasſelbe von der jetzigen Reichs— 
rathsmajorität zu erwarten wohl berechtigt ſind. 

Wenn von dem Herrn Vorredner bemerkt worden iſt, dass 
von unſerer Seite aus eine Renitenz beſtanden habe dagegen, dass 
beſtimmte innere Linien der Privatinduſtrie nicht zu überlaſſen 
ſeien, daſs ſie vom Staate oder von der Gemeinde oder von der 
Verkehrs⸗Commiſſion zu bauen ſeien, ſo ſteht dieſen Ausführungen 
des Herrn Vorredners gerade das Programm, welches wir ja 
geſchaffen haben, entgegen, denn in dem Programme ſelbſt heißt 
es ausdrücklich, daſs für den Fall, als die Linien, von denen hier 
die Rede iſt, der Privatinduſtrie überlaſſen werden ſollen, wir mit 
einem Aufwande von 7½ Percent, in dem Falle aber, dass fie 
nicht der Privatinduſtrie überlaſſen werden ſollen, mit einem Be— 
trage von 10 Percent an den Auslagen participieren, und ich 
glaube daher, daſs wir, indem wir für die Gemeinde eine Mehr— 
belaſtung von ungefähr 500.000 fl. oder mehr übernommen haben 
für den Fall, daſs dieſe Linien der Privatinduſtrie nicht überlaſſen 
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werden ſollen, genügend documentiert haben, daßs wir mit einer 
Löſung der Frage, wie ſie uns heute vorliegt, jederzeit einverſtanden 
geweſen wären, wenn eben die Möglichkeit dazu bei den anderen 
Factoren, denen wir gegenüberſtanden, gegeben geweſen wäre. 

Ja, meine Herren, das Verdienſt, dieſes Verkehrsprogramm 
geſchaffen zu haben, können wir unſerer Majorität unbedingt zu— 
ſchreiben (Gelächter links) — ich bitte, dieſes Verdienſt können 
wir uns nicht nehmen laſſen. (Bravo! rechts.) Ich verweiſe Sie 
auf die erſte Rede, welche vor zwei Jahren hier im Gemeinderathe, 
und zwar vom unmittelbaren Herrn Vorredner, gehalten wurde, 
als das Verkehrsprogramm. hier zur Verhandlung kam, eine Rede, 
welche mit den Worten begann: „Wir wollen nicht den geringſten 
Theil der Verantwortlichkeit für die ganze Sache übernehmen, wir 
überlaſſen Ihnen“ — d. h. uns — „die volle Verantwortlichkeit 
für die Sache, wir wollen Sie“ — d. h. uns — „in Ihrer 
Thätigkeit nicht weiter ſtören.“ Ich erinnere weiter daran, dafs 
es gerade damals der unmittelbare Herr Vorredner war, der eine 
ganze Reihe von Bedingungen aufſtellte, welche, wenn wir fie 
acceptiert hätten — es mögen ja einige derſelben manches Gute 
und Wünſchenswerte enthalten haben, das gebe ich ja ſehr gerne 
zu — nothwendigerweiſe die ganze Action zum Scheitern gebracht 
hätten. Wir haben die Sache mit kluger Vorausſicht behandelt. 
(Gelächter links.) Wir haben jederzeit dasjenige für die Bevölke— 
rung zu erreichen geſucht, was unter den gegebenen Umſtänden 
erreichbar war. Damals mujsten wir uns mit dem Programme 
begnügen, wie es uns vorgelegt wurde; heute, da wir einer anderen 
Regierung, einer anderen Reichsrathsmajorität gegenüberſtehen, 
können wir den Antrag, der uns vom Stadtrathe vorgelegt wird, 
mit Freude begrüßen und werden daher, wie ich glaube, alleſammt 
für denſelben ſtimmen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts 
— Gelächter links.) 

Gem.⸗Nath Herold: Nach den richtigen Ausführungen des 
Herrn Vorredners, und ich kann auch nicht umhin, zu ſagen: 
nach den gründlichen Ausführungen des Herrn Führers der Op— 
poſition, der gewiſs auch den Beifall auf unſerer Seite gefunden 
hat, und vorzüglich nach den Worten, die mich perſönlich ſehr 
gefreut haben, indem er ſagte, dass er bei dieſem Werke nicht mit 
kleinlichen Argumenten kommen wolle — und ich möchte wünſchen, 
dafs er bei dieſer Anſicht bleiben und dieſelbe auf alle Referate 
ausdehnen möge — glaube ich keine Fehlbitte zu thun, wenn ich 
Schluſs der Debatte beantrage, umſomehr, als dieſe hochwichtige 
Angelegenheit in einem jo günſtigen Stadium iſt, das beide 
Parteien dasſelbe mit größter Freude begrüßen können. 

Nachdem auch die Vereinbarung der Gemeinde betreffs der 
Wienthallinie in den Vertrag aufgenommen wurde, ſo beſteht kein 
Grund, dieſe Debatte vielleicht noch drei Stunden lang zu führen, 
und ich bitte Sie daher, meinen Antrag anzunehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt Schluſs der 
Debatte beantragt. Diejenigen Herren, welche dafür ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. | 

Zum Worte find noch vorgemerkt die Herren Gem.-Räthe 
Steiner, Tagleicht, Dr. Friedjung, Joſef Müller, 
Frauenberger, Gregorig. (Rufe: Verzichten!) 

Gem.-Nath Steiner: Hätte nicht der Herr Gem. Rath 
Dr. Stern ſich mit fremden Federn geſchmückt, ſo hätte ich auf 
das Wort verzichtet. Er hat nämlich erklärt, wenn die Wünſche, 
die der Gemeinderath gelegentlich der Berathung des Programmes 
ausgeſprochen hat, als Bedingungen aufgeſtellt worden wären, ſo 
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hätten wir nichts erreicht. Nun erlaube ich mir die Frage, was 
wir denn jetzt im Intereſſe der Arbeiten erreicht haben, oder be— 
züglich der ſonſtigen Wünſche, welche wir in unſerem Intereſſe 
geſtellt haben? Gar nichts! 

Weiters hat Herr College Dr. Stern erklärt, von der gegen— 
wärtigen Regierung wäre es zu erwarten, dafs fie auf die Wünſche 
der Gemeinde eingehe. Diesbezüglich will ich mich den Aus— 
führungen des Herrn Dr. Lueger anſchließen, aber ich ſchließe 
aus von der Bemerkung „unter der gegenwärtigen Regierung“ den 
Herrn Dr. Otto Steinwender, und wenn Herr Dr. Stern 
dieſen gemeint hat, ſo bekämpfe ich dies von dem Standpunkte des 
Entgegenkommens gegenüber unſeren Wünſchen. Herr Dr. Stern 
hat auch erwähnt, dafs gelegentlich der Berathung des Programmes 
dieſe Punkte ſchon aufgenommen wurden. Geſtatten Sie mir, dies 
zu widerlegen. Gelegentlich der Berathung des Programmes war 
es Herr Dr. Lueger, welcher beantragte, dass dieſe Linien auf 
Koſten der Verkehrs⸗Commiſſion, eventuell auf Koſten der Gemeinde, 
gebaut werden, und als ich heuer gelegentlich der Financierung 
der Conceſſions⸗Ertheilung in der „Neuen Freien Preſſe“ einen 
Artikel geleſen habe, dafs dieſe Linie an die Firma Krauß & Comp. 
vergeben werden ſollen, habe ich ſelbſt einen ziemlich ſcharf 
gehaltenen Antrag eingebracht. Nun frage ich Sie, meine ſehr 
geehrten Herren von der Majorität: wie ſind Sie denn dem ent— 
gegengekommen? Es iſt ſogar die Geſchäftsordnung von dem gegen— 
wärtigen Herrn Vorſitzenden in der eclatanteſten Weiſe verletzt 
worden! Dieſer Antrag war unterſchrieben von nahezu 60 Mit— 
gliedern des Gemeinderathes, und es hätte zur Berathung dieſes 
Gegenſtandes eine eigene Sitzung einberufen werden ſollen im 
Sinne des § 3 der Geſchäftsordnung, welche lautet: „Der Bürger: 
meiſter oder im Verhinderungsfalle der zunächſt berufene Vice— 
Bürgermeiſter iſt verpflichtet, eine Sitzung einzuberufen, ſobald 
dieſes Verlangen von wenigſtens 46 Gemeinderathsmitgliedern 
ſchriftlich geſtellt oder vom Statthalter ein ſolches Verlangen 
geſtellt wird.“ 

Nun bin ich neugierig, wie der Herr Vice-Bürgermeiſter ſich 
heute rechtfertigen wird, wenn ich direct erkläre, dafs er die Ge— 
ſchäftsordnung in eclatanteſter Weiſe verletzt hat, weil er die 
Sitzung nicht einberufen hat, in welcher dieſer Autrag verhandelt 
werden ſollte. Er hat geſagt, es ſei nicht nöthig. Meine Herren! 
Ein halbes Jahr iſt ſeitdem verſtrichen! In dieſem Antrage iſt 
feſtgeſtellt: wenn die Verkehrs-Commiſſion nicht baut, ſo baut die 
Gemeinde. Ich danke dem Herrn Bürgermeiſter dafür, daſs er die 
Intereſſen der Bevölkerung und der Commune gewahrt hat, es 
iſt auch ſeine Pflicht geweſen; ich wundere mich aber durchaus 
nicht, daſs einige Herren, welche von der Majorität in die Ver— 
kehrs⸗Commiſſion entſendet wurden, die Beſchlüſſe des Gemeinde— 
rathes nicht achteten, weil ich bei dieſen Herren Conſequenz nicht 
vorausſetze, und es wundert mich gar nicht, dajs fie anders ge— 
ſprochen und geſtimmt haben. Aber ſich mit fremden Federn 
ſchmücken, das geht nicht. Das Verdienſt gebürt nicht dem 
Dr. Prix, ſondern dem Herrn Dr. Lueger, das mußs ausge- 
ſprochen werden, zweifellos dem Herrn Dr. Lueger. Den 
liberalen Journaliſten, welche über meinen im Sommer geſtellten 
Antrag geſchrieben haben, er könne aus preſspolizeilichen Gründen 
nicht ganz veröffentlicht werden, rufe ich heute zu: Sie mögen ge 
fälligſt nachſehen, was ſie im Sommer geſchrieben, und was ſie 
geſchrieben haben, als Dr. Prix die Intereſſen der Gemeinde 
in der Verkehrs⸗Commiſſion vertreten hat! Da haben ſie den 
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Dr. Prix herausgehoben. Dr. Prix hätte auch dort ſchon die 
Intereſſen der Gemeinde wahren ſollen, als die Anträge im 
Sommer geſtellt worden ſind. 

Übrigens nehme ich es den Journaliſten nicht übel. Man 
weiß, dafs fie eigentlich die Fälſcher der Wahrheit find (Wider— 
ſpruch rechts) und wenn man ſich ſchon mit ſolchen Banditen 
herumſchlagen mufs (Lebhafte Oho-Rufe rechts. — Zuſtimmung 
links), wie die liberalen „Schornaliſten“ ſind, iſt es ganz gleich, ob 
ſo oder ſo. (Widerſpruch rechts. — Lebhafter Beifall und Heiter— 
keit links.) 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich mufs den Herrn 
Redner zur Ordnung rufen. Er hat einen ganzen Stand ... 
(Unruhe links. Gem.-Rath Hawrauek: Nein, nicht den ganzen 
Stand, nur die jüdiſchen hat er gemeint!) Meine Herren! Das 
iſt doch kein Benehmen. Laſſen Sie mich doch ſprechen! Ich mufs 
den Herrn Redner zur Ordnung rufen. Es geht nicht an, daßs 
hier ein ganzer Stand in gröblicher Weiſe beleidigt werde . .. 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Der iſt nicht zu beleidigen!) Herr 
Gem.⸗Rath Gregorig, ich bitte ſich zu mäßigen! (Gem. Rath 
Gregorig: Ich mäßige mich ohnehin, aber die mäßigen ſich 
nicht, die Fälſcher der Wahrheit!) Beſonders mit Aus- 
drücken, welche entſchieden unparlamentariſch find. (Gem. -Nath 
Hawranek: Iſt das Lügen denn parlamentariſch? — Gem. 
Rath Steiner: Was iſt denn mit der Geſchäftsordnung?) 

Gem.-Rath v. Stummer (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage die Wahl von Generalrednern, nachdem ich glaube, dass 
es ſehr wichtig und dafs die Bemerkung des Herrn Collegen 
Dr. Lueger außerordentlich zutreffend iſt, daſs ſo wenig als 
möglich geſprochen und einheitlich geſtimmt werde, denn die ein— 
heitliche Haltung beider Seiten wird gewifs andererſeits eine große 
Wirkung hervorrufen. Ich bitte alſo um Wahl von Generalrednern. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt die Wahl von 
Generalrednern beantragt. Jene Herren, welche dem zuſtimmen, 
bitte ich die Hand zu erheben. (Geſchieht. — Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. 

Wie mir mitgetheilt wurde, ſind ſämmtliche Redner pro ein— 
geſchrieben. Ich bitte alſo die Herren Gem.-Räthe Tagleicht, 
Dr. Friedjung, Müller Joſef, Frauenberger und 
Gregorig einen Generalredner zu wählen. (Mehrſeitige Rufe: 
Alle verzichten! — Nach Wahl des Generalredners:) Als gewählt 
erſcheint Herr Gem.-Rath Dr. Friedjung. 

Im Sinne der Geſchäftsordnung gebe ich bekannt, dass Herr 
Gem.⸗Rath Tagleicht folgenden Antrag ſtellt: „Es werde be— 
ſchloſſen: Der Gemeinderath ſtellt an die Commiſſion für die Verkehrs— 
anlagen in Wien das Erſuchen, nunmehr mit größtmöglicher Be— 
ſchleunigung die Arbeiten auf den geſammten Strecken der Stadt— 
bahn zu beginnen.“ 


Gem.-Nath Dr. Friedjung: Ich habe mich zum Worte 
gemeldet, nur um zwei thatſächliche Berichtigungen vorzunehmen, 
weil ich wirklich glaube, dass bei der herrſchenden Übereinſtimmung 
der Verſammlung wir dadurch, dass wir kurz find, am beſten 
wirken. (Bravo! rechts.) Es iſt ſehr erfreulich, dafs in dieſer 
Angelegenheit Mehrheit und Minderheit ſich einträchtig zuſammen— 
finden und gewiſs hat der Führer der Oppofition in dieſem Falle 
Wiederhall und Anerkennung auf unſere Seite gefunden, weil wir 


„2 „ 


ja nur wünſchen, dafs mir mit vereinten Kräften unſerem großen 


Ziele entgegengehen. 
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Ich erlaube mir zwei thatſächliche Berichtigungen vorzu— 
bringen: 

Herr Dr. Lueger hat das Verdienſt, die Conkeſſionierung 
der Localbahnlinien an eine Privatgeſellſchaft verhindert zu haben, 
vollſtändig für ſich in Anſpruch genommen. Nun bin ich weit 
entfernt davon, zu leugen, daſs Herr Dr. Lueger ſtets mit 
Energie dafür eingetreten iſt, kann aber nicht anerkennen — ich 
verlange von ihm, dass er der Wahrheit die Ehre gibt — dass 
er der einzige geweſen iſt, welcher in dieſem Sinne gewirkt hat. 
Ich conſtatiere vor allem thatſächlich, daſs bei den Vorverhand— 
handlungen, welche gepflogen worden ſind, Herr Bürgermeiſter Dr. 
Prix einen beſtimmten Punkt hervorgehoben hat. Bei dieſen Vor— 
verhandlungen — fo hat mir Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Grüb! 
vor einiger Zeit erzählt — und ich berufe auch auf das Zeugnis 
des Herrn Oberbaurathes Berger — war der Herr Bürger— 
meiſter Dr. Prix der erſte, der geſagt hat: Wenn der Staat 
bereit ift, die Bahnen ſelbſt zu bauen, fo ſei die Gemeinde wieder 
bereit, ſtatt jenes 7½percentigen Beitrages, welcher für die Haupt— 
bahnen geleiſtet wird, einen 10percentigen Beitrag zu leiſten. Es war 
alſo Herr Bürgermeiſter Dr. Prix, der in dieſen Vorver— 
handlungen, indem er ſeitens der Gemeinde Wien ein höheres An— 
gebot gemacht hat, den Staat beſtimmen wollte, die Bahn ſelbſt 
zu bauen. (Sehr richtig! rechts.) Auf dieſe Weiſe allein iſt in dem 
Vertrage jener Unterſchied in der Betheiligung der Stadt Wien an 
die Bahnen zuſtande gekommen, der Unterſchied zwiſchen Haupt— 
bahn und Localbahn. 

Wenn der Herr Bürgermeiſter Dr. Prix nicht dieſes Angebot 
geſtellt hätte, ſo würde es zu einem ſolchen Unterſchiede nicht ge— 
kommen ſein. Ehre, wem Ehre gebürt! Ich habe das anerkannt, was 
Herr Dr. Lueger in dieſer Angelegenheit gethan hat, ich wiederhole, 
er hat ſeine Pflicht als Führer der Oppoſition vollkommen erfüllt, 
er hat gedrängt, das war ſeine Sache. Er iſt in der Stellung, 
daſs er imſtande iſt, Dinge zu vertreten, welche die Majorität 
bei ihrem Verhältniſſe zu den maßgebenden Factoren, weil ſie 
wünſchen mus, dass die Sache durchgeführt werde, vielleicht 
weniger ſtürmiſch ſagt, das iſt ſeine Aufgabe. Aber er hat nur 
Herrn Bürgermeiſter Dr. Prix geholfen, wie es ſeine Pflicht war, 
was wir vollkommen anerkennen, aber dieſe Thatſache mußs feſt— 
geſtellt werden. 

Eine zweite thatſächliche Berichtigung. Herr Dr. Lueger 
beruft ſich darauf, das bei den Berathungen im Jahre 1892, als 
das Programm der Verkehrsanlagen im Gemeinderathe ange— 
nommen wurde, der Antrag, dieſe Bahnen womöglich vom Staate 
bauen zu laſſen, von der Oppoſition ausgegangen iſt. Meine 
Herren! Das iſt offenbar ein Gedächtnisirrthum des Herrn Dr. 
Lueger. Ich werde gleich aus dem ſtenographiſchen Protokolle 
citieren. Ich habe in den letzten Tagen dieſe Verhandlungen alle 
durchgeleſen. Herr Dr. Lueger hat damals ungefähr zehn Be— 
dingungen feſtgeſtellt, unter denen die Oppoſition imſtande ſei, 
dem Programme beizutreten, und ich appelliere an das Gedächtnis 
des Herrn Dr. Lueger und an ſeine Wahrheitsliebe, unter dieſen 


zehn Bedingungen war dieſe Bedingung nicht. Dagegen habe ich 


mir damals erlaubt, den Antrag zu ſtellen, der auch angenommen 
wurde. (Gelächter links.) Sehen Sie, meine Herren, ich meine, es 
wäre gut, wenn wir dieſe Dinge mit Ernſt behandeln. (Zuſtimmung 
rechts.) Es war zufällig ich, der dieſen Antrag geſtellt hat, aber 
ihn zum Beſchluſſe der Verſammlung erhoben zu haben, war das 
Verd ienſt der Mehrheit und der Minderheit, welche dieſen Antrag 
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einſtimmig angenommen haben. Derſelbe wurde am 25. Jänner 1892 
bei Berathung der Angelegenheit angenommen, iſt als Wunſch auf 
genommen worden und lautet: „Der Gemeinderath ſpricht die 
Überzeugung aus, dass es ſich aus wirtſchaftlichen Gründen 
empfehle, die Localbahnen ebenſo wie die Hauptbahnen in eigener 
Regie auszuführen und zu betreiben.“ 

Dieſer Antrag iſt von dem geſammten Hauſe angenommen 
worden, aber er iſt von einem Mitgliede der Mehrheit geſtellt 
worden, nicht von einem Mitgliede der Minderheit. 

Ich berichtige weiter thatſächlich, daßs Herr Dr. Lueger 
im Reichsrathe bei der erſten Berathung dieſes Gegenſtandes 
hierauf hingewieſen hat, und zwar in Form einer Rede. 

Ich habe dieſe Rede geleſen. Herr Dr. Lueger hat gleichfalls 
in dieſer großen Rede, die er damals im April 1892 gehalten hat, 
eine Menge Wünſche dargeſtellt und im Verlaufe der Debatte 
geſagt: „Ich werde den Antrag ſtellen, daſs der Staat dieſe Bahn 
baue.“ Ich appelliere nochmals an das Gedächtnis oder an die 
Wahrheitsliebe des Herrn Dr. Lueger; er hat dieſen Antrag im 
Jahre 1892, als die Sache im Abgeordnetenhauſe zur Sprache 
kam, nicht geſtellt. Ich formuliere daraus nicht einen Vorwurf 
gegen Herrn Dr. Lueger, im Gegentheile, Herr Dr. Lueger 
hat ſich nämlich damals geſagt — es war ſehr klug von ihm —: 
wenn ich bei der ungünſtigen Stimmung, welche im Reichsrathe 
damals noch herrſchte — es war die „ſchnöde“ Coalition noch nicht 
geſchloſſen und die deutſchen Abgeordneten waren ſehr häufig im 
Gegenſatze zu den übrigen — bei der ungünſtigen Stimmung, 
welche im Abgeordnetenhauſe jetzt noch herrſcht — es wurde damals 
von der clericalen Partei noch beſtritten, daſs man die Hafenanlagen 
der Donau in die vom Staate zu ſchaffenden Verkehrsanlagen 
einbezieht — dieſen Antrag ſtelle, ſo ſchädige ich die Sache der 
Stadt Wien. Deswegen hat Herr Gem. -Rath Dr. Lueger 
damals dieſen Antrag nicht geſtellt und hat ihn nicht urgiert. 
(Rufe rechts: So iſt es!) Das ſind die hiſtoriſchen Thatſachen. 
Aber ich wiederhole, nachdem dies geſchehen war, nachdem der 
Herr Bürgermeiſter Dr. Prix die Sache angeregt hat, nachdem 
der Wunſch hier von der Majorität und von der Minorität aus- 
geſprochen war, hat Herr Dr. Lueger im Verlaufe von zwei 
Jahren alles gethan, um die Sache zu fördern. Aber ich muss 
gleich hinzufügen, als im Mai 1892 — ich habe auch dieſe De— 
batte nachgeleſen — Herr Dr. Lueger damals zum erſtenmale 
den Antrag ſtellte, und iſt dieſer Antrag bei Gelegenheit der Projects— 
entwürfe angenommen worden, weil mit Herrn Dr. Lueger auch 
ſehr viele Mitglieder dieſer Seite ſtimmten. — Ich kann mich er— 
innern, daſs mein Nachbar Dr. Prockſch, ich und einzelne von 
den Mitgliedern der Majorität für den Antrag geſtimmt haben. — 
Es war der Antrag, in welchem die Gemeinde Wien ſich erbötig 
machte, nöthigenfalls ſelbſt dieſe Eiſenbahnen zu bauen, anſtatt ſie 
einer Privatgeſellſchaft zu überlaſſen. 

Und nun die letzte meiner Berichtigungen. Sie ſehen, ich 
ſuche mich ganz ſachlich zu halten. Herr Dr. Lueger hat mit 
Unrecht uns gehöhnt, dass wir den letzten feiner Anträge, der im 
November geſtellt wurde, nicht angenommen haben. Er hat be— 
hauptet, dass wir damals ihm entgegengetreten ſeien. Ich werde 
dieſen Antrag des Herrn Dr. Lueger verleſen und daraus wird 
hervorgehen — und Herr Dr. Lueger wird das heute ſelbſt zu— 
geſtehen — dass dieſer Antrag nicht zeitgemäß war, er entſprach 
nicht der Sachlage. 
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Herr Dr. Lueger hat nämlich damals im November, zuerſt 
im Stadtrathe — es ſteht im Amtsblatte der Gemeinde Wien vom 
24. November 1893 — die Sitzung mufs einige Tage vorher 
geweſen ſein, folgenden Antrag geſtellt: „Es ſei die Commiſſion 
für Verkehrsanlagen zu erſuchen, energiſch dahin zu wirken, dass 
die der Firma Krauß & Comp. ertheilte Conceſſion für die 
Localbahnen bei Nichteinhaltung der Bedingungen ohne weitere 
Friſtverlängerung für erloſchen erklärt, die Conceſſion für dieſe 
Bahnen der Commiſſion für die Verkehrsanlagen ſelbſt ertheilt und 
der Bau von der letzteren durchgeführt werde. „Herr Gem.-Rath 
Dr. Lueger hat alſo den Antrag geſtellt, man ſolle eine Con— 
ceſſion, die noch gar nicht ertheilt worden war, zurücknehmen; er 
hat den Antrag geſtellt, man ſolle förmlich im Hinterhalte lauern 
und wenn irgendetwas nicht erfüllt würde, die Conceſſion zurück— 
nehmen, und dem wurde von unſerer Seite entgegengehalten, wir 
können den Antrag nicht annehmen, die Conceſſion iſt nicht ertheilt, 
und erinnern Sie ſich, dafs Herr Dr. Lueger damals ſagte: 
„Sie iſt ertheilt, der Wittek“ — ich drücke mich genau ſo 
aus wie Herr Dr. Lueger, Herr Dr. Lueger drückt ſich 
häufig fo aus — „der Wittek hat ſelbſt erklärt, die Conceſſion 
ſei ertheilt worden.“ Das war ein Irrthum, das war eine 
Außerung, welche Herr Dr. Lueger nicht verantworten kann; 
er kann es nicht verantworten, eine ſo wichtige Mittheilung 
der Körperſchaft zu machen, wenn er ſeiner Sache nicht ſicher 
war. Die Conceſſion war nicht ertheilt worden, fie iſt eben nicht 
ertheilt, wir ſehen ja, das fie nicht ertheilt worden iſt, da der 
Staat ſelbſt bauen will. Herr Dr. Lueger hat uns gehöhnt, 
ohne daj3 eine Berechtigung dazu vorlag. Der Antrag, daßs die 
Conceſſion zurückgenommen werde, die nicht ertheilt worden war, 
aus einem förmlichen Hinterhalt zurückgenommen, ſobald ein Fehler 
ſtattfindet, bedeutet einen Vorgang, der eines Staates, einer Ge— 
meinde nicht würdig iſt, einen ſolchen Antrag konnten wir nicht 
annehmen. Ich habe Ihnen hiemit nichts als eine hiſtoriſche Klar— 
legung der Angelegenheit gegeben. Ich gehöre zu denjenigen, welche 
energiſch kämpfen, wenn es ſein muſs; ich gehöre auch zu denjenigen, 
welche es auch einem Gegner mit der größten Wärme zugeben, 
wenn er ſich ein Verdienſt errungen hat. Ich thue dies nicht aus 
Sentimentalität — im politiſchen Leben kann es eine ſolche nicht 
geben — ſondern ich thue das eben, weil es der Wahrheit ent— 
ſpricht. Es iſt ſo! Herr Dr. Lueger hat ſeine Pflicht gethan, 
aber ich fordere von ihm, ich fordere es von ihm mit aller Be— 
ſtimmtheit, daſs er die Behauptungen, die er alle heute aufgeſtellt 
hat, als ob Herr Dr. Prix nicht ſeine Pflicht gethan hätte, als 
ob wir unſere Pflicht verabſäumt hätten, nicht mehr wiederhole. 
Ich fordere von ihm, dass er dieſe Behauptungen nicht allein in 
dieſem Saale nicht mehr wiederhole, ſondern auch in den Ver— 
ſammlungen, in denen er ſo wirkungsvoll zu ſprechen weiß. Übrigens 
bin ich ebenſo außerordentlich erfreut, dafs Herr Dr. Lueger 
das Verdienſt des neuen Handelsminiſters anerkannt hat; er hat 
ſich hier ſehr objectiv gezeigt, indem er das Verdienſt eines Handels— 
miniſters hervorhob, der aus einer Partei hervorgegangen iſt, die 
er bekämpft. Aber dasſelbe Verdienſt, wie der Handelsminiſter, hat 
ſich in dieſem Falle auch der Finanzminiſter erworben, denn, wenn 
dieſer die Schnüre des Geldbeutels zuſammengezogen hätte, ſo wäre 
das Unternehmen nicht zuſtande gekommen. (Unruhe links.) Meine 
Herren! Nehmen Sie die Sache ernſt, es iſt Thatſache und nicht 
zu leugnen, und ich hebe nur Folgendes hervor, was ich factiſch 
für ſehr wichtig halte. 
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Es iſt ſehr gut, dass wir heute den Ton der gegenſeitigen 
Polemik gedämpft haben, denn wir find. noch nicht über alle Ge— 
fahren weg. Es könnte noch ſehr gut möglich fein, daßs dieſe 
Angelegenheit im Reichsrathe auf Widerſtand ſtößt, weil wir 
keineswegs der Stimmen der nicht⸗deutſchen Nationalitäten ſicher 
ſind. Die deutſchen Abgeordneten, wenigſtens der Linken, die deutſche 
Nationalpartei und die Chriſtlich-Socialen werden allerdings dafür 
ſein, aber wir ſind trotzdem nicht über alle Gefahren weg. In 
dem einigen Vorgehen und durch die gemeinſame Übereinſtimmung 
können wir unſere Sache am beſten fördern. Deswegen begrüße 
ich es, daſs ein jo verſöhnlicher Ton in dieſer Debatte geherrſcht 
hat. (Bravo! Bravo! rechts.) 

(Referent verzichtet auf das Schlusswort.) 

Gem.-Nath v. Stummer (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Herr Dr. Lueger hat heute bei der Beſprechung der Ringſtraßen— 
linie die Bemerkung gemacht, daſs, obwohl der Gemeinderath be— 
ſchloſſen hat, und zwar mit einer ſo großen Majorität, die Linie 
auf der Laſtenſtraße zu führen, die Majorität der Vertreter der 
Gemeinde in der Commiſſion für die Ringlinie geſtimmt habe, 
und hat dabei auch das Wort „Eiſenbahner“ fallen gelaſſen. In 
dem Momente iſt von dieſer (linken) Seite das Wort Stummer 
gefallen. Nachdem ich bereits einmal in dieſem Punkte perſifliert 
worden bin, ſehe ich mich heute bemüſſigt, wenn ich auch kein 
Recht habe, die Abſtimmung meiner Collegen in der Verkehrs— 
Commiſſion zu kritiſieren, doch das Recht für mich in Anſpruch 
zu nehmen und zu erklären, daſs ich in der Commiſſion für die 
Laſtenſtraße und nicht für die Ringſtraße geſtimmt habe. 

Gem.⸗Nath Dr. Lueger (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich werde mich bemühen, abſolut kurz zu ſein, damit gar kein 
Miſston in die ganze Geſchichte hineinkommt. Ich habe bezüglich 
der Ringſtraßenlinie keine Perſon genannt; ich habe ausdrücklich 
erwähnt, es iſt die Mehrheit der Mitglieder, welche von Seite des 
Gemeinderathes gewählt wurden. Ich habe von Eiſenbahnern ge— 
ſprochen, aber in Bezug auf eine andere Frage. Das wird mir 
Gem.-Rath v. Stummer zugeben. Ich habe geſagt, für die 
Ringſtraßenlinie können nur Eiſenbahner ſchwärmen. 

Es bleibt übrigens, wenn wir den Collegen v. Stummer 
in Abzug bringen, keiner übrig, der für die Beſchlüſſe des Ge— 
meinderathes eingetreten iſt. Das eine weiß ich, dass der heftigſte 
Gegner gegen den Gemeinderaths-Beſchluſs jener Mann geweſen 
iſt, welcher damals an der Spitze des Gemeinderathes geſtanden iſt. 

Gegenüber dem Herrn Dr. Friedjung bemerke ich Fol— 
gendes: Er hat erwähnt, dass ich damals — ich glaube im No— 
vember vorigen Jahres — den Gemeinderath mit der Behauptung 
irregeführt habe, daſs Se. Excellenz Freiherr v. Wittek mir mit— 
getheilt hätte, daſs die Conceſſion an Krauß & Comp. ertheilt 
worden ſei. Ich habe Sie nicht irregeführt. Ich conſtatiere that— 
ſächlich, vielleicht werden es mir die übrigen Herren der Com— 
miſſion beſtätigen, dafs gelegentlich einer Debatte, welche über eine 
Anfrage von mir, die in der Commiſſion ſtattgefunden hat, Sectionschef 
Freiherr v. Wittek immer nur von einem Conceſſionär Krauß 
& Co mp. geſprochen hat, und das noch in der letzten Sitzung 
der Herr Handelsminiſter die Worte „nomineller Conceſſionär“ mit 
Beziehung auf Krauß & Comp. gebraucht hat. 

Ich überlaſſe es nun Ihrer Beurtheilung, ob ich recht gehabt 
habe oder nicht. Von einer Irreführung meinerſeits iſt abſolut 
keine Rede. 
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Ich will nicht weiter darauf eingehen, ſondern glaube, wir 
ſollen dieſe Anträge einſtimmig annehmen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Ich bitte, die Plätze ein- 
zunehmen. Ich ſetze voraus, dafs die Verſammlung zuſtimmt, wenn 
ich proponiere, die geſammten Anträge des Referenten unter einem 
zur Abſtimmung zu bringen. (Zuſtimmung.) Dann kommt der 
Antrag Tagleicht zur Abſtimmung. 

Ich bitte jene Herren, welche die Anträge des Referenten 
sub J und II acceptieren, ſich von den Sitzen erheben zu wollen. 
(Geſchieht.) Ich conſtatiere, dafs der Antrag einſtimmig an— 
genommen wurde. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich bringe nun den Antrag Tagleicht zur Abſtimmung. 

Gem.-Rath Dr. Sneger: Herr Gem.-Rath Tagleicht 
ſoll ſeinen Antrag zurückziehen; derſelbe iſt, wie es ſcheint, gegen— 
über dem Entgegenkommen der Regierung nicht paſſend. 

Gem.-Nath Tagleicht: In Würdigung der Thatſache, daſs 
der Antrag des Referenten einſtimmig angenommen wurde, ziehe 
ich meinen Antrag zurück. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Nichter: Der Antrag wird zurück— 
gezogen; ſomit iſt dieſer Gegenſtand erledigt. 

Beſchluſs: . 

Die Gemeinde Wien erklärt, den Beſchlüſſen der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien, welche in 
der Sitzung dieſer Commiſſion vom 16. Jänner d. J. 
mit Stimmeneinhelligkeit der drei Curien gefasst worden 
ſind, und lauten: 

1. Die Ausführung der als Localbahnen in der 
erſten Bauperiode bis 1897 herzuſtellenden Wienthal— 
linie und Donaucanallinie wird von der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen in Wien für Rechnung des von 
derſelben verwalteten Fondes auf Grund der für dieſen 
Fall geſetzlich feftgeftellten Beitragsleiſtung des Staates 
mit 85 Percent, des Landes mit 5 Percent und der 
Gemeinde Wien mit 10 Percent (Punkt IX, Z. 1 des 
Programmes, Artikel II lit. k des Geſetzes) über- 
nommen. 

2. Die Ausführung der inneren Ringlinie, für 
welche die programmgemäßen Beiträge des Landes 
Niederöſterreich und der Gemeinde Wien in den vom 
Landtage und Gemeinderathe bewilligten Maximal— 
beträgen (Landesgeſetz vom 18. Juli 1892, L.⸗G.⸗ und 
V.⸗Bl. Nr. 42, und Gemeinderaths-Beſchluſs vom 
27. Jänner 1892 und 8. Juli 1892) inbegriffen ſind, 
bleibt vorläufig die Vorſorge im Wege der Conceſſious— 
ertheilung an eine Privatunternehmung vorbehalten, 
wobei dieſe Linie nach Ermeſſen der Regierung mit 
elektriſchem Betriebe ausgeführt werden kann. 

3. Statt der im Programme (Punkt II, Abſchnitt A, 
Z. II, lit. d) an erſter Stelle vorgeſehenen, vom Weft- 
bahnhofe im Zuge der Gürtelſtraße und parallel mit 
der Gürtellinie bis zum Gumpendorfer Schlachthauſe 
führenden Strecke der Wienthallinie iſt die laut des 
Programmes erſt „bei eintretendem Bedürfniſſe“ in 
Ausſicht genommene Fortſetzung vom Schlachthauſe im 
Wienthale aufwärts zum Anſchluſſe an die Kaiſerin 
Eliſabeth⸗Bahn bei Hütteldorf ſofort zur Ausführung 
zu bringen und in dieſelbe die abzulöſende und ent— 
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ſprechend umzubauende Dampftramwayſtrecke Gaudenz⸗ 
dorf — Hietzing einzubeziehen. 

4. Die im Programme (Punkt II, Abſchnitt A, 
Z. 1, lit. a) „bei eintretender Nothwendigkeit“ vor— 
geſehene directe Verbindung der Gürtellinie mit der 
Kaiſerin Eliſabeth-Bahn etwa in der Station Penzing 
entfällt gänzlich. 

5. Der nach dem Programm (Punkt III, Z. 1) 
erſt der zweiten Bauperiode nach Ende 1897 vorbe— 
haltene Bau der Strecke Weſtbahnhof —Matzleinsdorf 
der Gürtellinie iſt bezüglich der Theilſtrecke Weſtbahn— 
hof —Gumpendorferlinie in die erſte Bauperiode einzu— 
beziehen und gleichzeitig eine Verbindungscurve von 
der Gumpendorferlinie zum Anſchluſſe an die Wien— 
thallinie in der Richtung gegen die Stiegerbrücke zur 
Ausführung zu bringen. Die Beitragsleiſtung der drei 
Curien erfolgt bezüglich der anticipierten Theilſtrecke 
der Gürtellinie, ſowie bezüglich der Verbindungscurve 
mit dem bisher geſetzlich für die Hauptbahnen nor— 
mierten Percentualverhältniſſe. 

6. Die Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien 
tritt an Stelle der Dampftramwah-Geſellſchaft vor— 
mals Krauß & Comp. in das von dieſer letzteren 
mit der Gemeinde Wien am 29. April 1893 getroffene 
Übereinkommen hinſichtlich der Grundſätze für die Ver— 
theilung der Koſten jener Anlagen ein, welche ſowohl 
die Localbahn, als die Wienfluſs-Regulierung und die 
Sammelcanäle treffen, und übernimmt demgemäß alle 
hieraus entſpringenden Rechte und Pflichten gegenüber 
der Gemeinde Wien. 

7. Der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien 
bleibt vorbehalten, auf Grund der ihr nach Maßgabe 
des Erforderniſſes für die Verzinſung und Tilgung 
4percentiger Anlehen von den drei Curien zuzuſichernden 
Annuitäten, Obligationen mit geringerer Verzinſung 
in entſprechend höherem Nominalbetrage auszugeben, 
inſoweit hiedurch die vorerwähnte Geſammtannuität 
nicht überſchritten wird, zuzuſtimmen. 


II. 

Die Gemeinde Wien acceptiert den von der 
Verkehrs⸗Commiſſion mit Zuſchrift vom 2. November 
1892, Z. 30, geſtellten Antrag: 

„Den dem pauſchalierten Staatsbeitrage per 
nominal fünf Millionen Gulden für die Wienfluſs— 
Regulierung ziffermäßig entſprechenden Anlehens— 
Nominalbetrag per 10 Millionen Kronen in Aper: 
centigen Obligationen ein- für allemal gegen dem 
überlaſſen zu wollen, dass die laufenden Zinſen aus 
dieſen Obligationen bis zum 1. Jänner 1898 der 
Commiſſion von der Gemeinde erſetzt werden.“ 

Dieſe 5 Millionen Gulden dürfen nur für die 
Zwecke der Wienflufs-Negulierung verwendet werden 
und iſt eine anderweitige Verwendung ausgeſchloſſen. 

14. Referent Gem.⸗Rath Voſchan: Ich habe noch ein 
Referat zu erſtatten, und zwar zur Zahl 12, von welchem ich 
wünſchen würde, dass es ebenfalls im Intereſſe der Gemeinde ein— 
ſtimmig angenommen würde. (Gem.-Rath Gregorig: Das wird 


—— a gr 


— 


A 


wohl ſchwer gehen! Unruhe. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: 
Ich bitte, es ſpricht ſich doch etwas ſchwer, wenn eine ſolche Un— 
ruhe herrſcht. Ich bitte um Ruhe.) Es handelt ſich, wie Ihnen 
aus der Vorlage, welche Sie in Händen haben, bekannt ſein wird, 
um eine weitere proviſoriſche Maßregel in Bezug auf die Geld— 
beſchaffung, nachdem es bisher noch nicht möglich war, das von 
Ihnen ſeinerzeit beſchloſſene 35 Millionen Kronen-Anlehen zu 
realiſieren. Die Gründe, warum dieſes Anlehen noch nicht realiſiert 
werden konnte, ſind den Herren bekannt. 

Wir waren der Meinung, dass im erſten Theile der Seſſion 
des hohen Reichsrathes bereits über die Bitte der Gemeinde der 


Antrag auf Erwirkung der Steuerfreiheit und der Eignung der 


Papiere zu pupillarſicherer Anlage eingebracht werden wird. Dieſe 
Hoffnung iſt nicht in Erfüllung gegangen, und es kann erſt in der 
nächſten Seſſion des Reichsrathes, welche in der zweiten Hälfte 
Februar beginnt, ein ſolcher Antrag eingebracht werden. Bevor 
nun dieſer Autrag nicht von beiden Häuſern des Reichsrathes und 
von Allerhöchſter Stelle ſanctioniert iſt, kann mit dem Drucke der 
Obligationen nicht begonnen werden, weil das betreffende Reichs- 
geſetz im Texte der Obligationen citiert werden muſs. Es wird ſich 
alſo vermuthlich bis Mai, vielleicht auch noch ſpäter hinaus er— 
ſtrecken, bis das Anlehen wird realiſiert werden können. Inzwiſchen 
ſchreiten die Arbeiten für die Waſſerleitung rüſtig vorwärts, der 
Stollenbau im Höllenthale und die Rohrlegung ſind im vollen 
Gange. 

Außerdem iſt die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daſs die— 
jenigen Beträge, welche wir an den Grafen Hoyos für den Grund— 
verkauf, ſowie an andere Waſſerintereſſenten zu bezahlen haben, 
vielleicht in kürzerer Zeit fällig werden, als wir ſelbſt vermuthen. 

Die Miniſterial⸗Entſcheidung über den Recurs der Waſſer— 
intereſſenten iſt entweder ſchon erfolgt oder kann in den nächſten 
Tagen erfolgen. Wenn gegen dieſe Entſcheidung innerhalb 60 Tagen 
— das iſt die normale Recursfriſt — kein Rechtsmittel, kein 
Recurs an den Verwaltungsgerichtshof ergriffen wird, ſo ſind jene 
Beträge rechtskräftig zu zahlen, welche ſich auf die Abgabe von 
circa 36.000 m? Waſſer beziehen. Dieſe Beträge machen aber 
etwas über drei Millionen Gulden aus. Es iſt nun gar nicht 
ausgeſchloſſen — nachdem die Waſſerintereſſenten und auch Graf 
Hoyos ein lebhaftes Intereſſe daran haben, daſs das Geld 
flüſſig wird, weil ſie, wenn es ſpäter gezahlt wird, keine Zinſen 
von der Gemeinde bekommen — dafs ein Recurs gar nicht ein— 
gebracht wird. Dann iſt in der kürzeſten Zeit, im Frühjahr, ein 
bedeutender Betrag fällig, für welchen die Gemeinde keine Mittel 
hat. Die Verhältniſſe ſtehen ſo: 

Für das Jahr 1893 war in das Budget ein Betrag von 
3,230.000 fl. für den eigentlichen Bedarf des Waſſerdienſtes ein- 
geſtellt und 3, 100.000 fl. zur Refundierung der in früherer Zeit 
gegebenen Beträge. Am 10. Mai 1893 wurde der Beſchluſs 
gefaſst, ein Anlehen von 35 Millionen Kronen aufzunehmen. 
Das Landesgeſetz iſt am 9. September 1893 erfloſſen und wurde 
dann ſofort an die hohe Regierung das Erſuchen geſtellt, den 
Geſetzentwurf bezüglich der Steuerfreiheit und Pupillarſicherheit 
einzubringen. Inzwiſchen iſt aber das Geld in den Caſſen bereits 
knapp geworden, was niemanden wundern wird, wenn er ſieht, 
daſs ein Betrag von ſechs Millionen, auf welchen wir als Eingang 
aus dieſem Anlehen gerechnet haben, im vorigen Jahre nicht 
flüſſig geworden iſt. Es hat daher am 27. October 1893 der 
Gemeinderath beſchloſſen, eine ſchwebende Schuld in der Höhe 
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von zwei Millionen aufzunehmen, von welcher Schuld bisher ein 
Theilbetrag von einer Million wirklich contrahiert wurde. In den 
Voranſchlag pro 1894 find eingeſtellt 6,753.470 fl., wovon bei— 
läufig 3½ Millionen dann fällig werden, wenn der Vertrag 
bezüglich der Ableitung von 36.400 m? Waſſer in Rechtskraft 
erwächst, ein Zeitpunkt, der ſehr bald eintreten kann, den wir 
aber nicht genau beſtimmen können. 

Es iſt daher dringend nothwendig, wenn nicht die Gemeinde 
möglicherweiſe große Gefahr laufen ſoll, jetzt ſchon Vorſorge zu 
treffen, umſomehr, als ſelbſt, wenn man annehmen könnte, dafs: 
der Eintritt der Rechtskraft des Geſetzes und infolge deſſen auch 
der Druck der Obligationen zu einer Zeit ſtattfinden wird, bevor 
wir unmittelbar das Geld brauchen, es doch für die Begebung 
des Anlehens viel zweckmäßiger und richtiger iſt, wenn die Ge— 
meinde ſich diesfalls nicht in einem Gedränge befindet, daßs es 
ihr nicht fo knapp ausgeht, daſs, wenn fie das Anlehen hat, fie 
etwa in 14 Tagen ſchon einen großen Theil desſelben begeben 
müfste; und ich glaube, die Gemeinde wird das Anlehen viel 
beſſer begeben können, wenn ſie damit nicht ſo preſſiert iſt. 

Es handelt ſich alſo nicht um einen neuen Credit, ſondern 
nur um die veränderte Form der Benützung des Credites, welchen 
der Gemeinderath bereits beſchloſſen hat. Die Rechtfertigung des 
35 Millionen-Anlehens will ich nicht wiederholen; es iſt ja den 
Herren ſchon bekaunt, daßs dieſes Anlehen lediglich zu Waſſer— 
leitungszwecken dient. Ganz zu demſelben Zwecke, alſo zur Ein— 
leitung von Waſſer und zur Refundierung der Beträge, welche die 
Gemeinde bereits früher dieſem Zwecke gewidmet hat, dient dieſer 
Betrag von vier Millionen, welcher nach Maßgabe des Bedarfes 
aufgenommen werden fol. Dieſer Betrag, ſowie derjenige Betrag— 
der ſchwebenden Schuld, den der Gemeinderath bereits früher 
beſchloſſen hat, und endlich auch die Million, welche aus dem 
eiſernen Reſervefonde entnommen wurde, alle dieſe Beträge werden 
aus dem Anlehen von 35 Millionen Kronen wieder refundiert werden. 

Der Antrag, welchen der Stadtrath ſtellt, lautet alſo (liest): 

In der Erwägung, dass die Emiſſion des mit Landesgeſetz 
vom 9. September 1893, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, bewilligten Anlehens 
von 35 Millionen Kronen noch nicht bewerkſtelligt werden konnte 
und die Zwecke, für welche dieſes Anlehen beſchloſſen wurde, außer 
denjenigen Geldmitteln, für welche der Gemeinderath durch die 
am 27. October 1893 beſchloſſene Creditoperation von zwei 
Millionen Gulden vorgeſorgt hat, noch weitere bedeutende Beträge 
in Anſpruch nehmen werden — beſchließt der Gemeinderath 
wie folgt: 

Es ſei zur Beſtreitung derjenigen Auslagen, für welche die 
Aufnahme des 35 Millionen Kronen-Anlehens beſchloſſen wurde, 
ein Darlehen im Höchſtbetrage von vier Millionen Gulden in 
Form eines nach Maßgabe des Bedarfes benützbaren Conto— 
corrent-Credites aufzunehmen, welches aus dem Erlöſe des 
35 Millionen-Kronen⸗Anlehens zurückzubezahlen iſt. 

Im Sinne des $ 52 lit. 1 des Gemeindeſtatutes iſt zu dieſem 
Beſchluſſe ein Landesgeſetz zu erwirken. 

Ich erlaube mir, Sie um Annahme dieſes Antrages zu bitten. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Sie werden es 
wohl begreiflich finden, dass ich im vorliegenden Falle nicht ſo 
entgegenkommend ſein kann, wie in jenem, den wir unmittelbar 
vorher behandelt haben. Während ich bei dem früheren Gegenſtande 
in der Lage war, zu erklären, dass ich nicht nur perſönlich, ſondern. 
auch in Gemeinſchaft mit allen Parteigenoſſen für die Anträge des 
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Stadtrathes ſtimmen werde, bin ich leider bei dieſem Gegenſtande 
genöthigt, zu erklären, dafs wir für die Anträge des Stadtrathes 
nicht ſtimmen werden. 

Die Anträge des Stadtrathes kennzeichnen ſo recht den Zuſtand 
der Wiener Finanzen. Ich kann Ihnen ſagen, auf mich hat das 
Referat im Stadtrathe einen außerordentlich traurigen Eindruck 
gemacht. 

Der geehrte Herr Referent unterſcheidet ſich von dem früheren 
Finanz⸗Referenten in mancher Beziehung. Der frühere Finanz⸗ 
Referent hat, wenn er über den Hauptvoranſchlag referiert hat, 
ſich immer als der Schwärzeſte gezeigt; er war ein Peſſimiſt und 
hat immer mit hohlem Grabeston uns verſichert, dafs die Erhöhung 
der Umlagen vor der Thüre ſtehe. 

Der jetzige Finanz⸗Referent beobachtet den entgegengeſetzten 
Weg. Er iſt Optimiſt. Bei jeder Gelegenheit verſichert er, man 
wird in der Gemeinde Wien mit den bis jetzt beſtehenden Umlagen, 
ſpeciell aber mit den Zinskreuzern ſein Auslangen finden. Der 
Herr Finanz⸗Referent bemüht ſich redlich, dieſes ſein Wort zu 
halten, und hat daher alle anderen Steuern ſchon vorgeſchlagen, 
um nicht auf die Zinskreuzer greifen zu müſſen (Heiterkeit links), 
und jetzt iſt er ein fanatiſcher Anhänger von Anlehen. Mit dem 
Bierkreuzer hat er begonnen; dann ſind die anderen Umlagen 
gekommen und jetzt, meine Herren, ſteht die Sache ſo. 

Im Monate Juli des vorigen Jahres — denken Sie gut 
daran — hat der damalige Bürgermeiſter die berühmte Million 
verkauft. Das war im Juli 1893. Im October 1893 war die 
Million ſchon weg. Da war kein Geld mehr in der Caſſa. Da 
iſt der Herr Referent gekommen und hat geſagt: „Na, nehmen 
wir halt ein Anlehen von 2 Millionen auf.“ 

Dieſe ſchwebende Schuld von 2 Millionen Gulden iſt auch 
bewilligt worden, und ſiehe da! es hat nicht lange gedauert, ſo 
iſt der Referent wieder gekommen und hat geſagt, es iſt wieder 
kein Geld — oder wenigſtens nicht viel Geld — in der Caſſa. 
Er hat geſagt — ich weiß nicht, ob er das auch hier geſagt hat, 
ich konnte ihn nicht verſtehen, weil zu viel Lärm geherrſcht hat — 
im Stadtrathe hat er uns aber die Mittheilung gemacht, daſs am 
1. Jänner bereits die erſte Million in Anſpruch genommen worden 
iſt und dafs die zweite Million gegen Ende Jänner in Anſpruch 
genommen werden wird. Freilich iſt unſer Herrgott jetzt mit den 
Wienern gnädig, er läſst nämlich keinen Schnee fallen, und ſo iſt 
es möglich, das bisher die zweite Million noch nicht angegriffen 
wurde. Er hat uns dann noch auseinandergeſetzt, was alles für 
das Waſſer noch gebraucht werden wird. Dieſe Zahlungen ſind 
ſchreckliche. Freilich bin ich der Meinung, daſs die Zahlungen 
nicht fällig werden bis zum Herbſte, das iſt meine beſte Über- 
zeugung, denn die Entſcheidung des Miniſteriums ſcheint bis heute 
nicht zugeſtellt zu ſein; dann dauert es noch 60 Tage, bis die 
Friſt für die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof abläuft, 
und wenn die Beſchwerde ergriffen wird, dauert es gewiſs noch 
ein halbes Jahr — nach meiner Meinung anderthalb Jahre. Ich 
fürchte daher dieſe Waſſerzahlungen nicht und der Herr Referent 
fürchtet ſie auch nicht. Der Herr Vorſitzende fürchtet ſie auch nicht 
und der zweite Vice-Bürgermeiſter fürchtet ſie auch nicht. Was der 
erſte Bürgermeiſter über die Sache denkt, das weiß ich nicht. 

Nun, wozu braucht man die 4 Millionen? Meine Herren, 
das hat der Herr Caſſadirector, der ein außerordentlich lieber alter 
Herr iſt, in ſeiner Einfalt verrathen. Sie brauchen dieſes Geld 
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brauchen das Geld für currente Ausgaben. Es hat nämlich der 
Herr Caſſadirector eine ſchreckliche Angſt gehabt, dafs er das Geld, 
welches eventuell aus dieſer ſchwebenden Schuld fließen wird, nicht 
auch für die currenten Auslagen verwerten kann. Er hat zweimal 
gefragt, nur damit die Antwort, die er bekommt, ſicherer hält. Es 
iſt ihm dann die befriedigende Antwort zutheil geworden: Sie 
können das Geld aus dieſem Anlehen auch für die laufenden Aus— 
lagen verwerten. (Hört! links. — Gem.-Rath Hawranek: 
Wunderbare Wirtſchaft!) 

Der Herr Referent wird Ihnen freilich ſagen: Ja, wir be— 
kommen auch eine Maſſe Geld aus dem Anlehen zurück, weil wir 
ja ſchon große Summen für die Waſſerleitung ausgegeben haben. 
Nun, meine Herren, erlaube ich mir, Sie einzuladen, etwas zu 
rechnen. Rund eine Million Wertpapiere ſind im Monate Juli 
verkauft worden. Dieſe Million muſs aus dem rückzuvergütenden 
Theile des Anlehens genommen werden. Dann haben Sie bereits 
eine ſchwebende Schuld von 2 Millionen beſchloſſen. Es ſind 
zuſammen 3 Millionen Gulden, die aus dieſem Theile refundiert 
werden müſſen. Und jetzt wollen Sie wieder 4 Millionen auf— 
nehmen, das macht zuſammen 7 Millionen Gulden aus. Ja, meine 
Herren! Woher ſoll denn das kommen? Es iſt ja ganz unmöglich, 
dafs ſoviel übrig bleibt. Ich bin daher der Meinung, daſs Sie 
das, was Sie heute beſchließen, gar nicht beſchließen können. 

Aber ein weiterer Übelſtand iſt folgender: Nach den Anträgen 
des Stadtrathes beſchließen Sie heute die Aufnahme von 4 Mil- 
lionen Gulden. Und Sie, meine Herren vom Gemeinderathe, haben 
darüber nichts mehr weiter zu reden. Wenn der Landtag die 
ſchwebende Schuld von 4 Millionen genehmigt, kann der Bürger— 
meiſter oder einer der Herren, je nachdem der eine oder andere 
gerade die Gemeinde verwaltet, über die 4 Millionen verfügen, 
ohne Sie zu fragen. (Gem.-Rath Dr. Prockſch: O nein!) O 
ja! Der Herr College Dr. Prockſch ſagt: O nein! Jetzt werde ich 
ihm das beweiſen, dafs „o ja!“ richtig iſt. (Heiterkeit links.) Ich lade 
ihn ein, § 52 lit.! nachzuſehen. Dort heißt es: „Die Aufnahme 
von Darlehen.“ Wenn Sie die Aufnahme von Darlehen einmal 
beſchloſſen haben und der Beſchluſs auf Aufnahme eines Darlehens 
genehmigt iſt, iſt die Competenz des Wiener Gemeinderathes 
erſchöpft. Der Herr Referent wird es Ihnen beſtätigen. Und damit 
Sie noch ſicherer find, Herr Dr. Prockſch, dass ich im Rechte 
bin, erlaube ich mir, Ihnen Folgendes vorzuleſen: Im Stadt— 
rathe wurde von unbekannter Seite — ich habe ſpäter erfahren, 
daſs es Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter, glaube ich, war — ein 
Antrag folgenden Inhalts ausgearbeitet: Der Gemeinderath be— 
ſchließe, es ſei an den Landtag mit folgender Bitte heranzutreten: 

„J. Der Gemeinde Wien werde die Ermächtigung ertheilt, zu 
jenen Zwecken u. ſ. w. ein Darlehen bis zur Höhe von 6 Mil— 
lionen Gulden — hat es damals geheißen — aufzunehmen. 

II. Die Begebung der ganzen oder einer Theilſumme dieſes 
Darlehens bleibt der Beſchluſsfaſſung des Gemeinderathes vor— 
behalten.“ 

Warum war das in dieſem Antrage in der Weiſe gefasst? 
Weil da nur die Ermächtigung ertheilt wurde, ein Darlehen auf— 
zunehmen, nicht aber die Aufnahme des Darlehens ſelbſt zu be— 


| Schließen. Nach den Anträgen des Stadtrathes beſchließen Sie 


heute definitiv die Aufnahme des Anlehens, und zwar in Form 
einer ſchwebenden Schuld. Deswegen find Sie, wenn Sie heute 
zuſtimmen, vollſtändig von der Sorge befreit. Sie haben weiter 


nicht für Zahlungen anläſslich der Waſſerleitung. Nein, Sie nichts mehr darüber zu reden. Das, meine Herren, iſt ein Punkt, 
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dem ich und, ich glaube, auch meine Parteigenoffen nie und 
nimmer zuſtimmen können. 

Ein zweiter Punkt iſt der, den ich bereits charakteriſiert habe, 
daſs eben die Anleihe verwendet werden kann auch für currente 
Ausgaben. Dem können wir nie und nimmer zuſtimmen und ich 
erlaube mir daher, Ihnen folgende Anträge zu empfehlen (liest): 

„I. Der Gemeinderath wird ermächtigt zur Deckung jener 
Auslagen, welche im Jahre 1894 für die Durchführung der Er— 
weiterung der Hochquellenleitung auflaufen werden, ein Darlehen 
im Höchſtbetrage von 4 Millionen Gulden in Form eines nach 
Maßgabe des Bedarfes benützbaren Contocorrent-Credites auf— 
zunehmen, welches aus dem Erlöſe des 35-Millionen-Communal— 
Anlehens zurückzubezahlen iſt.“ 

Dieſer Antrag iſt vollſtändig correct, er bezeichnet genau, wozu 
das Anlehen zu verwenden iſt, nämlich zur Bezahlung von Aus— 
gaben, welche für die Waſſerleitung im Jahre 1894 auflaufen, 
alſo nicht auch zur Refundierung. Die Refundierung kommt erſt 
ſpäter an die Reihe (liest): 

„II. Zur wirklichen Aufnahme dieſes Anlehens, ſei es zur 
Gänze, ſei es zum Theile, iſt die Einholung eines Gemeinderaths— 
Beſchluſſes im Sinne des § 52 lit. 1 des Gemeindeſtatutes er— 
forderlich.“ 

Dieſe beiden Anträge erlaube ich mir, Ihrer Genehmigung 
zu unterbreiten und ich bitte Sie, dieſelben auch zum Beſchluſſe 
zu erheben. Der Gemeinderath hat ohnehin wenig Rechte, ſchmälern 
Sie dieſe Rechte nicht, ſondern halten Sie feſt die Hand auf dem 
Säckel der Gemeinde, und wenn etwas geſchieht, was ſo wichtig 
iſt, wie die Aufnahme eines Anlehens, dann, meine Herren, be— 
halten Sie ſich wenigſtens Ihre Beſchluſsfaſſung vor. Dass wir 
dem Bürgermeiſter ein ſo weitgehendes Vertrauen, wie es hier 
beantragt wird, nicht zuwenden können, das werden Sie begreifen. 
Ich will die alten Geſchichten nicht wiederholen (Gem.-Rath 
Frauenberger: Iſt auch g'ſcheiter!), ob es geſcheiter iſt, weiß 
ich nicht. (Rufe: O ja!) Aber der Herr Gem.-Rath Frauen— 
berger, der mich reizen will, damit ich doch alte Geſchichten 
erwähne, wird das nicht bewirken. 

Ich ſage ihm einfach: Ich denke über den Bürgermeiſter 
geradefo, wie Herr Frauenberger zur Zeit der Stritzl— 
Angelegenheit über den damaligen Bürgermeiſter gedacht hat. 
(Beifall und Heiterkeit links.) Nun, meine Herren, wir können 
alſo und werden das Vertrauen nicht geben. Aber Sie, meine 
Herren, ſind im Intereſſe des Gemeinderathes, im Intereſſe der 
Würde des Gemeinderathes und im Intereſſe der Rechte des Ge— 
meinderathes verpflichtet, ſich wenigſtens das eine Recht zu wahren, 
daſs Sie dann, wenn das Anlehen wirklich aufgenommen wird, 
wirklich darüber befragt werden. Ich empfehle Ihnen die Annahme 
der von mir geſtellten Anträge. (Lebhafter Beifall links.) 

Referent: Es hat ſich auch der unmittelbare Herr Vorredner 
der Nothwendigkeit, wie es ſcheint, nicht entſchlagen können, für ein 
Anlehen zu ſtimmen. Er hat nur eine andere Form und gewiſſe 
Beſchränkungen uns auferlegen wollen. Ich mache aber die ge— 
ehrten Herren darauf aufmerkſam, dass, wenn der Antrag des 
Herrn Dr. Lueger angenommen wird, wenn er die Majorität 
bekommt, der Bürgermeiſter im Sinne des Geſetzes verpflichtet ſein 
könnte, morgen ſchon die ſämmtlichen Arbeiten für die Waſſer— 
leitung einzuſtellen, weil wir zu dieſen Zwecken kein Geld haben. 
(Rufe rechts: Das iſt richtig! — Gem.-Rath Hawranek: Ihr 
habt's weit gebracht! — Unruhe links.) 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, wenn Sie das 
Wort wünſchen, ſich zu melden, aber ich erſuche, dem Herrn Re— 
ferenten ſein Amt nicht zu erſchweren. 

Referent (fortfahrend): Der Herr Vorredner perhorreſciert 
es, daſs die Gelder, welche aus dieſem Anlehen eingehen, zu 
currenten Auslagen verwendet werden dürfen. Darauf habe ich zu 
erwidern, daſs ſeit Monaten ſchon currente Gelder zu Waſſer— 
leitungszwecken verwendet worden find, und dafs es daher 
nur naturgemäß iſt, daſs dieſe Gelder wieder refundiert werden. 
Wenn wir Geld, welches wir im Budget für Straßenbeleuchtung, 
Schneeſäuberung u. ſ. w. eingeſtellt haben, todt in unſeren Caſſen 
liegen haben, und wir Arbeiten für die Waſſerleitung auszuzahlen 


haben, ſo werden wir die Arbeit nicht einſtellen und ſagen: Das 


können wir nicht thun, wir warten auf das Anlehen, ſondern wir 
nehmen einſtweilen currentes Geld zu dieſem Zwecke in Anſpruch, 
für welches das Anlehen aufgenommen iſt. 

Da iſt es aber doch ganz natürlich, daßs, wie nunmehr jene 
Gelder eingehen, wir dieſelben auch dahin refundieren, woher wir 
ſie genommen haben. 

Das das Anlehen definitiv beſchloſſen wird, meine Herren, 
das iſt richtig, es iſt aber nach Maßgabe des Bedarfes benützbar, 
und wenn wir den Bedarf nicht haben, ſo wird von demſelben 
nicht ein einziger Gulden in Anſpruch genommen werden. Meine 
Herren, wie müßste denn die ſtädtiſche Caſſa ausgeſehen haben, 
wenn dieſelbe es hätte aushalten können, daſs wir den Mangel 
von ſechs Millionen Gulden, auf welche wir im vorigen Jahre 
gerechnet haben, ganz einfach auch aus der Caſſa hätten decken 
können! Wir hätten doch ſagen müſſen, daſs die Gemeinde doch 
ganz unnöthigerweiſe einen zu großen Caſſenſaldo gehalten hätte, 
und das wäre einer der größten Vorwürfe, welche man der Ge— 
meinde hätte machen können. Die Gemeinde hat nicht die Aufgabe, 
große Beträge anzuſammeln, ſondern ſie ſtellt im Budget dasjenige 
feſt, was ſie braucht und hält nur einen Vorrath an Werteffecten, 
welcher fie in Stand ſetzt, bei allenfallfigen Störungen nicht ſofort in 
Verlegenheit zu kommen. Dieſe Gelder, unſere Caſſenbeſtände und 
auch ein Theil der Effecten und auch die bekannte Million wurden 
eben einem ſolchen Zwecke zugeführt, es iſt ein Nothſtand bei der 
Gemeinde dadurch eingetreten, daſs die ſechs Millionen Gulden, auf 
welche wir gerechnet hatten, nicht eingegangen ſind, und es iſt ganz 
unrichtig, aus dem Umſtande, daſs jetzt unſere Caſſa knapp wird, 
einen ſchlechten Stand unſerer Finanzen zu ſchließen. 

Meine Herren, wenn jemand einen Satz auf ſein Haus auf— 
nimmt im Betrage von 40.000 fl., um damit einen weiteren Tract 
dieſes Hauſes zu bauen, und das Geld geht ihm nicht ein, ſondern 
er bekommt aus irgendwelchen formalen Schwierigkeiten nur die 
Hälfte, ſo wird er auch in Verlegenheit kommen, und wenn er 
auf ſonſt der reichſte Mann auf der Welt wäre. 

Wir find unſchuldig daran, wir können nichts dafür, dafs 
von Seite der Regierung dieſes Geſetz nicht rechtzeitig eingebracht 
und erledigt wurde, und wir müſſen uns einſtweilen im Intereſſe 
der Sache helfen, wie wir können. Ich lehne aber die Verant— 
wortung ab — der Landtag wird in wenigen Wochen geſchloſſen 
werden, im Sommer aber haben wir keinen Landtag — wenn wir 
im Monate Mai mit ungefähr 3,000.000 fl. in große Verlegenheit 
kommen; ich weiſe die Schuld auf diejenigen, welche uns möglicher— 
weiſe an dieſem Beſchluſſe gehindert haben. Es ſind heute, wie ich 
ſehe, nicht 70 Herren von unſerer Seite anweſend; Sie (links) 
können alſo möglicherweiſe dieſen Beſchluſs verhindern; vielleicht 
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werden wir ihn in der nächſten Sitzung faſſen können; wenn er 
aber verhindert wird und wirklich ein Unglücksfall eintritt, 
der die Gemeinde möglicherweiſe in Verlegenheit bringt, dann weiſe 
ich die Schuld auf jene Herren, welche — ich ſage es offen — in 
muthwilliger Weiſe die Gemeinde verhindert haben, das wichtige 
und nothwendige Werk der Waſſerleitung weiter fortzuſetzen. (Leb— 
hafter Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Geßmann: Ich werde mich ſehr kurz faffen 
und mich darauf beſchränken, die Entſtellungen, welche der ſehr 
verehrte Herr Referent gegenüber dem Antrage Lueger ange— 
führt hat, energiſch zurückzuweiſen. Er hat der Meinung Ausdruck 
gegeben, dafs, wenn der von Dr. Lueger geſtellte Antrag ange— 


nommen würde, morgen die Gemeinde gezwungen wäre, die Arbeiten 


bei der Waſſerleitung einzuſtellen. Er mußs offenbar den Antrag 
nicht verſtanden haben. Denn der Wortlaut des Antrages Lueger 
geht dahin, das dieſes Anlehen voll und ganz in dem vom Re— 
ferenten beantragten Umfange für die Zwecke der Waſſerverſorgung 
aufgenommen werde, nur daſs der Gemeinderath ſich die Beſchluss— 
faſſung über die Art und Weiſe der Begebung und der Ver— 
wendung im Detail vorbehält. Es iſt alſo abſolut unrichtig, dafs 
durch dieſen Antrag irgendetwas geändert wird, und dass daraus 
bezüglich der Waſſerverſorgung irgendein Hindernis entſtehen könnte. 

Was der Herr Referent bezüglich des ſchlechten oder viel— 
mehr des guten Standes der Finanzen geſagt hat, ſteht im aller— 
craſſeſten Gegenſatze zu der Behauptung, dafs morgen eventuell 
die Arbeiten bei der Waſſerverſorgung eingeſtellt werden müſſen. 
(Zuſtimmung links.) Ich weiß nicht, wie ich das eigentlich zu— 
ſammenreimen ſoll. Eine Haupturſache, warum nicht das Anlehen, 
beziehungsweiſe die Erledigung ſeitens der Regierung rechtzeitig 
eingetroffen iſt, liegt an der verehrten Verwaltung ſelbſt, be— 
ziehungsweiſe an dem Präſidium, weil erſt am 10. October 1893 
die Eingabe bezüglich der Steuerbefreiung an die Regierung ge— 
macht wurde. Wäre das früher geſchehen, ſo wäre der Haupt— 
umſtand dieſer Verzögerung entſchieden weggefallen. 

Aber ich conſtatiere nur das eine noch, dass, wenn der 
Antrag Lueger angenommen wird, die Arbeiten bei der Waſſer— 
verſorgung im ausgedehnteſten Umfange vor ſich gehen können, 
jo dafs die ganze Argumentation des Herrn Referenten ſich als 
völlig hinfällig darſtellt. (So iſt es! links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe nur eine Be- 
merkung zu machen. Es iſt nicht Schuld der Verwaltung, ‚dafs 
das Geſuch an das Finanzminiſterium zu ſpät überreicht wurde, 
und ich erinnere daran, dass das Landesgeſetz über dieſes Anlehen 
ſpäter im Landesgeſetzblatte erſchienen iſt, als das Geſuch an das 
Finanzminiſterium gerichtet wurde. Man hat eben das Erſcheinen 
des Geſetzes abwarten zu müſſen geglaubt. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger; 
Das iſt eben das Unrichtige!) 

(Die Herren Gem. ⸗Räthe Grünbeck, Steiner und 
Bärtl verzichten auf das Wort.) 

Gem.⸗Nath Dr. Nechansky: Meine Herren! Die Sache 
wird von Seite des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lu e ger ſo dargeſtellt, 
als wenn die ſchwebende Schuld von zwei Millionen Gulden, 
welche vor einiger Zeit bewilligt worden iſt, nicht dem Zwecke 
zugeführt worden wäre, dem ſie hätte zugeführt werden ſollen. 

Nun, meine Herren, glaube ich, dass es in einer fo großen 
Verwaltung, wie es die der Stadt Wien iſt, nicht möglich iſt, 
eine Geldſumme zu einem beſtimmten Zwecke gleichſam in ein be— 
ſtimmtes Convert zu ſchieben. Die Gelder für die Verwaltung 
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Wiens bilden eine große Maſſe, und es werden nur auf ver⸗ 
ſchiedenen Contis die Ausgaben verrechnet. Es mag vielleicht ſehr 
pedantiſche Hausväter geben, die nach dem Couvertſyſtem wirt— 
ſchaften und z. B. von ihrem Einkommen einen beſtimmten Theil 
für den Schuſter in ein Couvert ſchieben, einen anderen Theil für 
den Schneider, einen Betrag für die Vergnügungen u. ſ. w. Das 
mag in einer einzelnen Wirtſchaft ſehr zweckmäßig fein, aber das 
iſt in einer ſo großen Wirtſchaft, wie die Commune es iſt, nicht 
möglich. Da kann man nicht ſagen, man zieht den Gulden aus 
dem Couvert heraus für die Waſſerleitung, den anderen für die 
übrigen currenten Ausgaben. Das iſt nicht möglich und finanziell 
auch nicht durchführbar und richtig. 

Thatſächlich ſind bis 1. October 1893 für die Waſſerleitung 
1,748.000 fl., alſo nahezu 2 Millionen, ausbezahlt worden. 
Natürlich ſind uns dieſe 2 Millionen, welche für die Waſſerleitung 
im Jahre 1893 ausgegeben worden find, für die currenten Ber 
dürfniſſe entgangen. Das verſchmerzt aber Herr Dr. Lueger, daſs 
wir für das Waſſer aus den currenten Einnahmen Gelder ent— 
nehmen, da wir fie noch nicht aus dem Anlehen hatten, und dass 
wir für dieſe Gelder eines Erſatzes bedürfen. Und dieſer Erſatz ſoll 
in der ſchwebenden Schuld gefunden werden, welche eigentlich eine 
Abſchlagszahlung auf das ſchon bewilligte Darlehen iſt, das in— 
folge von formellen Anſtänden, nämlich des mangelnden Reichs— 
geſetzes über die Pupillarſicherheit der Papiere und der Steuer— 
und Gebürenfreiheit für dieſes Anlehen, noch nicht aufgenommen 
werden konnte. 

Wir haben ferner für das Jahr 1894 im Budget einen 
Betrag von weit über 6 Millionen Gulden für die Waſſerleitung 
eingeſtellt. Wann dieſe Beträge fällig werden, wiſſen wir nicht, 
aber wir find verpflichtet, jetzt ſchon Vorſorge zu treffen, daſs wir 
bei einer eventuellen früheren Erledigung der Beſchwerde an das 
Ackerbauminiſterium und für den Fall, als eine Beſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof vielleicht von den Intereſſenten nicht 
ergriffen wird, weil ſie etwa mit der Entſcheidung des Ackerbau— 
miniſteriums einverſtanden ſind, gerüſtet ſind. Die Aufnahme einer 
ſchwebenden Schuld von 4 Millionen hat keine weitere Bedeutung, 
als daſs wir eben für dieſen eventuellen Fall gerüſtet ſind, und 
uns ſo zu rüſten, dazu ſind wir verpflichtet. Ich leugne es nicht, 
es iſt ja ganz richtig und es iſt von keiner Seite geleugnet worden, 
daßs für die Waſſerleitung in den letzten Jahren in reichlichem 
Maße aus den currenten Einnahmen geſchöpft wurde und dals 
allerdings für Auslagen, welche aus currenten Mitteln für große 
Bedürfniſſe gemacht wurden, die Befriedigung erheiſchten, ein Erſatz 
gefunden werden mußs. 

Das iſt ganz in der Ordnung und es iſt gar nicht nothwendig, 


aus dieſem Grunde die Wirtſchaft der Commune in irgendwelcher 


Weiſe anzugreifen oder gar zu thun, als wenn es bedenklich ſtünde. 
Es iſt gar kein Grund, deswegen, weil eine ſchwebende Schuld 
von 4 Millionen aufgenommen wird, Bedenken gegen die Wirt— 
ſchaft der Gemeinde Wien auszuſprechen, und es iſt nothwendig, 
daſs in dieſem Saale öffentlich erklärt wird und erläutert werde, 
wieſo wir dazugekommen find, dass die Gemeinde Wien genöthigt 
iſt, eine ſchwebende Schuld aufzunehmen. Wäre dieſes Reichsgeſetz 
bezüglich der Gebürenfreiheit und Pupillarſicherheit bereits vor— 
handen (Gem.⸗Rath Hawranekruft: Dann thäten S' halt wieder 
fort!), ſo wäre es nicht nothwendig, dieſe ſchwebende Schuld auf— 
zunehmen, und wir könnten dann aus den Caſſabeſtänden für die 
anderen currenten Bedürfniſſe der nächſten Zeit ſorgen, was jetzt 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 9, 30. Jänner 1894. 


LKA LN c E 


nicht möglich iſt, weil — ich wiederhole es — aus den currenten 
Einnahmen Geld für Zwecke hergegeben werden müjste, für welche 
das Anlehen beſtimmt iſt; dieſer Gedanke iſt aus dem ganzen 
herauszuſchälen, und wenn er richtig gefaßst wird, fo kann man in 
dem Antrage des Stadtrathes kein Haar finden, und beantrage 
daher, demſelben zuzuſtimmen. 

Gem.-Nath Dr. CLueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Es iſt offenbar, dajs die Abſtimmung über dieſen Gegen— 
ſtand in der heutigen Sitzung nicht mehr vorgenommen werden 


kann. Ich bedauere, dafs es in der heutigen Sitzung vorgefallen 


iſt, daſs, wie es ſcheint, eine große Anzahl von Mitgliedern Ihrer 
Seite (rechts) abcommandiert wurde. (Rufe links: Schmählich! — 
Widerſpruch rechts.) Weil ich aber glaube, daſs es der Würde des 
Gemeinderathes nicht entſpricht, daſs die Debatte nicht in der 
nämlichen Sitzung ſtattfindet, in welcher abgeſtimmt wird, beantrage 
ich Schluſs der Sitzung. (Beifall links, Widerſpruch rechts.) 

Gem.⸗Nath Steiner: Es entſpricht nicht der Würde des 
Gemeinderathes, wenn Sie davonlaufen! (Rufe links: Die 
Majorität, die Macht läuft davon!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte zu zählen. 
(Nach erfolgter Auszählung:) Es ſind 78 Herren anweſend, es iſt 
kein Grund, die Berathung jetzt zu unterbrechen, nachdem noch 
mehrere Redner vorgemerkt ſind. 

Gem.⸗Nath Dr. Cueger: Ich habe den Antrag auf Schluſs 
der Sitzung geſtellt, und bitte den Herrn Vorſitzenden, über dieſen 
Antrag abſtimmen zu laſſen. Es ſoll die Majorität entſcheiden, 
ob ich recht habe oder nicht. 

Gem.⸗Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich bin 
mit dem Antrage auf Schluſßs der Sitzung vollkommen einver— 
ſtanden, weil ich es auch ſehr bedauere, dafs wir heute nicht mehr 
abſtimmen können, weil wir nicht vollzählig ſind. Den Vorwurf 
aber dieſer Seite zu machen, das geht, glaube ich, nicht an. (Rufe 
links: Sie find abcommandiert worden!) Ich erinnere die Herren 
nur daran, daßs fie ſchon wiederholt dasſelbe gethan haben, und 
wenn Herr Dr. Lu eger befiehlt, werden Sie augenblicklich alle 
hinausgehen, er darf nur befehlen! (Unruhe links; Rufe: Dann 
ſagen wir es auch!) Die Herren waren einmal nahezu vier Monate 
nicht da! Meine Herren, thun Sie ſich nicht brüſten, wenn Ihr 
Führer befiehlt, müſſen Sie augenblicklich hinausgehen. 

Vice⸗ürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt der Antrag auf 
Schluss der Sitzung geſtellt worden; ich bitte jene Herren, welche 
dem zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht; nach einer 
Pauſe:) Angenommen. 

Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen, es folgt eine kurze 
vertrauliche. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um °/,8 Uhr abends.) 


Beſchluſs⸗ Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 26, Jäuuer 1894. 
Vorſitz: 1. Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter. 
1. Gem.-Rath Dr. Huber beantragt die Gewährung des 
Fortbezuges der Gnadengabe für die Lehrerswitwe Marie Roſſiwal. 
(Angenommen.) 


291 


2 ——— U —— 2 ??l.;ôgA Y NN — ů 2 mA 


2. Gem.-Rath Dr. Vogler beantragt die Gewährung des 
Fortbezuges der Gnadengaben für die Schuldirectorswaiſen Marie 
und Bertha Köhler. (Angenommen.) 

3. Derſelbe beantragt die Gewährung einer Gnadenpenſion 
für die Bürgerſchullehrerswitve Sophie Wachter. 

Angenommen.) 

4. Derſelbe beantragt die Gewährung des Fortbezuges der 

Gnadengabe für den ſtädtiſchen Hausbeſorger Johann Walliſch. 
(Angenommen.) 

5. Derſelbe beantragt die Gewährung des Fortbezuges der 
Gnadengabe für die Conſcriptionsamts-Adjunctenswitwe Adelheid 
Eitljörg. (Angenommen.) 

6. Derſelbe beantragt die Gewährung des Fortbezuges der 
Gnadengaben für die Marktcommiſſärswaiſen Francisca und Emilie 
Streicher. Angenommen.) 

7. Derfelbe beantragt die Gewährung des Fortbezuges der 
Gnadengabe für die Gemeindebeamtenswaiſe Marie Gansky. 

(Angenommen.) 

8. Derſelbe beantragt die Gewährung einer Gnadengabe für 

die Kanzleipraktikantenswitwe Katharina Strobl. 
(Angenommen.) 

9. Derſelbe beantragt die Verleihung des Bürgerrechtes mit 

Nachſicht der Taxen an den Oberlehrer Wilhelm Puchwein. 
(Angenommen.) 
(Schluss der Sitzung.) 


Stadtrat. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 19. Jäuner 1894. 
Vorſitzender: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, Noske, 
Dr. Hackenberg, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Dr. Lueger, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzen auer, Wurm. 


1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Entſchuldigt: St.⸗R. v. Neumann, Dr. Stenzl. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
Die St.⸗R. Ritt. v. Neumann und Dr. Stenz! entſchuldigen 
ihr Ausbleiben. (Zur Kenntnis.) 
(286.) St.-A. Schlechter referiert über das Erſuchen der Ver— 
waltung des k. k. Kaiſerin Eliſabeth⸗Spitales im XIV. Bezirke um 
Erhöhung des Waſſerbezuges und beantragt, der genannten Spitals— 
verwaltung das angemeldete Waſſerquantum von 450 hl täglich 
vom 20. October 1893 an zu bewilligen. Angenommen.) 
3* 
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(293.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Schlögl wegen Aufſtellung eines Auslaufbrunnens in der Arnſtein— 
gaffe, XIV. Bezirk, und beantragt die Ablehnung dieſes Antrages mit 
der Motivierung, dafs, nachdem den Intentionen des Antragſtellers 
durch die mittlerweile erfolgte Legung der Rohre für die directe Waſſer— 
abgabe in die Häuſer der Arnſteingaſſe bereits entſprochen erſcheint, 
die Nothwendigkeit der beantragten Aufſtellung eines Auslaufbruunens 
daſelbſt entfällt. (Angenommen.) 

(295.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit der nach 
Marie Frey, geweſenen Gaſtwirtin, III., Marxergaſſe 3, für in- 
duſtriellen Waſſerbezug in den Jahren 1891 und 1892 aushaftenden 
Gebür per 25 fl. 25 kr. und beantragt die Abſchreibung. 

(Angenommen.) 

(214.) St.- N. Dr. v. Billing referiert über den Statthalterei— 
Erlaſs vom 1. Jänner 1894, Z. 81391, betreffend die Joſef und 
Karoline Adelpodinger'ſche Bettenſtiftung für Hietzinger Kranke 
im St. Rochus⸗Spitale zu Penzing und beantragt die Genehmigung 
des Stiftbriefentwurfes. (An genommen.) 

(281.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Wieſer 
um Ertheilung einer Friſt zur Räumung der von ihm um 60 fl. 
jährlich gepachteten Parcellen 472 und 473 in Heiligenſtadt und be— 
antragt, es ſei dem Genannten zur Räumung der bezeichneten Pacht— 
gründe gegen Bezahlung des üblichen Zinſes und unter Annahme der 
in der Erklärung vom 8. Jänner 189 enthaltenen Verpflichtung zur 
Räumung des Pachtgrundes ohne vorausgegangene Kündigung ein 
Termin bis 1. Mai 1894 zu ertheilen. (Angenommen.) 

(308.) Derſelbe referiert über das Offert der Marie Hattinger 
auf käufliche Überlaffung des ihr gehörigen Hauſes Or.-Nr. 6 Rüden 
gaſſe, III. Bezirk, an die Gemeinde Wien um 15.000 fl. und be— 
antragt die Ablehnung dieſes Offertes; hingegen ſei durch ein aus 
dem Stadtrathe zu wählendes Comité mit der Offerentin behufs ent— 
ſprechender Herabſetzung des Kaufpreiſes in weitere Verhandlungen 
zu treten. (Angenommen.) 

Die Comitéwahl wird ſofort vorgenommen. 


(9385.) HL.-N. Maßtzenauer referiert über die Benennung der 
durch die Parcellierung der Realität Or.-Nr. 29 Faſangaſſe, III. Bezirk, 
entſtandenen Gaſſe und beantragt die Bezeichnung „Hegergaſſe“. 

(Angenommen.) 

(8336.) Derſelbe referiert über die Stiftung eines Raimund— 
preiſes und beantragt: 

1. Die Gemeinde Wien widmet ein Capital in der Höhe von 
10.000 fl. ö. W. für den Zweck, daſs die Intereſſen aus dieſem 
Capitale jedes zweite Jahr am Tage der ſtattgehabten Eröffnung des 
Raimund⸗Theaters jenem Dichter als Raimundpreis zugewendet werden 
ſolle, welcher ein Stück verfaſst hat, das von einem einzuſetzenden 
Preisgerichte als das künſtleriſch bedeuten dſte Volksſtück anerkannt 
wurde; 

2. in den erſten ſechs Jahren wird dieſer Preis jenem Dichter 
zugeſprochen, welcher das beſte Volksſtück verfaſst hat, das im Raimund— 
Theater aufgeführt worden iſt; 

3. der Gemeinderath behält ſich die Beſchluſsfaſſung darüber vor, 
in welcher Art die fraglichen Intereſſen nach Ablauf von ſechs Jahren 
zur Verwendung kommen ſollen; 

4. vorläufig, d. i. inſolange als die in Rede ſtehenden Intereſſen 
für ein im Naimund-Thenter aufgeführtes Stück verwendet werden, 
hat das Preisgericht aus zwei Vertretern der Gemeinde Wien, zwei 
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Vorſtandsmitgliedern der Schiller-Stiftung in Wien und dem Director 
des Raimund-Theaters zu beſtehen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Ablehnung. 

St.⸗R. Noske beantragt, dafs nicht ein Capital gebunden 
werden ſolle, ſondern jedes zweite Jahr ein Betrag von rund 1000 fl. 
in das Budget einzuſtellen ſei, auf dreimal, d. i. vorläuſig auf ſechs 
Jahre. | 

Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 


St.⸗R. Dr. Lue ger ſtellt den Zuſatz-Antrag, daſs die Widmung 
eingeengt werde auf das künſtleriſch bedeutendſte Volksſtück „aus dem 
Wiener Leben“. 

Referent beantragt: „mit vorzugsweiſer Berückſichtigung des 
Wiener Lebens“. 

St.⸗R. Dr. Lueger erklärt ſich mit dieſer Faſſung einverſtanden. 

Der Vorſitzende, Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, formuliert 
hierauf folgende Anträge: 

1. Der Gemeinderath beſchließe, jedes zweite Jahr, und zwar 
dreimal, umfaſſend einen Zeitraum von ſechs Jahren, einen Betrag 
von 1000 fl. für die Prämierung eines Stückes zu widmen, welches 
im Raimund⸗Theater aufgeführt wurde und welches von einem ein— 
zuſetzenden Preisgerichte als das künſtleriſch bedeutendſte Volksſtück 
anerkannt worden iſt. (Angenommen.) 

2. Bei der Prämiierung iſt vorzugsweiſe auf ſolche Stücke Rückſicht 
zu nehmen, welche das Wiener Leben zum Gegenſtande haben. 

Angenommen.) 

Bezüglich der Zuſammenſetzung des Preisgerichtes beantragt 
SR. Dr. Lueger, daſs es anſtatt „zwei Vertreter der Gemeinde 
Wien“ zu lauten habe: „zwei vom Gemeinderathe zu wählende Preis— 
richter“. 

Über Anregung des St.⸗R. Dr. Vogler formuliert der Vor— 
ſitzende den diesbezüglichen Antrag, wie folgt: 

3. Das Preisgericht wird in folgender Weiſe gebildet: 

Die Gemeinde Wien entſendet zwei, durch den Gemeinderath zu 
wählende Perſonen; weiters hätten als Preisrichter zwei Vorſtands— 
mitglieder der Schiller-Stiftung und der Director des Raimund-Theaters 
zu fungieren. Angenommen.) 

Bezüglich der übrigen Modalitäten werden die Referenten-Anträge 
angenommen. (An den Gemeinderath.) 

(321.) St.-N. Noske referiert über das Anſuchen des Karl 
Gattermayr, Wagnermeiſter in Mauthauſen, um Geſtattung der 
unentgeltlichen Benützung der der Gemeinde Wien gehörigen ſoge— 
nannten Ausmacherhütte bei dem unbenützten ſtädtiſchen Steinbruche 
am Kirchberge in Mauthauſen zur Deponierung von Werkholz, dann 
über das Anſuchen des ſtädtiſchen Werkleiters Joſ. Forſtner um 
Bewilligung zur Weiterbenützung des ebenerdigen, gemauerten Wohn— 
hauſes Nr. 124 Mauthauſen, und beantıagt in beiden Fällen die 
Geſuchsgewährung auf jeweiligen Widerruf. (Angenommen.) 

(392) St.-N. Dr. Hackenberg referiert im Nachhange zu 
dem am 26. Mai v. J. erſtatteten Referate, betreffend die Reorgani— 
ſierung des ſtädtiſchen Gartenperſonales, und beantragt, den Punkt 9 
der damals geſtellten Anträge in folgender Weiſe abzuändern: 

„Zur Deckung der aus dieſen Anträgen reſultierenden Mehr— 
auslagen wird ein Betrag von 4870 fl. in das Budget pro 1894 
eingeſtellt.“ (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(429.) Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter referiert über das 
Anſuchen der freiwilligen Feuerwehr Unter-Döbling um Überlaſſung 
der ehemaligen Gemeindehauslocalitäten in Unter-Döbling, Gemeinde— 
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gaſſe Nr. 2, zur Abhaltung eines Kränzchens für den 4. Februar 


1894 und beantragt die Ablehnung nach dem Magiſtrats-Autrage. 
(Angenommen.) 

(423.) Derſelbe referiert über die Eingabe der Bibliotheksdirection 
wegen Betheiligung an der am 22. d. Mts. beginnenden Verſteigerung 
einer größeren Sammlung von Abbildungen, Antiquitäten u. dgl. aus 
den Nachläſſen des Volksmuſikers Schrammel und des Fiakers 
J. Bratfiſch und beantragt, zu dieſem Zwecke den Betrag von 
900 fl. zu bewilligen. Angenommen.) 

(422.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über die ſeitens der 
Wiener Tramway-Geſellſchaft projectierte Anlage von Stockgeleiſen in 
mehreren Straßen und Gaſſen des I. Bezirkes und beantragt, die 
Vertreter der Gemeinde Wien bei der für den 24. Jänner d. J. an— 
beraumten Fortſetzung der commiſſionellen Verhandlung zu ermächtigen, 
vom Standpunkte der Straßenbenützung zu erklären, daſs die Ge— 
meinde Wien die Errichtung der in den in Ausſicht geſtellten neuen 
Vorſchlägen der Wiener Tramwah-Geſellſchaft projectierten Stockgeleiſen 
in der Helferſtorferſtraße, am Neuen Markte, beziehungsweiſe in der 
Schwarzenbergſtraße und in der verlängerten Wollzeile die Zuſtimmung 
nicht ertheile. 

Über die ſeitens des Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Nichter, dann 
der St.⸗R. Dr. v. Billing, Nos ke und Dr. Vogler gegebenen 
Anregungen wird nachſtehender Beſchluſs gefaſst: 

Die Vertreter der Gemeinde Wien werden angewieſen, zu erklären, 
daſs die Gemeinde Wien nicht in der Lage iſt, der in Ausſicht ge— 
nommenen Herſtellung von Stockgeleiſen und der angeſuchten Her— 
ſtellung eines zweiten Geleiſes in der Babenbergerſtraße die Zuſtimmung 
zu geben, weil die Tramwah-Geſellſchaft bisher die von der Gemeinde 
geltend gemachten und ihr bekauntgegebenen Anforderungen nicht erfüllt 
hat und weil überdies derzeit noch andere Projecte zur Verhandlung 
vorliegen. 

Die vom StR. Dr. Vogler beantragte Einſchaltung des 
Wortes „dermalen“ vor den Worten „nicht in der Lage iſt, der ꝛec. 
die Zuſtimmung zu geben“ wird abgelehnt. 
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um Ermäßigung der für ſein Haus Nr. 28 Beingaſſe im XV. Bezirke 
berechneten Canaleinmündungsgebür von 240 fl. auf 160 fl. und 
beantragt die Geſuchsgewährung im Sinne des Bezirksamts Antrages, 
und zwar mit Rückſicht darauf, daſs dem Einſchreiter bereits von der 
beſtandenen Gemeinde Fünfhaus mit Decret vom 8. Juli 1890, 
Z. 13780, der letztgedachte Betrag von 160 fl. als Canaleinmündungs— 
gebür zur Zahlung aufgetragen wurde. (Angenommen.) 
(9436.) Derſelbe referiert über rückſtändige Canaleinmündungs— 
gebüren für unverbaute Bauſtellen im XVIII. Bezirke und beantragt 
die Abſchreibung der fraglichen Gebüren, ſoweit dieſelben noch nicht 
gezahlt ſind, vorbehaltlich der Vorſchreibung und Einforderung der 
gefegmäßigen Gebüren im Falle der Verbauung der betreffenden 
Realitäten. Angenommen.) 
(8790.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
29. November 1893, Z. 82489, betreffend die an die Kahlenberg— 
Eiſenbahngeſellſchaft ertheilte Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine in Ober-Döbling an die Linien der Wiener 
Tramwah- und der Neuen Wiener Tramwah-Geſellſchaft anſchließende 
Straßenbahn durch die Ober— 1 Hauptſtraße, Alleegaſſe, Hirſchen— 
gaſſe, Grinzinger Kirchengaſſe, Nußsdorferſtraße und durch den Lang— 
ackerweg zu einer neu zu errichtenden Station der auf den Kahlenberg 
führenden Zahnradbahn, und beantragt die Kenntnisnahme. 
Angenommen) 
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(7472.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
4. October 1893, Z. 60298, betreffend die Bewilligung zur Her— 
ſtellung eines hydrauliſchen (eventuell elektriſchen) Laſten- und Perſonen— 
aufzuges im k. k. Krankenhauſe Wieden, und beantragt die Kenntnis— 
nahme. Angenommen.) 

(8733.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Johanna 
Ramp um Rückvergütung der für den Zubau beim Hauſe XIV., 
Wehrgaſſe 12, bezahlten Canaleinmündungsgebür per 192 fl. 10 kr. 
und beantragt die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

(215.) St.-R. Müller referiert über die Sicherſtellung eines 
weiteren Bedarfes an geraden und Fagonröhren für die Ausführung 
der in den neuen Bezirken herzuſtellenden Waſſerleitungen (V. Serie) 
und beantragt: 

Es ſei die Anſchaffung der für obigen Zweck noch nöthig ge— 
wordenen Röhren mit dem veranſchlagten Koſtenbetrage von 225.000 fl. 
(im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung auf Grund 
der vorgelegten Offertbedingniſſe) zu genehmigen und im Präliminare 
pro 1894 die diesfällige bisher mit 670.000 fl. dotierte Poſition 
Rubrik XXVI 6c um den Betrag von 225.000 fl. zu erhöhen, d. i. 
bei vorerwähnter Poſition den Betrag von 895.000 fl. einzuftellen, 
welcher ſeinerzeit aus dem zu contrahierenden Anlehen an den eigenen 
Geldern zu refundieren ſein wird. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(155.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann Mayer 
um Conſens zur Erbauung eines 9-90 m langen und 3:85 m tiefen 
ebenerdigen Tractes, enthaltend ein Kutſcherzimmer, eine Waſchküche 
und einen Pferdeſtall, bei dem den Eheleuten Karl und Barbara 
Kineſch gehörigen Haufe Or.-Nr. 8 Wiengaſſe im XIII. Bezirke 
und beantragt die Zugeſtehung der angeſuchten Mauerſtärke von 30 em. 

Angenommen.) 

(8025.) Derſelbe referiert über den Antrag des St. R. Kreindl 
wegen Durchführung der Feldgaſſe im XIX. Bezirke vom Haufe Dr.- 
Nr. 11 bis zur Hohen Warte und beantragt, in Abänderung des 
Stadtraths-Beſchluſſes vom 20. December 1893 den Act dem Ma— 
giſtrate zur Vorberathung und Verhandlung mit den Betheiligten 
zuzuweiſen. (Angenommen.) 

(136.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Martin und 
der Amalia Twaroch um Belaſſung der an der Rückſeite ihres 
Hauſes Or.⸗Nr. 108 Hernalſer Hauptſtraße, XVII. Bezirk, hergeſtellten 
Ausfahrt auf die communale Grundparcelle Nr. 504/1 und beantragt, 
den Geſuchſtellern die ſeit Jahren von der Gemeinde ſtillſchweigend 
geduldete Ausfahrt auf vorbezeichnete Grundparcelle gegen einen 
jährlichen Anerkennungszins von 10 fl., angefangen vom 17. Juni 1892, 
als dem Tage der Geſuchsüberreichung, bis auf beliebigen Widerruf 
ſeitens der Gemeinde Wien weiterhin zu geſtatten. Angenommen.) 

(64.) Derſelbe referiert über das Project für die Herſtellung 
des Nothauslaſſes aus dem rechten Haupt-Sammelcanale gegenüber 
der Krottenbachmündung im XIX. Bezirke und beantragt die Genehmigung 
des vorgelegten Projectes mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe 
von 45.015 fl. 99 kr. Die Koſten des Projectes finden in dem 
ſeitens der Commiſſion pro 1894 für den Bau des rechtsſeitigen 
Sammelcanales . Betrage Deckung. ( Angenommen.) 

(8816.) St.-R. Dr. Vogler referiert über die Vorſtellung 
des Auguſt Stift, proviſoriſchen Directors der Volks- und Bürger— 
ſchule für Knaben XVIII., Klettenhofergaſſe 3, wegen Einſtellung der 
Remuneration für Überſtunden und beantragt, der vom Bezirksſchul— 
rathe befürworteten Remunerierung des Genannten für die von ihm im 
Schuljahre 1892/93 gegebenen fünf Überftunden per Woche nach dem 
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im § 6 lit. a des Geſetzes vom 27. December 1891, L.-G.⸗Bl. Nr. 67, 
feſtgeſetzten Ausmaße von 40 fl. per Stunde und Jahr, d. i. mit 
dem Geſammtbetrage per 200 fl. zuzuſtimmen. (Angenommen. 
(8573.) Derſelbe referiert über die Beſtellung einer vierten 
Lehrkraft an der Special⸗Schulabtheilung für ſchwachſinnige Kinder 
XVIII., Währing, Anaſtaſius Grüngaſſe 16/18 und beantragt, hiezu die 
Genehmigung zu ertheilen. Angenommen.) 
(8752.) Derſelbe referiert über die Note des Bezirksſchulrathes 
vom 27. November 1893, Z. 150, betreffend den Entwurf von Be— 
ſtimmungen über die Stellung der Unterrichtsabtheilung für taubſtumme, 
ſchulpflichtige Kinder im IX. Bezirke, Hahngaſſe 35, zu der dortſelbſt 
befindlichen Volksſchule für Mädchen und beantragt, dem mitgetheilten 
Entwurfe die Zuſtimmung zu ertheilen. (Angenommen.) 
(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 23. Jänner 1894. 
Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


Boſchan, Noske, 

v. Götz, Rückauf, 

Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Lederer, Dr. Lueger. 
Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 

Experte: Magiſtratsrath Philipp. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt H. Pfeiffer. 


Dice-Hürgermeifter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Kreindl entſchuldigt fein Ausbleiben, eventuell fein 
Späterkommen wegen Theilnahme an einer Commiſſion in Grinzing, 
die St.⸗R. Dr. Lederer und Dr. Lueger entſchuldigen ihr Aus— 
bleiben wegen einer gleichzeitigen Sitzung des Landtages. 
(Zur Kenntnis.) 
Der Vorſitzende beantwortet die Interpellation des St.⸗R. 
v. Götz, betreffend die Einſchätzung der Senkgruben in den Vororte— 
bezirken dahin, daſs im XIII. Bezirke derjenige Einheitspreis, welchen 
die Gemeinde an den Unternehmer bezahlt, mit einem 10percentigen 
Zuſchlage als Minimalgebür angewendet, welche bei ſchwierigen 
Räumungsverhältniſſen noch erhöht wird. Von dem Einheitspreiſe 
des Unternehmers muſs die Räumungsgebür ganz unabhängig ſein 
und rein nach den individuellen Verhältniſſen des Räumungsobjectes 
bemeſſen werden. Den magiſtratiſchen Bezirks ämtern der Bezirke XI 
bis XIX wurden mit dem Magiſtratsdecrete vom 14. October 1893, 
3. 33883, die bezüglichen Aufträge intimiert und wird der in der 
Interpellation geſchilderte, dieſem Auftrage nicht entſprechende Vorgang 
abgeſtellt werden. | (Zur Kenntnis.) 
(529.) St.-. Matzenauer referiert über das Anſuchen des 
Ignaz Scheuble, Buchhalters, um Zuſicherung der Aufnahme in 
den Gemeindeverband und beantragt die Geſuchsgewährung. 
Angenommen.) 
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(7867.) Derſelbe referiert über die Benennung der Quergaſſe bei 
Nr. 43 Penzing, Hauptſtraße bis Viaduetgaſſe, und beantragt die 
Benennung derſelben nach der Künſtlerfamilie Teyber (Ende des 
18. und Beginn des 19. Jahrhunderts) mit „Teybergaſſe“. 

(Angenommen.) 

(9259.) Derſelbe referiert über die Benennung der Gaſſe 
zwiſchen der Luſtkandl⸗ und Sobieskigaſſe im XVIII. Bezirke und 
beantragt, dieſe Quergaſſe nach dem im Jahre 1819 zu Wien ver— 
ſtorbenen k. k. Feldmarſchall⸗Lieutenant und dramatiſchen Dichter Cornelius 
v. Ayrenhoff mit „Ayrenhoffgaſſe“ zu benennen. 

(Angenommen.) 

(410.) St.-N. Schneiderhan referiert über die Verſteigerung 
von alten Möbelſtücken im Thereſienbade, XII. Bezirk, und beautragt, 
den Leiter des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XII. Bezirk zu 
ermächtigen, dieſe Möbelſtücke im Wege einer öffentlichen Feilbietung 
zu den ſich ergebenden Preiſen hintangeben zu dürfen. 

(Angenommen.) 

(365.) Derſelbe referiert über die Sicherſtellung der Prater— 
beſpritzung und beantragt: | 

1. Es ſei das vorliegende Verzeichnis der in die Praterbeſpritzung 
einzubeziehenden Straßen und Wege zu genehmigen. 

2. Auf Grund der vorliegenden Bedingniſſe, welche dahin ab- 
zuändern ſind, daſs die Sicherſtellung der Praterbeſpritzung für die 
Jahre 1894, 1895 und 1896, eventuell auf ein Jahr, einzuleiten iſt, 
wird eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung ausgeſchrieben. 

St.⸗R. Rückauf beantragt die Ausſchreibung auf ein Jahr, 
eventuell auch drei Jahre. 

StR. Rückauf zieht feinen Antrag zurück. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 

(393.) St.-N. Meißl referiert über die Uneinbringlichkeit eines 
Mietzinsrückſtandes nach Joſef William für die Wohnung Nr. 6 
im II. Stocke des ſtädtiſchen Hauſes III., Wälliſchgaſſe 41, und be— 
antragt die Abſchreibung des Rückſtandes per 12 fl. 99 kr. 

(An genommen.) 

(463.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von ſtädtiſchen 
Zuſchlägen nach Adolf Goldenberg und beantragt die Abſchreibung 
des Betrages von 16 fl. 89 kr. (Angenommen.) 

(407.) St.-R. Dr. v. Willing referiert über die Anweiſung 
des Uniformierungsbeitrages für die vier neuernaunten Ingenieurs— 
Adjuncten II. Claſſe: Ziegelheim, Kutſcha, Kanger und 
Melchar und beantragt, den Genannten einen Uniformierungs— 
beitrag von je 100 fl. zu bewilligen und zu dieſem Zwecke sub 
Rubrik III 2 „Bezüge der Beamten des Bauamtes“ einen Zuſchuſs— 
credit von 400 fl. zu gewähren. Angenommen.) 

(376.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzleipraktikanten 
Richard Doſchkar um theilweife Belaſſung feiner Bezüge während 
der Präſenzdienſtleiſtung als Einjährig-Freiwilliger und beantragt, dem 
Geſuchſteller gnadenweiſe für die Dauer ſeiner Militärdienſtleiſtung 
die Hälfte ſeines Adjutums zu belaſſen. 

(Angenommen.) 

(375.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Guſtav Fleiſch— 
mann um Gewährung eines Suſtentationsbeitrages während der 
Dauer der Präſenzdienſtleiſtung und beantragt, dem Bittſteller gnaden— 
weiſe von ſeinen bisherigen Bezügen vom 1. December 1893 an 
einen monatlichen Betrag von 25 fl. für die Dauer der Präſenz— 
dienſtpflicht zu belaſſen. Der Magiſtratsdirector wird ermächtigt, als 
Erſatz für die Dauer der Präſenzdienſtpflicht des obigen einen Diurniſten 
aufzunehmen. (Angenommen.) 
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(383.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Suſanna Groß 
um Ermäßigung der Zuſtändigkeitstaxe und beantragt unter Nachſicht 
der elfmonatlichen Unterbrechung des 3ö0jährigen Aufenthaltes in 
Wien die Herabſetzung der Taxe auf 10 fl. (Angenommen.) 

9396.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Andreas 
Hiermann, Schneiders im IV. Bezirke, um Verleihung des Bürger- 
rechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. Angenommen.) 

(330.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Verleihung des 
Bürgerrechtes aus dem IV. Bezirke und beantragt die Geſuchs— 
gewährung an: 

Fehlinger Eduard, Tapezierer und Hausbeſitzer. 

Lehar Karl, Uhrmacher und Hausbeſitzer. 

| Angenommen.) 

(4100.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzlei— 
Acceſſiſten, derzeit Gefangen-Oberaufſehers des ſtädtiſchen Polizei— 
Gefangenhauſes im VI. Bezirke, um Quartiergeldentſchädigung und 
beantragt die Abweiſung. Angenommen.) 

(160.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des ſtädt iſchen 
e Johann Schubert um Anweiſung der Differenz zwiſchen 
dem Werte der Naturalwohnung und dem claſſenmäßigen Quartier— 
gelde und beantragt die Ablehnung; es bleibt jedoch dem Magiſtrate 
vorbehalten, im eigenen Wirkungskreiſe die fragliche Wohnung zu 
kündigen oder die Kündigung anzunehmen und dieſelbe dem Geſuch— 
ſteller wieder um einen angemeſſenen Mietzins zu vermieten, in welchem 
Falle dann dem Geſuchſteller das normalmäßige Quartiergeld anzu⸗ 
weiſen ſein wird. (Angenommen.) 

(296.) St.-N. v. Götz referiert über das Anſuchen der frei— 
willigen Rettungs-Geſellſchaft in Unter-St. Veit um Ausfolgung von 
Magneſiumfackeln und beantragt, derſelben 25 Stück Magneſiumfackeln 
im Werte von 40 fl. im Wege des ſtädtiſchen Feuerwehr-Commandos 
auszufolgen. (Angenommen.) 

9340.) Derſelbe referiert über das Anſuchen um Verleihung des 
Bürgerrechtes aus dem XIII. Bezirke und beantragt die Geſuchs— 
gewährung für Adam Theodor, Schneider. (Angenommen.) 

(9429.) Derſelbe referiert über Geſuche um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Gemeindeverband aus dem XIII. Bezirke und 
beantragt die Geſuchsgewährung für: 

Hicker Joſef, Buchbinder; 

Kühnel Barbara, Hausbeſorgerin. (Angenommen.) 

9430.) Derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in den 
Gemeindeverband aus dem XIII. Bezirke und beantragt die Geſuchs⸗ 
gewährung für: 

Hahnl Ferdinand, Hausmeiſter; 

Mandl Franz, Tramwayconducteur; 

Obſil Anton, Tramwapkutſcher; 

Jung Franz, Tramwaykutſcher; 

Erl Joſef, Tiſchlerei-Werkführer; 

Kühnel Franz, Expeditor der Tramway-Geſellſchaft; 

Gudernatſch Johann, Spenglergehilfe; 

Marek Wilhelm, Schuhmacher; 

Heinrich Daniel, Pfaidler; 

Knapp Joſef, Kellermeiſter; 

Dohnal Franz, Schuhmacher; 

Knap Wenzel, Schuhmacher; 

Linhart Eduard, k. k. Sicherheitswach-Inſpector; 

Studeny Johann, Nachtwächter; 

Saß Johann, Tiſchler; 

Stummvoll Friedrich, Schloſſergehilfe; 
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Swatoſch Joſef, Comptoiriſt; 

Hrucir Franz, Kammacher; 

Thienel Alois, Tramwayconducteur. (Angenommen.) 

(445.) Hf.-R. Noske referiert über das neuerliche Offert— 
verhandlungs-Ergebnis puncto Vergebung der Canal- und Senk— 
grubenräumung in Rudolfsheim vom 1. Februar 1894 bis 30. Juni 
1896 und beantragt die Vergebung der bezüglichen Arbeiten an die 
Unternehmer Michael Hoffinger und Ferdinand Schürr gegen 
ein Jahrespauſchale von 8100 fl. (An genommen.) 

(408.) Derſelbe referiert über den Bericht über den Zuſtand 
der ſtädtiſchen Gartenobjecte pro 1893 und beantragt die Kenntnis— 
nahme. (Angenommen.) 

(455.) Hf.-R. Müller referiert über das Project für die Ver— 
legung des Neſſelbaches an der Ausmündung in den Donaucanal im 
XIX. Bezirke anläſslich des Baues der Donauſtadtlinie der Stadtbahn 
und beantragt: 

1. dem Erſuchen der k. k. General-Direction der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen Folge zu geben und die Verlegung des Neſſelbaches 
nach dem vorliegenden Projecte mit dem Koſtenaufwande von 5853 fl. 
auf Koſten der Bahn durchzuführen; 

2. das Project der Neſſelbachverlegung gleichzeitig mit dem Pro— 
jecte des Nothauslaſſes für den Krottenbach der waſſerrechtlichen Ver— 
handlung zu unterziehen; 

3. die Sicherſtellung der Arbeiten für die Bauausführung unter 
einem mit den Arbeiten für den Krottenbach-Nothauslaſs ſofort nach 
der Genehmigung vorbehaltlich des Ergebniſſes der waſſerrechtlichen 
Verhandlung zu veranlaſſen. (Angenommen.) 

(369.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Clifabeth 
Steinbrecher um Conſens zur Herſtellung einer Einfriedung 
vor dem Hauſe Nr. 17 Neuwaldegg, Hauptſtraße 35, gegen die Neu— 
waldegger Hauptſtraße und beantragt, durch ein dreigliedriges Comite 
des Stadtrathes mit dem Eigenthümer des Hauſes 37, Dr. v. Mar— 
bach, bezüglich Abtretung des Grundtheiles der Realität Nr. 37 bis 
zur Baulinie und Auflaſſung der Einfahrt an der Grenze der Realität 
Or.⸗Nr. 35 unter Beibringung der ſeinerzeitigen Erklärung der Ge— 
meinde Neuwaldegg Verhandlungen einzuleiten. ( Angenommen.) 

(309.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Friedrich Schütz 
um käufliche Überlaſſung des an feine Bauſtelle XXIII, Währing, an— 
grenzenden Linienwallgrundes, Cat.⸗Parc. 547/1, Einl.⸗Z. 52 im 
IX. Bezirke, und beantragt, das Offert des Friedrich Schütz, wonach 
derſelbe bereit iſt, für die zur Arrondierung ſeiner Bauſtelle XXIII, 
der Gruppe R, Einl.⸗Z. 86, Währing, XVIII. Bezirk, erforderliche 
Linienwallgrundfläche Fig. abedea, Theil der Cat.-Parc. 547/1, 
Einl.⸗Z. 52, IX. Bezirk, im Ausmaße von 133°80 m? einen Pauſchal⸗ 
betrag von 6500 fl., ſowie Vertragskoſten und die Vermögens— 
übertragungsgebüren zu bezahlen, wird genehmigt. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

9356.) Derſelbe referiert wegen Erwerbung des für die 
Regulierung der Luſtkandlgaſſe erforderlichen, dem Karl Spitzer 
eigenthümlichen Grundes ſeitens der Gemeinde und beantragt die Au— 
nahme des Offertes des Karl Spitzer den mit AB C A um— 
ſchriebenen Grundtheil im Ausmaße von circa 59 m? um den Preis 
von 20 fl. per Quadratmeter unter den im Protokolle vom 13. No— 
vember 1893 formulierten Modalitäten an die Gemeinde Wien zu 
verkaufen, anzunehmen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die käufliche Erwerbung 
dieſes Fragmentes um einen abzurundenden Pauſchalbetrag, welcher 
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ſich aus der Multiplication der anzukaufenden Fläche mit dem Einheits— 
preiſe von 20 fl. per Quadratmeter ergibt. 

Der Antrag des Referenten mit der Abänderung des St.-R. 
Dr. v. Billing wird angenommen. 

(130.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefine, Marie 
und des Theofil Melicher um Tauſch eines Theiles der Realität 
XVIII., Währing, Feldgaſſe 23, gegen den ſtädt. Grund Ecke der 
Feld-, Ferſtel- und Waſergaſſe, beziehungsweiſe Offert des Anton, 
Karl und der Thereſe Naups auf käufliche Überlaffung des letzt— 
erwähnten ſtädt. Grundes und beantragt, durch ein dreigliederiges 
Comité des Stadtrathes mit den Geſchwiſtern Melicher und den 
Eheleuten Naups zu verhandeln. (Ange nommen.) 

(291.) Derſelbe referiert über den neuerlichen Bericht bezüglich 
der Bemeſſung der Schadloshaltung für die von M. v. Kuffner 
bei dem Umbaue der Häuſer Nr. 126 und 128 Hauptſtraße, Ottakring, 
abzutretenden Grundflächen und beantragt zur Kenntnis zu nehmen, 
daſs M. v. Kuffner mit der Schadloshaltung von 15 fl. per 
Quadratmeter einverſtanden iſt. (Angenommen.) 

(388.) Derſelbe referiert über die Genehmigung der Überſchreitung 
des Arbeitstermines für die Canalbauten in der Hauslab-, Habicher—, 
Hyrtl⸗, Paniken⸗ und Gablenzgaſſe im XVI. Bezirke und beantragt, 
die Überſchreitung des Arbeitstermines bei obigem Bau um vier Arbeits— 
tage mit Rückſicht auf die erſchwerte Arbeitsführung an dieſen nicht 
regulierten und während des Baues infolge von Niederſchlägen un— 
paſſierbar geweſenen Straßen nachzuſehen. Angenommen.) 

(245.) Derſelbe referiert über die Abänderung der Baulinie für 
die Stiegergaſſe im XII. Bezirke und beantragt die Baulinie für 
obige Gaſſe unter Zugrundelegung einer Straßenbreite von 18:96 m, 
und zwar in der Strecke von der Schönbrunner Hauptſtraße bis zur 
Lainzerſtraße, nach den im vorgelegten Plane A blauſchraffierten 
Linien B C und D E, dann in der Strecke von der Lainzerſtraße bis 
zur Dammgaſſe nach den blau gezogenen Linien à 8 und cF des 
vorgelegten Planes B abzuändern und hat der Übergang in der Lainzer— 
ſtraße von 18°96 m auf 15°17 m Straßenbreite nach der im Plane A 
blauſchraffierten Linie ab zu erfolgen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(277.) Derſelbe referiert über das Auſuchen des Joſ. und der 
Marie Dorner um Grundentſchädigung, XVII., Hernalſer Haupt— 
ſtraße Nr. 73, und beantragt, den von den Schatleuten ermittelten 
Schätzwert zu acceptieren (36 fl. per Quadratmeter gegen den Elterlein— 
platz, 18 fl. per Quadratmeter gegen die Schulgaſſe) und die Giltigkeit 
dieſer Schätzung auf die Dauer von zwei Jahren feſtzuſetzen. 

(Angenommen.) 

278.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef und der 
Marie Dorner um Baubewilligung für den Umbau des Hauſes 
XVII., Hernalſer Hauptſtraße 73, und beantragt die Beſtätigung des 
Bauconſenſes bei Überlaſſung des für die Riſalitanlage (0:15 m 
über die Baulinie bei einer Länge von 4˙50 m) erforderlichen Grundes 
gegen einen Einheitspreis von 50 fl. per Quadratmeter. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(521.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über die mit Statthalterei— 
Erlaſs vom 20. December 1893 und 14. Jänner 1894, Z. 88678, 
reſp. 1623, genehmigte Winterfahrordnung der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft pro 1894 und beantragt: 

Die Gemeinde Wien hält auch gegenüber den Erläſſen der k. k. 
n.⸗ö. Statthalterei vom 26. December 1893, Z. 88678, und vom 
14. Jänner 1894, Z. 1623, betreffend die Winterfahrordnung der 


Wiener Tramway pro 1894, ihre Beſchwerde vom 27. November 
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1893, 3. 156751, vollkommen aufrecht und ſtellt an das h. k. k. 
Handels miniſterium die Bitte, auch dieſe Winterfahrordnung als im 
Widerſpruche mit den Verkehrsbedürfniſſen und dem Erlaſſe der k. k. 
n.⸗ö. Statthalterei vom 3. December 1893, Z. 76316, ſtehend auf— 
zuheben. (Angenommen.) 

(522.) Derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht in Betreff 
des Erlaſſes der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 26. December 1893, 
Z. 88679, wegen Beſchaffung ſtatiſtiſcher Daten für die Aufſtellung 
der Fahrordnung der Wiener a) Geſellſchaft und beantragt: 

Die Gemeinde Wien lehnt die Theilnahme linsbeſondere auf 
eigene Koſten) an der Controle der durch die Wiener Tramway— 
Geſellſchaft im Jahre 1894 ſtattfindenden Zählung der Perſonen— 
frequenz mit Rückſicht darauf, daſs bei der geringen Anzahl der zur 
Controle verwendeten Amtsorgane ein zuverläſſiges Nefultat nicht zu 
erwarten iſt, ſowie jede Verantwortung des Ergebniſſes derſelben ab. 

St.⸗N. Dr. v. Billing beantragt die Streichung des Schluss- 
paſſus bezüglich der Ablehnung der Verantwortung. 

Referenten-Antrag mit der Abänderung des St.-R. Dr. 
v. Billing angenommen. 

(464.) Derſelbe referiert über Geſuche um Zuſicherung der Auf— 
nahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Geſuchs— 
gewährung für nachbenannte Parteien aus dem VIII. Bezirke: 
Steiner Thereſe, Kaufmanns witwe; 

Mruszko Johann, Tiſchler; 
dem I. Bezirke: 
Böhler Friedrich, Handelsgeſellſchafter; 
Kann Adolf, Kaufmann; 
Kann Leo, Privatbeamter. (Angenommen.) 
(162.) Derſelbe referiert über die Bewilligung einer Gnadengabe 
für den Waſſerleitungs-Aufſeher Valentin Steffel und beantragt 
die Bewilligung einer Guadengabe von 400 fl. jährlich vom Tage 
der Dienſtesenthebung. 

(Angenommen; au den Gemeinderath.) 

(297.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
22. December 1893, Z. 89197, in Betreff der ertheilten Bewilligung 


zur Aufſtellung einer Reviſorhütte bei der Vienna General-Omnibus- 


Company nächſt dem Eingange zum Kaiſer Franz Joſef-Spitale im 
X. Bezirke und beantragt die Kenntnisnahme. Angenommen.) 
(197.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kamzlei— 
Aſpiranten Joſef Mayerhöfer um Nachſicht der Eiubürgerungs— 
taxe und beantragt die Nachſicht der Taxe von 400 fl. Abgelehnt.) 
(142.) Derſelbe referiert über die Berechnung der Mietzinſe für 
die Wohnungen Nr. 8 und 4 des Schäffer'ſchen Stiftungshauſes, 
IV., Hauptſtraße 18, und beantragt die Weiterbelaſſung des Miet⸗ 
zinſes von 517 fl. 73 kr. für die Wohnung Nr. 4 des obigen Hauſes 
und Erhöhung des Zinſes für die Wohnung Nr. 8 ebenda von 
346 fl. 85 kr. auf 460 fl. jährlich vom Zeitpunkte der Neuvermietung 
dieſer Wohnung, eventuell vom Maitermine 1894 ab. 
Angenommen.) 
(34.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl referiert in Betreff 
der Abfuhr der für die Zeit vom 1. Auguſt bis 30. November 1893 
entfallenden Quote der Penſion des Bürgerſchuldirectors Franz Mair 
au die Erbſchaftsmaſſa und beantragt, anlässlich der Verſetzung des 
Franz Mair in den bleibenden Nuheſtand nach Einſtellung ſeiner 
Bezüge mit Ende Juli 1893 vom 1. Auguſt aus der normalmäßigen 
Penſion von 2100 fl. jährlich, welche aus der Wiener Lehrerpenſions— 
caſſa gegen ſeinerzeitige Abrechnung mit der n.-ö. Landes-Lehrer— 
penſionscaſſa auzuweiſen iſt, mit Rückſicht auf den am 30. November 
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1893 erfolgten Tod des Franz Mair die für die Zeit vom 1. Auguſt 
bis 30. November 1893 entfallende Quote der normalmäßigen Penſion 
an die Erbſchaftsmaſſa abzuführen und diesbezüglich das Abhandlungs— 
gericht in Kenntnis zu ſetzen. Angenommen.) 


(279.) Derſelbe referiert bezüglich des Berichtes über den Stand 
der Arbeiten für die Errichtung ſtädtiſcher Gaswerke bis incluſive 
10. Jänner 1894, beziehungsweiſe Ausweis über die Verwendung des 
mit Gemeinderaths-Beſchlucs vom 15. September 1893, Z. 5381, 
genehmigten Credites per 300.000 fl. für die Erbauung ſtädtiſcher 
Gaswerke vom 21. October 1893 bis 11. Jänner 1894 und be⸗ 
antragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(398.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des öſterreichiſchen 
Handels- und Approviſionierungs-Vereines um Wiedervermietung der 
in den Souterrainlocalitäten der Großmarkthalle bisher benützten Eis— 
keller bis November 1894 und beantragt die mietweiſe Überlaſſung 
der fünf Eiskeller im Souterrain der Großmarkthalle für die Zeit 
vom Novembertermine 1893 bis Ende September 1894 gegen Be— 
zahlung des bisherigen Mietzinſes von 500 fl. an den genannten 
Verein unter der weiteren Bedingung, dafs die Koſten für die Auf— 
ſtellung der Holzwand im Betrage von circa 100 fl. von dem Mieter 
getragen werden. ( Angenommen.) 


(467.) Derſelbe referiert über den Bericht des Lagerhausdirectors 
um Ermächtigung zur Erwerbung eines Gebäudes auf dem ſogenannten 
Pfeiffer'ſchen Holzplatze im II. Bezirke für Lagerhauszwecke und 
beantragt, das fragliche Gebäude beſtmöglich zu erwerben gegen dem, 
daſs der zur Geleiſeanlage benöthigte Raum je nach Bedarf und Ver— 
langen der Lagerhausverwaltung ſchon vor dem 30. Juni geräumt 
und koſtenfrei übergeben werde. (Angenommen.) 


9423.) St.-N. Matthies referiert über Geſuche um Zuſicherung 
der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband aus dem III. Bezirke 
und beantragt die Geſuchsgewährung für: 

Schwartz Heinrich, Beamter der Donau-Dampfſchiffahrts— 
Geſellſchaft; 

Straßer Ludwig, Med. Dr. (Angenommen.) 

(367.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Heinrich Sikora 
um Erſtreckung des Termines für die Herſtellung von Steinzeugrohr— 
leitungen in der Hohlweg⸗, Kleiſt⸗, Mohs⸗ und der Seitengaſſe XII 
im III. Bezirke und beantragt die Verlängerung des Arbeitstermines 
für die Herſtellung von Steinzeugrohrleitungen in obigen Gaſſen um 
ſieben Arbeitstage. (Angenommen.) 


(406.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Biß um 
käufliche Überlaſſung von im ſtädtiſchen Hauſe Nr. 59/61 Hauptgaſſe 
in Penzing, XIII. Bezirk, deponiertem alten Guſseiſen und beantragt, 
den Verkauf desſelben im Gewichte per 3422 kg um den Preis von 
2 fl. 90 kr. per 100 kg an den Geſuchſteller zu genehmigen. 

(Angenommen.) 


(427.) St.-. Wurm referiert über die Eingabe der General- 
Direction um Bewilligung zur Occupierung ſtädt. Parcellen im II., IX. 
und XIX. Bezirke für Zwecke des Stadtbahnbaues in Heiligenſtadt und | 
Nufsdorf und beantragt, der k. k. General-Direction der öſterr. Staats- 
bahnen als Machthaber in der Commiſſion für Verkehrsanlagen die Occu⸗ 
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der Vorausſetzung, daſs vorher die Abfindung und eventuell Kündigung. 
des Pächters erfolgt ſei, zu bewilligen. (Angenommen.) 


(428.) Derſelbe referiert über die Eingabe der k. k. General- 
Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen um Benützung des öffent⸗ 
lichen Straßengrundes Cat.⸗Parc. 4961/7 im II. Bezirke zum Zwecke 
der Überſetzung der Handelsquaiſtraße durch die Stadtbahn und be— 
antragt, der k. k. General-Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
namens der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien die dingliche 
Servitut der Durchfahrt im Niveau hinſichtlich der Parc. 4961/7 in 
einer Fläche von 968 m? zum Zwecke der Überſetzung der Handels- 
quaiſtraße durch die Stadtbahn einzuräumen. (Angenommen.) 


246.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Bauunternehmung 
Brüder Redlich und Berger um Herſtellung eines Transport— 
gerüftes für den Erdtransport vom Bauloſe XIII der Vorortelinie 
der Stadtbahn zum Heiligenſtädter Bahnhofe und beantragt, vom 
Standpunkte der Straßenbenützung obiger Bauunternehmung die an— 
geſuchte Bewilligung zur Herſtellung eines Transportgerüſtes zum Zwecke 
des Erdtransportes vom Bauloſe XIII der Vorortelinie der Wiener 
Stadtbahn zum Heiligenſtädter Bahnhofe mit Überfegung der Nuſs— 
dorfer⸗ und Gunoldſtraße für die Dauer dieſer Transportarbeiten 
unter den vom Stadtbauamte sub 1 bis 5 vorgeſchlagenen Bedingungen 
zu ertheilen. Gegen die Einführung des Locomotivbetriebes auf dieſer 
Materialbahn auf der Strecke des XIII. Bauloſes bis incl. Heiligen⸗ 
ſtädter Bahnhofes — wozu die Unternehmung competentenorts die Be— 
willigung einzuholen haben wird — wäre keine Einwendung zu erheben. 

(Angenommen.) 


(288.) Derſelbe referiert über das Project des Hermann Frühe 
für den Bau einer elektriſchen oder Dampftramway von Währing nach 
Pötzleinsdorf, Salmannsdorf, Neuſtift am Walde und Neuwaldegg 
und beantragt, bezüglich des Anſuchens des Hermann Frühe um 
überlaſſung ſtädtiſcher Gründe und Betheiligung an der Capitals⸗ 
beſchaffung oder Verzinſung für eine Straßenbahnanlage vom Währinger 
Gürtel nach den genannten Bezirkstheilen iſt, bis eine endgiltige Ent— 
ſcheidung über das Project der allgemeinen Elektricitäts-Geſellſchaft 
in Berlin, betreffend die Ausführung des elektriſchen Stadtbahnbaues 
vom J. Bezirke nach Pötzleinsdorf ſeitens des k. k. Handelsminiſteriums 
getroffen ſein wird, von Verhandlungen mit Herrn Frühe vorläufig 
abzuſehen. (Angenommen.) 


(Schluſs der Sitzung.) 


Bezirkauusſchülle. 


pierungsbewilligung für die Parcellen 472, 473, 500 /, 500%, 523/4, 
524, 528, 552/1, 552,2, 552.3, 55/4, 576, 592/1, 592,2, 
1010/1 in Heiligenſtadt, 66/2, 67/1, 69 und 70 in Nuſsdorf unter 
dem Vorbehalte eines ſchriftlichen Kaufvertragsabſchluſſes und unter 


Ergebnis der am 26. Jänner 1894 vom 2. Wahlkörper des 


VI. Gemeindebezirkes vorgenommenen Wahl für den Bezirks⸗ 


ausſchuſs mit der Functionsdaner bis 1897. 
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. 1 Nee von 26 bis 50 kr. per Kg. 
Allgemeine RNuchrichten. . . 
a Schwein. , DO DON Ar ie ii 
Approviſtonierung. Lämmeer̊ururr 5 4% fl. „ St. 
8 | Bei abermals geringeren Zuführen an ei ſchwaren als in 
Der tägliche Fleiſchmarkt. der Vorwoche und mäßiger Nachfrage wickelte ſich das Geſchäft 
In der Groß m arkthalle ee e Fleiſch⸗ äußerſt ſchleppend ab und blieben größere Partien Ware unverkauft. 
waren vom 21. bis 27. Jänner 1894. Infolge deſſen erfuhren ſämmtliche Fleiſchwaren mit Ausnahme 
Flei 2 des Schweinfleiſches und der Schweine, welche die vorwöchentlichen 
us 5 dee SEN ee einen neuerlichen Preisrückgang von 2 bis 4 kr. 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. per Kilo. 
Rindfleiſch 207.156 Kg (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 140.312; * n * 


aus Ober⸗Oſterreich — 6140; aus Mähren 
— 8372; aus Böhmen — 720; aus 
Galizien — 39.539; aus Ungarn — 7891; 
aus der Bukowina 3053; aus Croatien — 


Pferdemarkt vom 26. Jänner 1894. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 429 Pferde, 


a 15 Ba 15 96 Wägen. 
220; aus Steiermark maus Tirol . . E : 
— Z; aus Salzurg — —; aus Bog- Preis: für Gebrauchspferde . .. . . 90—325 fl. per Stück 
nien — 239; aus Siebenbürgen — — kg) „ Schlachtpferde .. 16 —75 „ „ „. 
Kalbfleiſch. .. 17.588 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 3407; E , 
aus Ober⸗Oſterreich — 175; aus Mähren Der Markt war ſehr lebhaft 
264; aus Galizien — 13.598; aus Ungarn = = 
— 144; aus der Bukowina — — kg) WER 29. Ja 1894. 
Schaffliſch 1485 „ won ars Hieber-flerreid 55; aus Schlachtviehmarkt vom 29. Jänner 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 1: Auftrieb. 
553; aus Ungarn — 14; aus der Buko⸗ 8 n ’ ' es inlvieh 577 
wina — 863: aus Mähren — — kg) Maſtvieh 3031, Weide vieh — Beinlvieh 577, 
Schweinfleiſch 41.788 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 28.629; Sunna . 3608. 
aus Ober⸗Oſterreich — 36; aus Böhmen — Davon — nach Racen: 
266; aus Mähren — 1761; aus Galizien Ungariſche Thiere .. . 1072 
— 7964; aus Ungarn — 2835; aus der ; 436 
Bukowina — —; aus Croatien — 89; Galiziſche . 2070 
aus Steiermark — —; aus Bosnien — Deutſche „ 2 
128 kg) N Büffel 1 30 
Kälber 1116 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 219; aus Davon — nach Gattungen: 
Ober⸗Oſterreich — 28; aus Mähren — 18; Ochſennn 2744 
aus Böhmen — 3; aus Galizien — 797; Stiere 406 
aus Ungarn — 22; aus der Bukowina „ 458 
— 25; aus Kärnten — 4; aus Tirol —; Kühe. 
—; aus Schleſten — — St) 2. Preisbewegung. 
Schafe.... 182 „ Davon aus Mieder⸗Oſterreich — 162; a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren f 50 bis 67 
— ; aus Galizien — 7; aus der Buko⸗ Ungar. Schlachtthiere von is fl. 
wina — 13; aus Ungarn — — St.) (extrem . | 3 u ) Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
Schweine.. 2090 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 249; aus | Galiz. Schlachtthiere. „ 50 „ 65 „ . 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 2; (extrem BB 664 ) gen Markte 36 bis 47 %), 
aus Galizien — 1818; aus Ungarn — 3; Deutſche Schlachttl 110 2 50 x 69 2 19 en her [ne 
aus der Bukowina — 12; aus Croatien eutf ö 9 N „ iy für den Gewichts verluſt in⸗ 
— ; aus Kärnten — 6 St. 3 (extrem u — „ — „ b) 1 fürs die ee 
Lämmer 1 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus Weidevienn „ > Ai le e „Horn, 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — —; Stiere „ — „ — „ 9 für die wertloſen Stoffe, 
aus Ungarn — 1; aus Tirol — — St.) Kühe 3 5 10 Darm⸗ 
b) Für den Approviſionierungsverein. Büffel . e e 
Nindfleiſch .. 16.102 kg Kilber 73 Stück Beinlviebh . A 
Kalbfleiſch.. 43 „ Schafe ‚121 „ b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 
Schaffleiſch.. 149 „ Schweine.. 39 „ Ochſenn von 18 bis 33 fl. 
Schweinfleiſch. 562 , Lämmer 70 „ Stiere „ 22 „ 29 „ 
2. Preisbewegung: Nähe 1% 18 . 5 
Rindfleisch Siedfleiſch von 20 bis 62 kr. per Kg. Büffel nn, ee 
ö | Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ẽ 90 „ „ „ Beinlvieh een — „ — „ 
'? d b e e Weidevie h.. mn — 
Nane e c) Preis per Stück: 
Schaffleiſchůrn ee ii 298, er AS. ie a Beinlvieh von 24 bis 70 fl. 
Schweinfleiſcꝶ ee. „ 40 „ 66 „ „ „ Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 9, 30. Jänner 1894. 


A 


Un verkauft blieben: 
Ochſen .... 55 Stüc 
Beinlvie h.. . 24 „ 


Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 654 Stück 


Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war trotz des 


geringeren Auftriebes ruhig, daher die Preiſe der Vorwoche keine 


weſentliche Anderung erfahren haben. 


* * 
x 2 


Preisbewegung au der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Prodnete in Wien vom 27. Jänner 1894. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 76—81 kg) von 7 fl. 50 kr. bis 8 fl. 36 kr. 


Roggen L non 70—75 „ „ 6 5 „ „. 6 5 40 5 
A..; A8 De e , e, 
NOS: ara an „ e he, , e e, 
Hafer r ee A ae ee e e, 
b) Mahlproducte. 
DIEB: re a von 13 fl. — kr. bis 14 fl. 50 kr. 
Weizenm eh!! , e e ld: 80 
Roggenmehl „ Dong 1 le 2Dr 
Weizenlleie 22 4 10.4: 205 2425,.39:5 
Roggenlleie oo En „ 4 % „ „ 4 „ 80 


Städtiſches Lagerhaus. 


Vom 18. bis 25. Jänner 1894. 
Waren eingelagert .. 39.431 Meter⸗Centner 
1 ausgelagert. . 37,223 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
12.775 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 25. Jänner 1894: 
50.085 Meter⸗Centner Weizen, 


379.878 Meter⸗Centuer, und zwar: 
74.196 Meter⸗Centner Roggen, 


127.298 5 Gerſte, 47.517 N Hafer, 
4.568 A Mais, 10.488 & Olſaaten, 
23.424 N Mehl u. Kleie, 3.970 5 Wein, 
574 N Zucker, 881 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,672.730 fl. öſt. Währ. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten di: eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 25. bis 29. Jänner 1894: 


Für Neubauten: 
II. Bezirk: Haus, Dresdnerſtraße 62, von Norbert und Chriſtine Seitz, 
II., Wallenſteinſtraße 7, Bauführer Joh. Wagner (426). 
Haus, Jägerſtraße 18, von Mendel Ham burg, IL, Glaſer⸗ 
gaſſe 17, Bauführer L. Ritter (533). 
VI. Bezirk: Haus, Mariahilferſtraße 11, von Karl Ludwig Bauer, Bau- 
führer Ignaz Hranicka (518). 
VII. Bezirk: Haus, Burggaſſe 81, von Victor Peſchl, VII., Kandlgaſſe 5 a, 
Bauführer H. Ohrner (439). 
XVI. Bezirk: Haus, Ottakring, Schubertgaſſe, Cat.-Parc. 2853, Einl.⸗ 
Z. 2658, von Joſef Schweiger, VI., Mechithariſten⸗ 
gaſſe 6, Bauführer Franz Haslinger (3225). 


75 n 


Für Zubauten: 
II. Bezirk: Schmiede, Am Tabor 6, von Alex. Friedmann, Bau- 
führer J. Kreutzer (460). 
Dammſtraße 290, von O. Weiner, Bauführer J. Mat⸗ 
ſchinger (506). 
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IV. Bezirk: Werkſtätte, Louiſengaſſe 21, von Nikolaus Mundt, IV., 
Weyringergaſſe 33, Bauführer Frauenfeld & Berg⸗ 
hof (458). „ . 
VII. Bezirk: Magz, Zollergaſſe 17, von Robert. Ruſchitzka, Bau- 
führer J. Müller (499). da 
XI. Bezirk: Zweiſtöckiger Hofquertract, Simmering, Pfeifergaſſe 13, von 
Anton Wlk, XI., Simmering, Pfeifergaſſe 13, Bauführer 
Frauenfeld& Berghof, Baumeiſter, IV., Guſshaus⸗ 
ſtraße 1 (1282). i 
Für Adaptierungen: 
1. Bezirk: Wollzeile 6, von Ferd. Dehm &' F. Olbxicht, Bau⸗ 
2 meiſter (522). e 
II. Bezirk: Jägerſtraße 35, von Joſef Glaſer, Bauführer Joh. 
Wagner (440). 
Zn 9, von Leo Weiß, Bauführer Franz Dezort 
(536). 
V. Bezirk: Siebenbrunnengaſſe 14, von Gebrüder Schneider, 
Bauführer Joſ. Hecht (427). | 
8 „ Wehrgaſſe 15, von Joſef Daſatiel, Bauführer? (505). 
VII. Bezirk: Kirchberggaſſe 26, von Anton John, Maurermeiſter (423). 
VIII. Bezirk: Stolzenthalergaſſe 15, von Franz Schwemmer, Bau— 
führer? (484). 
XV. Bezirk: Fünfhaus, Haidmannsgaſſe 2, von Kath. Ruſtler und 
Johanna Bibius, XV., Haidmannsgaſſe 2, Bauführer 
Heinrich Stagl, Stadtbaumeiſter, XV., Haidmannsgaſſe 4 
(1911). 
XVII. Bezirk: Hernals, Blumengaſſe 8, von Joſef Schmiedinger, 
XVII., Hernals, Blumengaſſe 8, Bauführer Franz 9 a 3- 
linger, XVII., Hernals, Lobenhauerngaſſe 42 (2858). 
XVIII. Bezirk: Währing, Sternwarteſtraße 4, von Karl Haller, XVIII., 
Währing, Sternwarteſtraße 4, Bauführer? (2268). 


7. 7 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


II. Bezirk: Käfige und Stallungen, Schüttelſtraße 17, Laufbergerſtraße 10, 
von Dr. Friedrich Knauer, noe. Wiener Thier— 
garten⸗Geſellſchaft, Bauführer W. Schimetzek 
431). | 

a Jägerſtraße 35, von Joſef Glaſer, Bauführer 
Joh. Wagner (440). 

IV. Bezirk: Stall und Veranda, Starhemberggaſſe 27, von Franz 

Schibich, Favoritenſtraße 46, Bauführer A. Maier 
480 


" „ 


XI. Bezirk: Abort und Senkgrube, Simmering, Ebersdorferſtraße 34, 
Conſer.⸗Nr. 398, von Marie Hochleitner, XI., Ebers⸗ 
dorferſtraße 34, Bauführer Anton Kurz, Baumeiſter, 
Simmering (1179). 
Düngergrube und Schupfendach-Höherlegung, Simmering, 
Blumengaſſe und Rinnböckſtraße, Parc. 368 / und 2, 
1797 und 1798, von Karl Paul, XI., Hauptſtraße 29, 
Bauführer Johann Schneider, Baumeiſter, Simmering 
1337). 
XV. Bezirk: en der Sturztramböden in Aborten, Fünfhaus, 
Schönbrunnerſtraße 6, von der General-Direction 
der öſterr. Staatsbahnen, Schönbrunnerſtraße 6, 
Bauführer Friedrich Dirnberger, Maurermeiſter, I., 
Wildpretmarkt 9 (2056). 

XVI. Bezirk: Eiskeller, Ottakring, Seeböckgaſſe 681, von J. und J. 
Kuffner, XVI., Ottakring, Hauptſtraße 73, Bauführer 
Rella & Neffe (3786). 


Geſuche um Parcellierung wurden überreicht: 


IV. Bezirk: Weyringergaſſe, Grundb.⸗Einl. 883, von Johann Roth⸗ 
müller (485). 

XVI. Bezirk: Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe, Einl. Z. 2, von Petronella 
Honus (430). 


Ceſuche um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 
I. Bezirk: Johannesgaſſe 34, von Georg und Karl Schweitzer 
469 


II. Bezirk: Handels⸗Quai, Bauſtelle 12, 13, Gruppe XLI, von der k. k. 
Eiſenbahn-Betriebs-Direction (465). 

Othmargaſſe, Bauſtelle 1 und 2, Grundb.-Einl. 1233, von 
Michael Colleger, Gellertgaſſe 28 (532). 

III. Bezirk: Carolinenplatz 1, Belvederegaſſe 23, von Donat Zifferer 
und Eruſt v. Gotthilf, I, Maximilianplatz 6 (434). 
Grundb.⸗Einl. 1962, außer der St. Marxerlinie, von Salomon 

Freſchels, I., Wipplingerſtraße 8 (464). 
IV. Bezirk: Victorgaſſe 21, von Karl Ettenreich, X., Himberger- 
ſtraße (456). n 

VII. Bezirk: Neuſtiftgaſſe 72, von Joſef Hörandner jun., XVII., 
Annagaſſe 17 (534). 

IX. Bezirk: Lazarethgaſſe 23, von Simon Oppelmaier (509). 

XI. Bezirk: Simmering, Thereſiengaſſe 34, vou Joſef und Eva Sed— 
laczek (1178), 
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Simmering, Geiſelberg, Parc. 361/I, Einl.⸗Z. 812, von 
Anton Jarsko, IV., Weyringergaſſe 35 (1314). 

Simmering, Feldgaſſe 5, Conſer. Nr. 267, von Anton 
Vogelſinger und Friedrich Paſtrée (1338). 

Altmannsdorf, Hauptſtraße 28, von Karl Popper, XII., 
Hetzendorf, Laxenburgerſtraße 2 (2184). | 

Ottakring, Gangelbauergaſſe 23, von Karl Lößuitz, XV., 
Neubaugürtel 37 (3785). 


XI. Bezirk: 
XII. Bezirk: 
XVI. Bezirk: 


" ö gaſſe, yon Joſef Schweiger, VII., Mechithariſtengaſſe 6 
(3805). 
9 „ Ottakring, Parc.⸗Nr. 2944, Einl.⸗Z. 2850, Parc.⸗Nr. 2902 


und 2472, Einl.⸗Z. 2499 Gablenzgaſſe, von Joſef und 
Marie Exner, XVI., Lerchenfeldergürtel 33 (3968). 
Realität, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 1276, Cat.⸗Parc. 547/8 Hernals, 


XVII. Bezirk: 
Uniongaſſe, von Johann Nicoladoni (2911). 


Gewerbeanmeldungen vom 23. Jänner 1894. 


(Fortſetzung.) 

Kurſch Auna — Hallentrödlergewerbe — IX., Wiener Trödlerhalle, 
Zelle 195. 

Cechner Anton — Kleidermacher — XVIII., Gerſthof, Hauptſtraße 105. 

Hudeig Erneſtine — Kleidermacherin — IX., Berggaſſe 8. 

Zawodsky Franz — Kleinfuhrwerk — XVIII., Währing, Johaunes— 
aſſe 49. 
er Gröpner Leopoldine — Korbwaren-Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtr. 99. 

Caſtka Thereſia Antonia — Maskenleihanſtalt — XIV., Marktgaſſe 12. 

Miklanek Eva — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVIII., Währing, Gürtelſtraße 8. 

Füchsl Joſef — Pfaidlergewerbe — XVIII., Währing, Thereſteng. 67. 

Götz Johann — Schuhmacher — XII., Waltergaſſe 9. 

Marian Marie — Victualienhandel im Umherziehen — XIII., Breitenſee, 
Kirchengaſſe 25. 

Viditz Marie — Zeitungs-Verſchleiß — IX., Währingerſtraße 57. 

Röthel Alois — Ziegel- und Schieferdecker — XII., Meidling, Lainzer— 
ſtraße 48. 


Gewerbeanmeldungen vom 24. Jänner 1894. 


Gertner Albin, Dr. — Advocatie — IX., Kolingaſſe 20. 

Obriſt Anna — Auticanin⸗Verſchleiß — XVIII., Gerſthof, Feldgaſſe 33. 

Bauer Anton — Ausſchank von gebraunten geiſtigen Getränken und 
Thee — IV., Rainergaſſe 9 a. 

Sadowski Bronislaus, Ritt. v., Brandowski Stanislaus, Ritt. v. — 
Bank⸗ und Commiſſionsgeſchäft — I., Gonzagagaſſe 14. 

Seib Karl — Verſchleiß von photographiſchen Bedarfsartikeln — J., 
Judenplatz 2. 

0 „ Julius — Brantwein- und Theeſchauk — X., Sonnwend— 
gaſſe 30. 
Huber Heinrich — Cognac- und Champagner-Handelsagentie — II., Rothen⸗ 
Sterngaſſe 14. 

8 au Samuel vel Sami — Commiſſionswarenhandel — J., Wipplinger— 
ſtraße 6. 
Spitzer David Löbl — Commiſſiouswaren-Verſchleiß — II., Ob. Donau- 
ſtraße 78. 
Feiwelſohn Feiwel — Cravatten-Erzeugung — II., Trauufelsgaſſe 1. 
Mareſch Marie — Cravatten-Erzeugung — VII., Lerchenfelderſtraße 33. 
Langer Joſef — Eishandel — X., Himbergerſtraße 151. 
8 . Friedrich — Eislaufplatz — XII., Altmannsdorf, Haupt— 
traße 1. f 
Niedermair Franz — Faſsbinder — X., Alxingergaſſe 33. 
Noſſek⸗Przynsker Abram — Fiſchhandel — II., Thereſiengaſſe 3. 
Wopiczka Alois — Fleiſchſelcher — II., Kloſterneuburgerſtraße 16. 
Obruda Michael — Fleiſch-Verſchleiß — II., Am Tabor 18. 
Hirſchfeld Herſch — Fleiſch-Commiſſionshandel — III., Großmarkthalle. 
Böhm Jakob — Friſeur — IX., Porzellangaſſe 49 a. 
Hirſch Rudolf — Gaſt- und Schaukgewerbe — XII., Gaudenzdorf, 
Badgaſſe 6. (Das Weitere folgt.) 


Inhalt: 
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